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Burger King 

Mit dem Druck 
auf die Kollegin¬ 
nen wächst auch 
der Widerstand. 
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Gabriel bremst 

Umweltorganisationen se¬ 
hen in den Plänen des Wirt¬ 
schaftsministers einen Fron¬ 
talangriff auf die Energie¬ 
wende. 
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Genfer Syrien-Gespräche 

Die Verhandlungen der ver¬ 
feindeten Seiten haben nach 
holprigem Start Fahrt aufge¬ 
nommen. 
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Kein Frieden mit der NATO 

Proteste gegen die NATO-Kriegstagung in München 


E s ist ein makabrer Geburtstag, der 
am 1. Februar die Friedensbewe¬ 
gung in München auf die Straße 
bringt: 50 Jahre sogenannte NATO-Si- 
cherheitskonferenz (früher Wehrkun¬ 
detagung). 

Ein breites Bündnis von über 80 Orga¬ 
nisationen und 100 Einzelpersonen ru¬ 
fen auf zur Demonstration, denn fünf¬ 
zig Mal „Siko“ ist fünfzig Mal zu viel. 
Im Nobelhotel Bayerischer Hof treffen 
sich wieder die Kriegsstrategen, Waf¬ 
fenhändler und ihr politisches Perso¬ 
nal, deren Kriege, Foltergefängnis¬ 
se und Waffenexporte eine Blutlinie 
durch diese fünfzig Jahre Geschichte 
ziehen. Auf der Siko geht es nicht um 
Frieden, nicht um die Lösung interna¬ 
tionaler Konflikte, weder um unsere - 
noch um die Sicherheit der Menschen 
auf diesem Globus. Dort versammeln 
sich die Drahtzieher der völkerrechts¬ 
widrigen NATO-Aggressionskriege, 
die Hauptverantwortlichen für welt¬ 
weite Ungerechtigkeit und die Haupt¬ 
verursacher von Hunger, Armut und 
U mweltzer Störung. 

Seit Jahren bemühen sich Politiker 
bei der Siko darum, dass die EU als 
„glaubwürdiger Akteur auf der Welt¬ 
bühne akzeptiert werde“. Deshalb 
braucht sie die „entsprechende mili¬ 
tärische Stärke“, eine „effiziente Euro¬ 
päische Armee“ und Deutschland eine 
„leistungsfähige und professionelle Be¬ 
rufsarmee“. 

Um militärisch handlungsfähig zu wer¬ 
den, müssten Deutschland und die EU 
zu größeren Rüstungsanstrengungen 
bereit sein. Europa müsse „mehr in 
die Sicherheit investieren“ forderten 
Ischinger und der Chef des größten eu¬ 
ropäischen Rüstungskonzerns EADS, 
Thomas Enders, in einem gemeinsa¬ 
men Handelsblatt-Artikel. (Handels¬ 
blatt, 26.4.13) 

Selbst die Entmachtung des Parlaments 
ist für Ischinger kein Tabu: Der Parla¬ 
mentsvorbehalt bei Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr mache Deutschland 
„handlungs- und partnerschaftsunfä¬ 
hig“, sagt er. Militäreinsätze „die von 
der EU oder NATO angefordert wer¬ 
den“, müssten „von einem möglichen 
Veto der nationalen Parlamente aus¬ 
genommen werden“. (Monthly Mind, 
July 2011). 


„Mit Waffen Frieden schaffen“ 

Mit Waffen Frieden schaffen - das 
war auch Tenor der ersten Pressekon¬ 
ferenz von Ischinger vor der diesjäh¬ 
rigen Konferenz, der folgerichtig für 
die Anschaffung von Drohnen für die 


Bundeswehr ebenso eintritt wie für die 
Stärkung der syrischen „Rebellen“. 
„Zehn Chefs großer internationa¬ 
ler Organisationen werden teilneh¬ 
men“, verkündete Ischinger stolz den 
anwesenden Journalisten; darunter 
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon, 
EU-Kommissionspräsident Barroso, 
Nato-Generalsekretär Rasmussen. 
Fünf EU-Kommissare, 20 Staats- und 
Regierungschefs, 50 Außen- und Ver¬ 
teidigungsminister wie auch der Bun¬ 
despräsident werden nach München 
kommen, um „sicherheitspolitische 
Herausforderungen“ zu diskutieren. 
Während Ischinger die „friedenspoliti¬ 
sche Bedeutung“ der „Sicherheitskon¬ 
ferenz“ betonte - „Mit Waffen Frie¬ 
den schaffen ist ein wichtiges Thema 
dieser Konferenz“ - erhob sich Pro¬ 
test bei den Zuhörern. Aktivistinnen 


der Münchner Friedensbewegung hat¬ 
ten sich in die Pressekonferenz einge¬ 
schmuggelt. „Die Rüstungslobby, die 
sich bei der Münchner Sicherheitskon¬ 
ferenz versammelt, wird niemals für 
Abrüstung und Frieden eintreten“ er¬ 


klärte Kerem Schamberger, „50 Jahre 
Sicherheitskonferenz bedeuten 50 Jah¬ 
re Rüstungswahnsinn - Es reicht!“ und 
ähnliche Aussagen standen auf den 
Schildern, die sie den TV-Kameras und 
den Pressefotografen entgegenhielten. 

Ukraine als Thema 

Auf Nachfrage sagte Ischinger, dass 
das Thema „Drohnen“ von der Tages¬ 
ordnung genommen wurde, um Raum 
für die „Ukraine“ zu bekommen. Dazu 
werde der frühere US-Sicherheitsbe- 
rater Zbigniew Brzezinski referieren. 
Seit dem Zusammenbruch der Sowjet¬ 
union beschäftigt sich Brzezinski mit 
der herausragenden Bedeutung der 
Ukraine auf dem „eurasischen Schach¬ 
brett“ (Brzezinski). Ob die USA eine 
„zweite Chance“ erhalten, hängt nach 
Brzezinski sehr stark davon ab, ob die 


Ukraine von Russland gelöst und ins 
„europäisch-amerikanische Lager“ ge¬ 
zogen werden kann. Wahrscheinlich ist 
deshalb, dass die Auseinandersetzun¬ 
gen in der Ukraine weiter angeheizt 
werden. 


Kriegsgegner machen mobil 

Mit Lesungen im Münchner Literatur¬ 
haus zur „Un-Sicherheitskonferenz“, 
einer Ausstellung von Antikriegsbil¬ 
dern, Karikaturen und Zeichnungen im 
EineWeltHaus oder des großen inter¬ 
nationalen Forum der Münchner Frie¬ 
denskonferenz, parallel zur Siko wird 
den Kriegstrommlern im Bayerischen 
Hof der Marsch geblasen. 

Mit einer Geburtstagstorte der beson¬ 
deren Art wird die DKP München bei 
der Demo dabei sein. Die Torte wird 
mit Waffen „geschmückt“ und blut¬ 
verschmiert auf dieses makabre Jubi¬ 
läum aufmerksam machen. Dahinter 
werden mit weißen Masken Menschen 
gehen, die auf Trageschildern die Blut¬ 
linie der NATO in den letzten 50 Jah¬ 
ren darstellen. 

Walter Listl 



Thema der Woche 


Hier werden künftige 
Kriege vorbereitet...: 

Zur Geschichte der SIKO, ihren Un¬ 
terstützern und Ehrengästen. 
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München: Aktionsbündnis gegen 
die NATO-Sicherheitskonferenz 

Samstag, i. Februar 2014 

13:00 Uhr Auftaktkundgebung auf 
dem Marienplatz mit Tobias Pflüger 
13:30 Uhr Demo rund um den Ta¬ 
gungsort der Siko 

15:00 Uhr Schlusskundgebung auf 
dem Marienplatz mit Sabine Leidig, 
MdB, und großem Kulturprogramm 
gegen Krieg 

Weitere Informationen unter 
www.sicherheitskonferenz.de 

Treffpunkt der Freundinnen und Ge¬ 
nossinnen der DKP: 12:00 Uhr, Mari¬ 
enplatz zwischen Kaufhaus Beck und 
Cafe Rischart bei der großen Torte. 



15. Februar, Aachen 


Demonstration 
und Konferenz 


in Aachen am 15. Februar 2014 aus 
Anlass des 100. Jahrestages des 
Ausbruchs des ersten imperialisti¬ 
schen Weltkriegs. 


Partei der Arbeit Belgiens 
DKP 


KP Luxemburgs 
Neue KP der Niederlande 
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DKP verabschiedet EU-Wahlprogramm 

NEIN zum Europa der Banken und Konzerne! 

JA zum Europa der Solidarität und des Widerstands! 


Am vergangenen Wochenende verab¬ 
schiedete der Parteivorstand der DKP 
auf seiner 6. Tagung in Essen mit gro¬ 
ßer Mehrheit (18 Ja-Stimmen/5 Nein- 
Stimmen/1 Enthaltung) das EU-Wahl¬ 
programm der DKP. Nach dem ersten 
Entwurf hatten viele Gliederungen der 
Partei über das Papier diskutiert und 
Verbesserungsvorschläge gemacht. 
Vor allem Hinweise, dass sichtbarer 
werden müsse, wofür die DKP steht 
und kämpft, wo und mit wem sie ak¬ 
tiv eingreift und was sie fordert wur¬ 
den von der Redaktionsgruppe auf¬ 
gegriffen und eingearbeitet. Eine Dis¬ 
kussion drehte sich wie schon zuvor 
in der UZ-Lesertribüne um die Zwi¬ 
schenüberschriften: Sagen wir „Nein 
zur EU“ oder „Nein zu dieser EU“? In 
einer knappen Abstimmung entschied 
sich der PV für Letzteres. Illusionen 


über die EU lässt der Text aber keine 
aufkommen: „Es gab nie eine soziale 
und demokratische Anfangsphase der 
EU ... (Sie) kann nicht in ihr Gegen¬ 
teil „transformiert“ werden. Eine Ori¬ 
entierung auf eine Neugründung unter 
Beibehaltung der alten monopolkapi¬ 
talistischen Macht- und Eigentumsver¬ 
hältnisse ist illusorisch.“ Das ist keine 
Ohnmachtsposition, denn weiter heißt 
es: „Die weitere Entwicklung in Euro¬ 
pa wird davon abhängen, inwieweit es 
der gewerkschaftlichen und politischen 
Arbeiterbewegung und anderen anti¬ 
monopolistischen Bewegungen, den 
demokratischen Kräften insgesamt, 
gelingen wird, die Macht und den do¬ 
minierenden Einfluss des Finanz- und 
Monopolkapitals auf den europäischen 
Integrationsprozess zurückzudrängen. 
... Eine kommunistische Kandidatur 


ist ein Signal für diesen zu verstärken¬ 
den Protest der Arbeiter- und Gewerk¬ 
schaftsbewegung ... In diesen Kämpfen 
treten wir sowohl für kurz- wie auch für 
langfristige Verbesserungen und Refor¬ 
men im Interesse der Werktätigen in 
ganz Europa ein.“ Das 11-seitige Wahl¬ 
programm wird in Kürze veröffentlicht. 
Zuvor hatte der Parteivorstand mit ei¬ 
ner Reihe von Gästen des Arbeitskrei¬ 
ses Betrieb und Gewerkschaft (B&G) 
intensiv über die B&G-Arbeit der 
DKP diskutiert. Der verantwortliche 
Sekretär, Olaf Harms, referierte einlei¬ 
tend über aktuelle Tarifauseinanderset¬ 
zungen sowie Aufgaben und Möglich¬ 
keiten von Kommunistinnen. Intensiv 
befasste er sich mit den Gefahren für 
Arbeiter- und demokratische Rech¬ 
te durch das geplante Freihandelsab¬ 
kommen zwischen den USA und der 


EU (TTIP). Uwe Fritsch, Betriebsrats¬ 
vorsitzender von VW-Braunschweig, 
ergänzte die Ausführungen um eine 
Einschätzung der Entwicklung der 
IG-Metall und deren Bemühen, allge¬ 
meinpolitisch einzugreifen. Besonders 
hob er hier die Kampagne der IG- 
Metall-Jugend „Revolution Bildung“ 
hervor. In zahlreichen Diskussionsbei¬ 
trägen wurde die Bedeutung gewerk¬ 
schaftlicher Bildungsarbeit und der 
Arbeit von Vertrauensleuten im Be¬ 
trieb betont. Nicht zu unterschätzen 
und wieder zu aktivieren sei die Her¬ 
ausgabe von DKP-Betriebszeitungen. 
Angeregt wurde ein Treffen von Akti¬ 
ven im Gewerkschaftsbereich, um den 
Komplex TTIP weiter zu beraten. 

Am Sonntag befasste sich der Vor¬ 
stand angesichts des zweiten Tref¬ 
fens der „Parteiopposition“ und dort 
gemachter Aussagen, darunter einen 
Verein gründen zu wollen, der unter 
anderem das Nachrichtenportal kom- 
munisten.de herausgeben soll, mit der 
Lage der Partei. Mehrheitlich wurde 


die Fortführung dieser Treffen kriti¬ 
siert und abgelehnt, weil sie ungeeig¬ 
net seien „Differenzen, die es in der 
Partei gibt, produktiv zu machen oder 
gar zu klären“. Der Parteivorstand for¬ 
derte das Sekretariat unter anderem 
dazu auf, die Mitglieder der DKP, die 
an den Treffen teilgenommen haben, 
zu einer Aussprache einzuladen. „Ne¬ 
ben der notwendigen Debatte um die 
aufgeworfenen Fragen“ zur strate¬ 
gischen Orientierung, zur Rolle und 
Aufgaben der Kommunistischen Par¬ 
tei und ihren Organisationsprinzipien, 
„ist es die wichtigste Zielstellung, zu 
einer gemeinsamen Umsetzung die¬ 
ser Beschlüsse zu kommen“, heißt es 
in dem entsprechenden Beschluss. 
Gemeint sind unter anderem die 
Absicherung der Kandidatur zu den 
EU-Wahlen, der Wahlkampf und die 
Durchführung des UZ-Pressefestes. 
Die Referate und Beschlüsse der 
6.-PV-Tagung werden in Kürze in ei¬ 
ner DKP-Information veröffentlicht. 

Wera Richter 
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Castkolumne von Paul Rodermund 


Raus aus der Defensive! 


Jeder zehnte Deutsche ergötzt sich 
derzeit an der öffentlichen Erniedri¬ 
gung die die Teilnehmer des Dschun¬ 
gelcamps für das große Geld über 
sich ergehen lassen. Über die Er¬ 
niedrigungen und Schikanen, die den 



Paul Rodermund ist Vorsitzender 
der Sozialistischen Deutschen 
Arbeiterjugend (SDAJ) 


Arbeitsalltag der Azubis und jungen 
Arbeiter prägen, legen die deut¬ 
schen Medien hingegen den Mantel 
des Schweigens. Dabei gäbe es genug 
Anlässe über die Lebenswelt der Ju¬ 
gend zu diskutieren. 

Während die Regierungsparteien von 
Beschäftigungswundern schwärmen, 
ergeben sich nach Korrektur der ge¬ 
schönten Statistik für das Jahr 2012 
923 574 Ausbildungsinteressierte. 
Dieser Zahl standen lediglich 584 532 
Ausbildungsplätze gegenüber. Für 
diejenigen, die eine Ausbildung er¬ 
gattern, verschärft sich der Trend in 
Richtung Schmalspurausbildung und 
etwa zwei Drittel aller Azubis weiß 
bis kurz vor Abschluss der Ausbil¬ 
dung nicht, ob sie übernommen wer¬ 
den. Der unbefristete Arbeitsvertrag 
gehört de facto der Vergangenheit an. 
Knapp ein Drittel macht regelmäßig 


Überstunden, die Hälfte bekommt 
sie nicht einmal vergütet. Fast 80 Pro¬ 
zent der jungen Beschäftigten gehen 
auch zur Arbeit, wenn sie krank sind. 
Kein Wunder, dass sich Perspektivlo- 
sigkeit breit macht und kein Wunder, 
dass vor allem individuelle Lösungs¬ 
ansätze gesucht werden. 

Als SDAJ widmen wir uns in diesem 
Jahr mit unserer Kampagne „Unsere 
Zukunft statt eure Proüte - Ausbeu¬ 
ter outen, Ausbildung erkämpfen!“ 
schwerpunktmäßig der Lage der 
Auszubildenden. Mit öffentlichen 
Enthüllungen wollen wir die mie¬ 
sen Bedingungen, unter denen un¬ 
sere Generation lernt und arbeitet, 
ins Licht der Öffentlichkeit zerren. 
Ziel ist es, dass so einerseits Solida- 
risierungseffekte entstehen und an¬ 
dererseits deutlich wird, dass es sich 
bei den verschiedenen Problemen 
nicht um Einzelfälle handelt. Wir 
wollen bei unseren Aktionen ver¬ 
mitteln, dass die üble Ausbildungsla¬ 
ge uns alle betrifft und sie aus dem 
grundsätzlichen Problem herrührt, 
dass die Unternehmer Proüt aus 
unserer Arbeit schlagen. Wir haben 
kein Patentrezept, um die Offensive 
des Kapitals rasch zu stoppen. Aber 
wenn es uns gelingt, die Selbstakti¬ 
vität einer Generation zu befeuern, 
die kaum erfolgreiche Kampferfah¬ 
rungen gesammelt hat, ist ein großer 
Schritt getan. 

Unser Angebot, um diese Kämpfe 
über den eigenen Betrieb hinaus auf 
die politische Ebene zu heben, ist 
ein Ausbildungsgesetz, in dem we¬ 
sentliche Interessen der Arbeiterju¬ 
gend verankert sind. Der Kampf für 
unbefristete Übernahme, eine Aus¬ 
bildungsplatzgarantie und eine Min¬ 
destausbildungsvergütung von 1 200 
Euro Netto sind erste Schritte, um 
dem Kapital etwas Spielraum abzu¬ 
trotzen. 


Sittenwidrig?! 

Niedrige Bezahlung bei Zero und Rewe 


Der Bundesgerichtshof stellte bereits 
1997 fest, dass eine sittenwidrige Be¬ 
zahlung oder Lohnwucher dann vor¬ 
hegt, wenn der Lohn nur zwei Drittel 
des Tariflohns beträgt. Diese Ansicht 
bestätigte das Bundesarbeitsgericht im 
Jahr 2009, wenn es von einem auffälli¬ 
gen Missverhältnis zwischen Leistung 
und Gegenleistung spricht, falls die Ar¬ 
beitsvergütung nicht einmal zwei Drit¬ 
tel eines in der betreffenden Branche 
und Wirtschaftsregion üblicherweise 
gezahlten Tariflohns erreicht. 

Im Bereich des Einzelhandels mit ei¬ 
nem Stundenlohn von bundesweit 
13,79 Euro für langjährige Verkäufer/ 
innen hegt die „Sittlichkeitsgrenze“ 
also bei 9,24 Euro pro Stunde. Hier 
zwei Beispiele von Beschäftigten aus 
Südhessen, die mit ver.di deshalb eine 
bessere Bezahlung einfordern: 

Im Frühjahr 2013 begann Sarah Y. 
(Name geändert) als Verkäuferin in 
der Darmstädter Filiale der Zero Tex¬ 
tilhandel GmbH & Co. KG. Sie hatte 
vorher den Beruf erlernt und in ihm 
schon bald zehn Jahre gearbeitet. Laut 
Arbeitsvertrag wurde ihr für eine Ar¬ 
beitszeit von monatlich 150 Stunden 
ein Gehalt von brutto 1 220 Euro, also 
8,13 Euro je Stunde zugestanden. 
Aber Zero hatte noch andere Rege¬ 
lungen auf „Lager“, zu der sich die Be¬ 
schäftigte verpflichtete: eine Vertei¬ 
lung der Arbeitszeit auf sechs Werkta¬ 
ge, eine tägliche Arbeitszeit von bis zu 
zehn Stunden sowie ein Verzicht auf 
„die Inanspruchnahme von Kinderbe¬ 
treuungstagen“. 


Brigitte C. (Name geändert) hatte be¬ 
reits mehr als zwei Jahrzehnte im Ein¬ 
zelhandel gearbeitet, als sie ihr Be¬ 
schäftigungsverhältnis bei der Rewe 
Besser oHG im baden-württembergi¬ 
schen Weinheim im November 2012 
begann. Für die arbeitsvertraglich ver¬ 
einbarten 108,67 Stunden monatlich 
erhielt sie ein Bruttogehalt von 938,50 
Euro, also einen Stundenlohn von 8,64 
Euro. Das Unternehmen ist ein so ge¬ 
nannter „privatisierter“ Rewe-Markt, 
der von einem selbstständigen Kauf¬ 
mann geleitet wird. Hier gilt offenbar 
nicht das von Bezirksmanagern der 
Rewe gern prahlerisch vorgetragene 
Motto: Wo Rewe draufstehe, müsse 
auch Rewe drin sein. Die „Privatisier¬ 
ten“ haben offensichtlich freie Hand 
für alle möglichen Abweichungen vom 
B ranchentarifvertrag. 

Solche und auch noch wesentlich nied¬ 
rigere Löhne finden sich in vielen Un¬ 
ternehmen des Einzelhandels. In aller 
Regel haben die Beschäftigten größte 
Angst, ihre Rechte geltend zu machen. 
Sie befürchten, dass sie dann den auch 
schlecht bezahlten Arbeitsplatz ver¬ 
lieren, aus diesem Grund von der Ar¬ 
beitsagentur mit einer zwölfwöchigen 
Sperrzeit bestraft werden und die Su¬ 
che nach einer neuen, nicht einmal voll 
tariflich bezahlten Stelle für sie noch 
schwieriger wird. Denn auch die Be¬ 
hörde kennt keine Skrupel, erwerbs¬ 
lose Verkäufer/innen zu sittenwidrigen 
Löhnen in Arbeits- und damit Knecht¬ 
schaftsverhältnisse zu vermitteln. 

Horst Gobrecht 


5 . Zeitkonferenz der „Allianz für den freien Sonntag“ 

Dienstag, 25. Februar 2014 
von 10.30 Uhr bis 16.00 Uhr 
ver.di-Landesbezirk Nordrhein-Westfalen 
Karlstraße 123-127,40210 Düsseldorf 
Weitere Informationen: http://handel-nrw.verdi.de 


„Wir erfahren in den Aktionen 
eine Menge Zustimmung“ 

Widerstand gegen Burger King Praktiken - Die UZ sprach mit Manfred Sträter (NGG) 


Seit der Betriebsübernahme im Mai 
2013 setzen die neuen Eigentümer Er- 
gün Yildiz und Alexander Kolobov (Yi- 
Ko Holding) die Burger King Beschäf¬ 
tigten unter Druck. Mit Personalabbau, 
Dumpinglöhnen, Missachtung von Ge¬ 
setzen und Tarifverträgen will man Ma¬ 
ximalprofite erreichen. Betriebsräte, die 
dies nicht mitmachen, werden massiv 
behindert, Betriebsvereinbarungen rei¬ 
henweise gekündigt. Mit Hilfe des Un¬ 
ternehmeranwaltes Naujoks bezichtigen 
die neuen Franchise-Nehmer die Beleg¬ 
schaftsvertreter teilweise des Diebstahls 
oder anderen Unregelmäßigkeiten (sie¬ 
he UZ vom 17.1.2014). 

UZ: Die Gewerkschaft Nahrung-Ge¬ 
nuss-Gaststätten (NGG) wehrt sich 
dagegen mit zahlreichen Aktionen vor 
den Filialen. Burger King wird aufge¬ 
fordert, sich an Gesetze und Tarifverträ¬ 
ge zu halten. Was werfen Sie dem Frika¬ 
dellenbräter vor? 

Manfred Sträter: Seit dem Übergang 
am 2. Mai letzten Jahres ist Ergün 
Yildiz angetreten, die Personalkosten 
gravierend zu senken. Yildiz ist Ge¬ 
schäftsführer des Franchise-Nehmers 
Burger King GmbH. Das zeigt sich in 
einem beim Ausdünnen des Personals 
quer durch alle Restaurants. Betroffen 
sind sowohl Restaurantführungskräf¬ 
te als auch Crew-Mitarbeiter. So wur¬ 
den die Personalkosten von teilweise 
über neunzehn auf dreizehn Prozent 
gesenkt. Da, wo sonst sechs Menschen 
arbeiten, sind es jetzt nur noch vier. 
Das ist ein Drittel weniger an Personal 

UZ: Es wird nicht nur mehr gearbeitet. 
Es wird wohl auch weniger verdient? 

Manfred Sträter: Schritt zwei war, die 
bestehenden Tarifverträge der System¬ 
gastronomie in Frage zu stellen. Hin¬ 


ter der Beschäftigten überhaupt nicht 
mehr beteiligen wollte. Wir haben als 
zuständige Gewerkschaft einstweilige 
Verfügungen vor den Arbeitsgerichten 
durchgesetzt, die wir auch alle gewan¬ 
nen. Die Richter haben entschieden, die 



Manfred Sträter ist Gewerkschafts¬ 
sekretär der NGG Region Dortmund. 


Dienstpläne sind vorzulegen. Für den 
Fall, dass dies nicht geschieht, sind 10 
000 Euro Geldstrafe festgesetzt worden. 

UZ: Am 21. Januar fand eine Kundge¬ 
bung in Stade vor dem Arbeitsgericht 
statt. Grund waren mehrere Gerichts¬ 
verfahren gegen den Betriebsratsvorsit¬ 
zenden der Zentrale von Burger King. 
Worum ging es? 

Manfred Sträter: Obwohl Burger King 
bei den einstweiligen Verfügungen un¬ 
terlag, gingen die Angriffe seit Mitte 
Juni 2013 mit Hilfe des Anwaltes Hel¬ 
mut Naujoks, dem sogenannten Be¬ 
triebsrätefresser, weiter. Seitdem gibt 
es über die Republik verteilt Verfahren 
gegen Betriebsratsmitglieder. In Stade 
ging es um den Betriebsratsvorsitzen- 


mund Kley hätte sich eine Arbeitsun¬ 
fähigkeit erschlichen. Beweise dafür 
gab es keine. In einem zweiten Verfah¬ 
ren wurde einem Kollegen untersteht, 
er habe sieben Tüten Ketschup gestoh¬ 
len. Beide Verfahren sind in erster In¬ 
stanz gewonnen worden. In Kley geht 
das Spiel nun weiter. Jetzt sollen Pau¬ 
senzeiten nicht abgestempelt worden 
sein. Insgesamt sind es deutlich über 
zwanzig Verfahren, mit denen wir uns 
als Fachgewerkschaft beschäftigen und 
unseren Mitgliedern Rechtsschutz ge¬ 
währen. 

UZ: Wie sieht die Unterstützung und 
Solidarität von außerhalb aus? 

Manfred Sträter: Hier in Dortmund 
ist dies nicht das Problem. Wir erfah¬ 
ren in den Aktionen eine Menge Zu¬ 
stimmung. An unserem Infostand am 
13. Januar, wo wir auch Unterschrif¬ 
ten gegen die Arbeitsbedingungen bei 
Burger King sammelten, bekamen wir 
Unterstützung von der DKP, Links¬ 
partei, Grüne und SPD. Soziale Or¬ 
ganisationen, wie Attac waren dabei. 
Selbst vor Drive-Restaurants stiegen 
die Menschen aus den Autos aus und 
kamen zum unterschreiben an unsere 
Informationsstände vor das Betriebs¬ 
gelände. 

UZ: Können Sie etwas dazu sagen, wie 
sich die Aktionen auf die Mitgliederent¬ 
wicklung der NGG auswirken? Wächst 
der Zusammenhalt in den Filialen? 

Manfred Sträter: Für Dortmund und 
Umgebung ganz konkret, haben wir 
rund 5 000 Mitglieder. An Neuauf¬ 
nahmen gibt es 377, davon sind 52 von 
Burger King. Dazu haben sicherlich die 
über 4 000 gesammelten Unterschrif¬ 
ten beigetragen. Beides hilft uns sehr. 
UZ: Die Kapitalseite wird nicht locker 



sichtlich des Eingangslohns von 7,71 
Euro ist Yildiz der Meinung, dass für 
geringfügig Beschäftigte auch 6,00 bzw. 
6,50 Euro ausreichen. Das ist ein direk¬ 
ter Eingriff in den Stundenlohn. Dann 
gibt es eine Reihe von tariflichen Leis¬ 
tungen, wie Nachtarbeitszuschläge, die 
wegfallen sollen. In Betriebsvereinba¬ 
rungen galten Umkleidezeiten als be¬ 
zahlte Arbeitszeit. Die neuen Eigentü¬ 
mer haben angewiesen, die Bezahlung 
der Umkleidezeiten zu verweigern. Die 
Zuschläge werden generell nicht mehr 
gewährt für geringfügige Arbeitsver¬ 
hältnisse, aber auch für Management- 
Mitarbeiter. Hinzu kam, dass Gehälter 
verspätet oder gar nicht bezahlt werden. 

UZ: Wie haben die Betriebsräte darauf 
reagiert? 

Manfred Sträter: Bei der Frage der Per¬ 
sonalausdünnung und den Arbeitszei¬ 
ten haben die Betriebsräte Mitbestim¬ 
mungsrechte geltend gemacht. Sie ha¬ 
ben sich auch nicht gefallen lassen, dass 
die Yi-Ko Holding die Interessenvertre- 


den der Hauptverwaltung von Burger 
King. Ihm wurde unterstellt, die Be¬ 
triebsratswahlen manipuliert zu haben, 
weil statt in einer Wahlversammlung 
der Betriebsrat per Briefwahl gewählt 
wurde. Der Richter wies den Vorwurf 
der Manipulation ausdrücklich zurück. 
In einem weiteren Verfahren sollte der 
Betriebsrat gänzlich aufgelöst werden. 
Dieses Verfahren hat Burger King zu¬ 
rückgezogen. Die Beteiligung an der 
Solidaritätskundgebung vor dem Ar¬ 
beitsgericht war gut. Es ist uns gelun¬ 
gen die Angriffe auf die Betriebsräte 
abzuwehren. Gleichzeitig haben wir 
wiederum auf die Arbeitsverhältnisse 
und Lohnkürzungen hinweisen kön¬ 
nen. Die Resonanz bei der Bevölke¬ 
rung innerhalb der Belegschaft, aber 
auch in der örtlichen Presse ist positiv. 

UZ: Es gab noch weitere Erfolge. Muss¬ 
ten nicht auch Kündigungen zurück ge¬ 
nommen werden? 

Manfred Sträter: Ja, der Vorwurf, ein 
Betriebsratsvorsitzender aus Dort¬ 


lassen. Wie sieht der zukünftige Wider¬ 
stand bei Burger King aus? Gibt es 
Möglichkeiten diesen zu verbreitern? 

Manfred Sträter: Wir hatten die Situ¬ 
ation, dass wir in den letzten Wochen 
und Monaten fast immer nur im Ab¬ 
wehrkampf standen. Betroffen sind 
etwa 175 Beschäftigte. Aufgelaufen 
vertreten wir 82 Mitglieder. Diese ha¬ 
ben Forderungen gegen Yildiz. Zum 
Stand 31. Dezember hatten wir 28 Ge¬ 
richtsverfahren. Hinzu kommen zehn 
Beschlussverfahren. Alles ist öffent¬ 
lich gut begleitet worden. Aber, wir 
müssen den Abwehrkampf noch ver¬ 
breitern. Neben der Orientierung auf 
die Betriebsratswahlen in diesem Jahr, 
wird es am 25. Februar eine gemeinsa¬ 
me Auftaktveranstaltung in der DGB - 
Region geben. Da wir aus diesem Kreis 
schon die ganze Zeit Unterstützung 
bekamen, sehen wir die Möglichkeit, 
mit dieser Veranstaltung den Wider¬ 
stand mit Hilfe der anderen Gewerk¬ 
schaften zu vergrößern. 

Die Fragen stellte Herbert Schedlbauer 
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Personalabbau bei Telekom-Tochter 

Bis zu 6ooo Beschäftigte sollen bei T-Systems gehen 


K urz vor Weihnachten wurde in 
den Wirtschaftsteilen großer 
überregionaler Zeitungen eine 
für alle Telekom-Beschäftigten „fro¬ 
he“ Weihnachtsbotschaft verbreitet. 
Nach „Handelsblatt“-Informationen 
sollen in den kommenden drei Jahren 
4 000 bis 6 000 Arbeitsplätze bei der 
Konzerntochter T-Systems gestrichen 
oder verlagert werden. Ein Telekom- 
Sprecher bezeichnete die Zahlen auf 
Anfrage der Nachrichtenagentur dpa 
zwar als „Spekulation 4 , 4 bestätigte aber 
Umbaupläne. 

Bei der im Jahr 2000 gegründeten 
Telekom-Tochter sind weltweit rund 
52700 Mitarbeiter beschäftigt. Der 
Sitz ist Frankfurt am Main. In Darm¬ 
stadt, dem zweitgrößten Standort in 
Deutschland, arbeiten rund 2 800 Mit¬ 
arbeiter in den drei Standorten Ot- 
to-Röhm-Straße, Goebelstraße so¬ 
wie Pfnorstraße an Informations- und 
Kommunikationstechnik für Großkon¬ 
zerne und öffentliche Institutionen - 
darunter Kunden wie der Ölkonzern 
Shell und das Land Niedersachsen. Für 
2012 gab das Unternehmen einen Um¬ 
satz von rund 10 Milliarden Euro an. 

Auftakt zur Tarifrunde 

Wie schon in Vergangenheit sickern 
solche Informationen genau zum rich¬ 
tigen Zeitpunkt durch und werden 
dann medial gerne aufgenommen. So 
ist es sicherlich kein Zufall, dass die 
Meldungen im Dezember genau einen 
Tag vor der Beschlussfassung der Ta¬ 
rifforderung des ver.di-Bundesfachbe- 
reiches „zufällig“ an die Öffentlichkeit 
geraten sind. Die Entgelt-Tarifverträge 
bei der Telekom - darunter T-Deutsch- 
land GmbH sowie die gesamte Servi¬ 
cesparte - laufen am 31. Januar 2014 
aus, bei den T-Systems-Unternehmen 
am 31. März 2014. Der Ausschluss be¬ 
triebsbedingter Beendigungskündi¬ 
gungen im Telekom-Konzern endet 
zum 31. Dezember 2013. Von der Ta¬ 
rifrunde sind insgesamt knapp 100 000 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh¬ 
mer sowie Auszubildende betroffen. 
„Die Beschäftigten brauchen Sicher¬ 
heit und sie wollen Teilhabe am wirt¬ 
schaftlichen Erfolg. Die Zukunftsper¬ 
spektiven der Beschäftigten dürfen 
nicht gegen die Zukunftsperspektiven 


Nach den Drogeriemärkten - Stich¬ 
wort Schlecker-Pleite - und den Bau¬ 
märkten - sprich Praktiker-Debakel 
- leistet sich nun die Möbelbranche 
Verdrängungs- bzw. Vernichtungs¬ 
krieg. Der Grund: Die Umsätze wach¬ 
sen schon seit einem Jahrzehnt eher 
bescheiden. Das treibt die Branchen¬ 
riesen zum brutalen Kampf um grö¬ 
ßere Marktanteile. Den zehn größten 
Möbelhändlern gelang es gleichzeitig 
dennoch, ihre Marktanteile stetig zu 
vergrößern. 

Im vergangenen Jahr teilten sie sich mit 
14 Milliarden Euro allein - fast die 
Hälfte der gesamten Branchenerlöse - 
unter sich auf. Wie friedlich war doch 
früher scheinbar alles, als der Möbel¬ 
handel noch ein lokales bzw. regiona¬ 
les Gewerbe war. Die einzelnen Mö¬ 
belhändler wollten zwar ebenfalls ihren 
Reibach machen, aber mit ihren Mö¬ 
belhäusern dienten sie auch der wohn¬ 
ortnahen Versorgung der Bevölkerung. 
Die Verkaufsgebiete waren klar Umris¬ 
sen. Es verstieß gegen die Innungsehre, 
im Gebiet eines anderen Händlers sel¬ 
ber ein Möbelhaus zu begründen. Die 
Möbel wurden meist sogar aus einhei¬ 
mischen Rohstoffen lokal produziert, 
lokal vertrieben und die Käufer nutz¬ 
ten sie nicht selten lebenslang- oder gar 
über mehrere Generationen. Zweigge¬ 
schäfte gab es, aber selten. Ganze Mö¬ 
belketten aber kannte man nicht. 
Spätestens seit den 70er Jahren jedoch 
wandelte sich die Funktion der Möbel 
vom Gebrauchsgegenstand zum Pres¬ 
tige-Objekt. Auch Möbel wurden der 
schnelllebigen Mode unterworfen. Dies 


des Konzerns ausgespielt werden“, be¬ 
tonte ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
Lothar Schröder. Ver.di fordert ne¬ 
ben dem Ausschluss betriebsbeding¬ 
ter Beendigungskündigungen eine 
Lohnerhöhung um 5,5 Prozent bei 
zwölf Monaten Laufzeit. Für Auszu¬ 


bildende und duale Studenten fordert 
ver.di unter anderem eine Anhebung 
der Vergütung um 65 Euro im Monat. 
Mit der geschickten Lancierung seiner 
Personalabbaupläne hat der Telekom- 
Vorstand die Tarifrunde eröffnet und 
Druck aufgebaut. 

Sitzung des Aufsichtsrates 
und Protest 

Intern wird der Druck ebenfalls erhöht. 
„Grünes Licht für T-Systems Zielbild“, 
so titelt der Telekom-interne Newslet¬ 
ter den Bericht über die Entscheidung 
des Aufsichtsrates von T-Systems vom 
22. Januar 2014. Die Pläne des Manage¬ 
ments zum Umbau des Geschäftskun- 


und im Zusammenhang mit den von 
den Gewerkschaften erkämpften hö¬ 
heren Löhnen stieg die Nachfrage nach 
Möbeln immer schneller. Erste regio¬ 
nal agierende Möbelketten entstanden. 
Rund ein Jahrzehnt später taucht auf 
dem deutschen Möbelmarkt mit IKE A 


der erste Globalplayer - sprich inter¬ 
national aufgestellte Möbelgrossist auf. 
Weitere neue Möbelhäuser entstanden, 
nun aber nicht mehr am regionalen Be¬ 
darf sondern „wettbewerbsstrategisch“ 
orientiert außerhalb der Städte auf der 
grünen Wiese. Damit war das Prinzip 
des Möbeldiscounters in den deut¬ 
schen Möbelmarkt implantiert, der 
Möbel zum Mitnehmen und selber zu¬ 
sammenbauen feilbietet. Weitere Dis¬ 
counterketten wie Roller, Dänisches 
Bettenlager usw. schossen aus dem 
Boden. Die Rohstoffgewinnung samt 


denbereiches und der internen IT wur¬ 
den konkretisiert: Zwischen 4 000 und 
6 000 Kolleginnen und Kollegen bei 
T-Systems sollen gehen. Das sind rund 
15 Prozent der Belegschaft in Deutsch¬ 
land. Begründet wird dieser Kahlschlag 
damit, dass im bisherigen Geschäft der 


T-Systems nur noch geringe Gewinne 
erzielt werden können und mit einem 
Wachstum hier nicht zu rechnen sei. 
Parallel zur Sitzung des Aufsichtsrates 
hatte ver.di kurzfristig zu einer Protest¬ 
kundgebung aufgerufen. Etwa 300 Kol¬ 
leginnen und Kollegen protestierten 
gegen die Pläne des Managements und 
übergaben dem Unternehmensvertre¬ 
ter Pepping 4 000 Unterschriften, die 
in wenigen Tagen gegen den Personal¬ 
abbau und für eine Vereinbarung zum 
Kündigungsschutz gesammelt worden 
waren. 

Die Forderung der Gewerkschaft, die 
Restrukturierung bei T-Systems ge¬ 
meinsam mit ver.di und sozialverträg- 


Endproduktion wurde zunehmend in 
den Osten bzw. in der Folgezeit nach 
Fernost verlagert. 

Seit Beginn dieses Jahrtausends hat 
sich die Situation auf dem deutschen 
Möbelmarkt weiter verschärft. Mit 
XXL Lutz (vorwiegend in Süddeutsch¬ 


land) und dem Kriegerkonzern (vor 
allem Höffner, hauptsächlich in Nord¬ 
deutschland) entstanden in Deutsch¬ 
land mächtige Möbel-Konzerne. Die 
österreichische Firmengruppe XXL 
Lutz ist der zweitgrößte Möbelhändler 
weltweit. Sie unterhält rund 150 Filia¬ 
len in Österreich, Deutschland und in 
osteuropäischen Staaten. Der Jahres¬ 
umsatz beläuft sich auf 2,5 Milliarden 
Euro. Mehr als 16 000 Kolleginnen ar¬ 
beiten dort unter zum Teil recht pre¬ 
kären Arbeitsbedingungen. Der sich 
daraus ergebende immer rauer toben- 


lich zu gestalten, wirkt nicht gerade 
sehr offensiv. Es ist zu befürchten, dass 
ein Verzicht auf Kündigungen in der 
anstehenden Lohnrunde teuer erkauft 
werden muss. Der Personalüberhang 
von fast 15 Prozent wird auch bei einem 
Kündigungsverzicht nicht einfach ver¬ 


schwinden. Ein offensiver Umgang mit 
dem Angriff der Kapitalseite, wie bei¬ 
spielsweise die Gegenforderung nach 
einer 15-prozentigen Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit bei vollem Lohn- 
und Personalausgleich ist gegenwär¬ 
tig nicht in der Diskussion. Allerdings 
gibt es erste Ansätze in der Diskussion 
in Betriebsräten, die in diese Richtung 
weisen. Es wurden bei der Telekom 
schon einmal fast 10 000 Arbeitsplät¬ 
ze über die Verkürzung der Wochen¬ 
arbeitszeit gesichert. Bei Vermeidung 
einiger Kröten (Lohnverzieht), die ver. 
di damals schlucken musste, wäre dies 
ein gangbarer Weg. 

Yvonne Schuld 


de Konkurrenzkampf und das Aus für 
die letzten verbliebenen traditionellen 
Möbelhäuser ist die systemische Fol¬ 
ge, wie die Entwicklung in NRW zeigt. 
Im vergangenen Jahr mussten in Essen 
sowohl das bekannte Lippische Möbel¬ 
haus (nach über 100 Jahren) und auch 
das Möbelhaus Weber in die Insolvenz 
gehen. In Duisburg schloss das Einrich¬ 
tungshaus Nölgen die Ladentüren für 
immer. In Kleve wurde das Möbelhaus 
Craemer und in Mülheim das Möbel¬ 
haus von der Linden dichtgemacht. 
Neue Standorte werden daher immer 
öfter nicht nur aus Gewinnmaximie¬ 
rungsgründen, sondern oft auch nur 
als Platzhalter auf das flache Land 
gesetzt, um die Ansiedlung der Kon¬ 
kurrenz zu verhindern. Dieses „Be¬ 
schlagnahmen“ von Standorten ohne 
weitere Verwertung wird von den Mö¬ 
belkonzernbossen mit dem Schlagwort 
„Totes Kapital“ versehen, der Vorgang 
des Ansiedelns in Nähe zu eigenen Ge¬ 
schäften mit der entsprechenden Be¬ 
triebsschädigung des Erststandortes 
als „Kannibalisierung“. Diese Vorgän¬ 
ge werden vom Unternehmen syste¬ 
matisch betrieben und als langfristige 
„strategische Ausrichtung“ bezeichnet. 
Ein Ende dieses auf dem Rücken der 
Kolleginnen ausgetragenen zerstö¬ 
rerischen Prozesses ist nicht in Sicht. 
Im Gegenteil: Im Handelsblatt konn¬ 
te man unlängst lesen, dass Ikea seine 
aggressive Expansionspolitik auch in 
Zukunft fortsetzen will. Bis 2020 will 
der Möbelgigant seinen Marktanteil 
von derzeit 13 auf 25 Prozent beinahe 
verdoppeln. Man braucht kein Prophet 
zu sein, um erkennen zu können, dass 
dazu weitere Angriffe auf die Lage 
der in dieser Branche Beschäftigten 
gestartet werden. Manfred Dietenberger 


Warnstreiks bei den 
Ortskrankenkassen 

In den laufenden Entgelttarifverhand¬ 
lungen für die bundesweit rund 54 000 
Beschäftigten der Allgemeinen Orts¬ 
krankenkassen (AOK) hat die Verein¬ 
te Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) 
die Beschäftigten an mehreren Stand¬ 
orten am vergangenem Montag und 
Dienstag zu Warnstreiks aufgerufen. 
Bislang verliefen die Verhandlungen 
unbefriedigend. „Die Beschäftigten 
setzen mit den befristeten Arbeitsnie¬ 
derlegungen ein Zeichen an den Ar¬ 
beitgeber: Jetzt muss ein einigungs¬ 
fähiges Angebot auf den Tisch“, sagte 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Isolde 
Kunkel-Weber am Sonntag. Insgesamt 
werden an den Arbeitsniederlegungen 
an beiden Tagen bundesweit mehrere 
Hundert Arbeitnehmerinnen und Ar¬ 
beitnehmer teilnehmen. „Das macht 
den Arbeitgebern auch deutlich, dass 
der Langmut der Beschäftigten nun ein 
Ende hat“, erklärte Kunkel-Weber, 
ver.di fordert in der laufenden Ta¬ 
rifrunde rückwirkend zum 1. Januar 
2014 eine Anhebung der Gehälter um 
5,5 Prozent mindestens aber 190 Euro, 
für Auszubildende ebenfalls um 
5,5 Prozent beziehungsweise 50 Euro, 
sowie für alle ver.di-Mitglieder eine 
Vorteilsregelung. 

2 ooo neue Metaller 

Die IG Metall hat Ende 2013 zum drit¬ 
ten Mal in Folge ein Plus an Mitglie¬ 
dern erzielt. „Unsere positive Mitglie¬ 
derentwicklung ist keine Eintagsfliege, 
wir haben den Trend stabilisiert“, sagte 
Detlef Wetzel, Erster Vorsitzender der 
IG Metall. Mit rund 2 000 Mitgliedern 
mehr als im Vorjahr blicke die Ge¬ 
werkschaft auf einen positiven Trend. 
Für eine zukunftsfähige IG Metall sei 
die Entwicklung bei den Betriebsange¬ 
hörigen und einzelnen Beschäftigten¬ 
gruppen, wie kaufmännischen Ange¬ 
stellten, Ingenieuren und technischen 
Experten, bei der Jugend, bei der Leih¬ 
arbeit und im Dienstleistungsbereich 
von großer Bedeutung. Hier habe die 
IG Metall überproportional gewon¬ 
nen. „Und darum werden wir weiter 
alles daran setzen, unsere Mitglieder¬ 
basis noch weiter und breiter aufzustel¬ 
len“, sagte Wetzel. Zum Ende des Jah¬ 
res 2013 betrug die Zahl der Mitglieder 
2 266 Millionen. 


Juristische Gegenwehr 

Zehntausende IG Metall-Mitglieder 
haben sich auch im vergangenen Jahr 
wieder wegen eines Rechtsproblems 
hilfesuchend an ihre Gewerkschaft ge¬ 
wandt. Besonders häufig im Falle ei¬ 
ner juristischen Gegenwehr einer un¬ 
gerechtfertigt ausgesprochenen Kün¬ 
digung oder Befristung. Aber auch 
weil sie erkrankt sind und nun um eine 
Erwerbsminderungsrente kämpfen 
müssen. Im vergangenen Jahr vertrat 
der DGB-Rechtsschutz rund 45 000 
IG Metall-Mitglieder. Bei insgesamt 
127 000 Fällen macht der Anteil der 
IG Metall-Fälle an der Rechtsschutzar¬ 
beit des DGB-Rechtsschutz 36 Prozent 
aus. Mit einem Erfolgswert von rund 
155 Millionen Euro für IG Metall-Mit¬ 
glieder war der DGB Rechtsschutz da¬ 
bei sehr erfolgreich. 

Kleine Kinder - kleines Gehalt 

Die Gewerkschaft Erziehung und Wis¬ 
senschaft (GEW) hat jetzt die Länder 
gemahnt, ausreichend Vorsorge zu 
treffen, um eine gute Lehrkräftever¬ 
sorgung auch während der Pensio¬ 
nierungswelle sicher zu stellen. „Bis¬ 
her sind die Länder ihrer Pflicht nicht 
zufriedenstellend nachgekommen. Es 
gibt eine gravierende Fehlsteuerung: In 
den kommenden Jahren werden viel zu 
viele Lehrkräfte für Gymnasien aus¬ 
gebildet. An anderen Schularten wird 
es dagegen eng, in der Sekundarstufe 
I herrscht schon jetzt vielerorts Leh¬ 
rerknappheit. Hier müssen die Länder 
den Hebel umlegen. Dafür sind eine 
einheitlich gute Bezahlung sowie eine 
gute und gleichwertige Ausbildung für 
alle notwendig“, sagte GEW-Vorsit¬ 
zende Marlis Tepe. Auch habe das alte 
Prinzip der Lehrerausbildung und -be- 
zahlung nach dem Motto „kleine Kin¬ 
der - kleines Gehalt, große Kinder - 
großes Gehalt“ ausgedient. 


Gnadenloser Verdrängungskrieg 

Der Kampf der Möbelkonzerne um Marktanteile 



Kolleginnen von T-System protestierten am 22. Januar gegen Personalabbau. 
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Sohn Kommunist - 
Konto gekündigt 

Diese Geschichte erinnert an die Zeit 
des Kalten Krieges. 

Am 8.1.14 wurde Evelyn Schamberger 
(62 Jahre) nach 45 Kundenjahren ihr 
Konto bei der Commerzbank München 
gekündigt. Sie wollte nicht akzeptie¬ 
ren, dass ihrem politisch aktiven Sohn, 
Kerem (27 Jahre), die Bankvollmacht 
für das Konto entzogen wird. Mit ge¬ 
nau dieser Forderung wurde sie telefo¬ 
nisch am 12.12.13 von einer Mitarbei¬ 
terin der Commerzbank überrascht: Ihr 
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Sohn gehöre zu einer Personengruppe, 
mit denen die Bank keine Geschäfte 
mache. Auf Rückfrage der Kontoinha¬ 
berin und des bevollmächtigten Soh¬ 
nes wollte die Commerzbank keiner¬ 
lei Gründe für die weitere Nicht-An¬ 
erkennung der bereits seit drei Jahren 
laufenden Vollmacht nennen. Einer 
internen Abteilung der Bank wären, 
so die Mitarbeiterin, Erkenntnisse zu¬ 
gespielt worden, die eine weitere Zu¬ 
sammenarbeit nicht mehr möglich ma¬ 
chen. Diese Informationen seien ge¬ 
heim, Gründe könnten nicht genannt 
werden, die Kündigung sei aber unab¬ 
dingbar. Auch eine Email mit der Bitte, 
die Gründe offenzulegen blieb unbe¬ 
antwortet, stattdessen erfolgte nun die 
komplette Kündigung des Kontos ohne 
weitere Erklärungen. 

Die Gründe für die Kündigung liegen 
dabei auf der Hand. Evelyn Scham¬ 
berger wird in Sippenhaft genommen 
für die politischen Aktivitäten ihres 
Sohnes. Dieser ist seit Jahren ein be¬ 
kannter, politisch aktiver Mitbürger, 
der sich unter anderem in der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei (DKP) 
München als Kreissprecher engagiert, 
aber zum Beispiel auch ein gewähltes 
Mitglied der Fachschaft Kommunika¬ 
tionswissenschaft in seinem Studien¬ 
gang ist. 

Über die Rolle des Verfassungsschut¬ 
zes bei der Weiterreichung etwaiger 
Kenntnisse an die unbekannte inter¬ 
ne Abteilung der Commerzbank kann 
nur spekuliert werden. Dass dieser da¬ 
bei seine Finger im Spiel gehabt haben 
dürfte liegt auf der Hand. 

Dass eine Bankvollmacht aus politi¬ 
schen Gründen verweigert wird und die 
zweitgrößte Bank Deutschlands dafür 
sogar so weit geht, der Inhaberin des 
Kontos nach fast fünf Jahrzehnten zu 
kündigen, ist ein Novum und ein Skan¬ 
dal. Noch dazu von einer Bank, die sich 
massiv verzockte und im Jahr 2009 mit 
insgesamt 18,2 Milliarden Euro Steuer¬ 
geldern „gerettet“ werden musste. Insge¬ 
samt hat dies den Steuerzahler bisher 2,5 
Milliarden Euro gekostet. Als weitaus 
größter Einzelaktionär -17 Prozent der 
Aktien - hat der Staat entscheidenden 
Einfluss auf die Politik der Bank. Dies ist 
ein weiteres pikantes Detail: Über meh¬ 
rere Ecken erfolgt eine Verfolgung po¬ 
litisch unbequemer Bürgerinnen durch 
eine quasi-staatliche Bank. 

Dass diese Bank schon seit langer Zeit 
schmutzige Spielchen spielt, ist spätes¬ 
tens durch die Unterstützung des Süd¬ 
afrikanischen Apartheidregimes in 
den 80er Jahren bekannt. Damals ver¬ 
hinderte u.a. die Commerzbank einen 
Staatsbankrott der rassistischen Dikta¬ 
tur und verlängerte damit das Leiden 
hunderttausender Menschen. Auch 
danach machte die Bank mit Geldwä¬ 
sche-Affären in Russland und Osteuro¬ 
pa und herabwürdigenden Kunden-ka- 
tegorisierungen auf sich aufmerksam. 
Jetzt steht ihr mit der Kündigung des 
Kontos der Münchnerin wegen ihres 
links denkenden Sohnes ein weiterer 
Skandal ins Haus. 

Kerem Schamberger lässt sich dadurch 
allerdings nicht einschüchtern. Für ihn 
ist diese Verfolgung von ungewohnter 
Seite nur ein weiterer Grund im kom¬ 
menden Mai, gemeinsam mit zehntau¬ 
senden anderen Menschen, in Frank¬ 
furt am Main bei Blockupy für die Ver¬ 
gesellschaftung und Entmachtung der 
Banken zu demonstrieren. 


Gabriel bremst Erneuerbare 

EU-Kommission sieht unerlaubte Beihilfe für deutsche Industrie 


B undeswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel (SPD) darf die Förde¬ 
rung der Erneuerbaren Energien 
einschränken. Seine Pläne für die Re¬ 
form des Erneuerbare-Energien-Ge- 
setzes (EEG) sind auf der Klausurta¬ 
gung des Bundeskabinetts in Meseberg 
gebilligt worden. Das neue Gesetz soll 
voraussichtlich schon ab August - fünf 
Monate früher als geplant - in Kraft 
treten. Der Zubau von Windkraftan¬ 
lagen auf dem Festland, Solarzellen 
und von Biomassekraftwerken soll be¬ 
grenzt werden. 

Gabriel ist unter Zeitdruck. Die Bun¬ 
desregierung muss mit der Reform das 
Beihilfe verfahren abwenden, das die 
EU-Kommission wegen der Indus¬ 
trierabatte vor Weihnachten eingelei¬ 
tet hat. Gelingt es nicht, sich mit der 
Kommission zu verständigen, können 
die Rabatte im 
nächsten Jahr 
nicht mehr ge¬ 
währt werden. 

Großverbrau¬ 
cher sind weit¬ 
gehend von der 
Zahlung der Umlage für die Erneuer¬ 
baren Energien ausgenommen und der 
Fehlbetrag muss durch die übrigen Ver¬ 
braucher aufgebracht werden. Exper¬ 
ten nehmen an, dass die deutsche In¬ 
dustrie in diesem Jahr auf diesem Wege 
einen Vorteil von fünf Milliarden Euro 
erhalten wird. Die EU-Kommission 
sieht darin eine unerlaubte Beihilfe für 
die deutsche Industrie. Aus Koalitions¬ 
kreisen ist zu vernehmen, dass die Ra¬ 
batte um maximal eine Milliarde Euro 
abgebaut werden sollen. 

Durch die Gesetzesnovelle werden 
Obergrenzen für den Ausbau festge¬ 
legt. Der Anteil von Strom aus Wind, 
Sonne, Wasser und Biomasse soll dem¬ 
nach im Jahr 2025 auf 40 bis 45 Prozent 
und bis 2035 auf 55 bis 60 Prozent stei¬ 
gen, heißt es in dem Papier. Dabei soll 
sichergestellt werden, dass die Energie¬ 
versorgung sicher und bezahlbar bleibt. 
So soll die Kapazität von Windanla¬ 
gen an Land und von Solaranlagen 
nur noch um etwa 2 500 Megawatt im 
Jahr ausgebaut werden. Für die Nut¬ 
zung der Sonnenenergie bedeutet dies 
einen starken Einschnitt: Im letzten 
Jahr wurden noch 3 300 Megawatt zu¬ 
sätzlicher Leistung aus der Photovol- 
taik installiert. Ebenso drastisch ist der 
Ausbau der Verstromung der Biomas¬ 
se: Wurden zuletzt noch 600 Megawatt 
installiert, dürfen es künftig nur noch 
100 Megawatt im Jahr sein. Windrä¬ 


der, die auf dem Meer gebaut werden, 
bekommen ein Ausbauziel von 6,5 Gi¬ 
gawatt bis zum Jahr 2020 und können 
demnach stärker ausgebaut werden. 
Der verbindliche Ausbaukorridor soll 
es ermöglichen, konventionelle und 
regenerative Energieerzeugung mitei¬ 
nander zu verbinden und den notwen¬ 
digen Netzausbau nicht aus den Augen 
zu verlieren. 

Die Vergütungssätze sollen sinken, von 
heute durchschnittlich 17 Cent je Kilo¬ 
wattstunde auf 12 Cent. Für die Wind¬ 
kraft an Land sollen 2015 höchstens 
9 Cent gezahlt werden. „Im Ergebnis 
liegt die Vergütung im Jahr 2015 an 
ertragreichen Standorten um 10 bis 
20 Prozent unter dem Niveau vom 
Jahr 2013“, heißt es. Es sei ebenfalls si¬ 
chergestellt, dass an guten Standorten 
auch weiterhin ein wirtschaftlicher Be¬ 
trieb möglich 
sei. Die alten 
EEG-Förder- 
sätze sollten 
nur noch für 
Windanlagen 
gelten, die bis 
zum 31. Dezember 2014 in Betrieb gin¬ 
gen und vor dem 22. Januar genehmigt 
worden seien, heißt es im Papier. Damit 
will Gabriel einen Ansturm der Inves¬ 
toren verhindern, die in letzter Minute 
noch neue Anlagen zu alten Fördersät¬ 
zen bauen wollen. 

Einen Aufschrei in der Wirtschaft hat 
es gegeben, als weitere Details der Re¬ 
formvorschläge bekannt wurden. So 
sollen in Zukunft Betriebe eine Abga¬ 
be zur Finanzierung des EEG zahlen, 
wenn sie selbst produzierten Strom für 


den Eigenbedarf verwenden. Nach Be¬ 
rechnungen der Netzbetreiber, produ¬ 
ziert die Industrie 50 Terrawattstunden 
Strom für den Eigenbedarf. Die geplan¬ 
ten Kosten von einem Cent je Kilowatt¬ 
stunde summieren sich entsprechend 
auf 500 Millionen Euro im Jahr, mit 
denen die Wirtschaft demnächst be¬ 
lastet werden soll. Bisher waren die 
Selbstversorger von der Zahlung der 
EEG-Umlage in Höhe von 5,3 Cent je 
Kilowattstunde ausgenommen. Anla¬ 
gen, die jetzt neu gebaut werden, sollen 
in Zukunft mit 5,6 Cent pro Kilowatt¬ 
stunde belastet werden und wenn sie 
sowohl Strom als auch Wärme produ¬ 
zieren, sinkt die Belastung auf 4,4 Cent. 
Hausbesitzer können vorerst aufatmen. 
Wer eine Anlage mit einer Leistung bis 
10 Kilowatt auf sein Dach geschraubt 
hat, fällt noch unter die Bagatellgrenze 
und muss noch keine 4,4 Cent je selbst 
verbrauchter Kilowattstunde entrich¬ 
ten. An dieser Regelung stößt sich der 
Chef der halbstaatlichen Deutschen 
Energieagentur (Dena), Stephan Köh¬ 
ler. „Das sind zwar alles kleine Anla¬ 
gen, doch in ihrer Masse sind sie sys¬ 
temrelevant“, meinte er. Die jährlich 
immer größer werdenden Probleme für 
die Steuerung des Stromnetzes würden, 
„durch die Einführung von Bagatell¬ 
grenzen nicht gelöst“. 
Umweltorganisationen sehen in Ga¬ 
briels Plänen einen Frontalangriff auf 
die Energiewende. Die BUND-Ener- 
gieexpertin Daniela Setton sagte: „Die 
Umsetzung der Gabriel-Pläne wür¬ 
de insbesondere die Investitionen der 
Bürgerinnen und Bürger in erneuerba¬ 
re Energie-Anlagen abwürgen. Unter 


dem Deckmantel der Kostenredukti¬ 
on wird mit diesem Reformvorschlag 
einer zentralen Energieversorgung in 
den Händen weniger Investoren Vor¬ 
schub geleistet.“ 

Ein modernisiertes Ausbaugesetz für 
erneuerbare Energien müsse zuerst 
den dezentralen Ausbau der regenera¬ 
tiven Stromerzeugung absichern, sagte 
der BUND-Vorsitzende Hubert Wei- 
ger. Die verbrauchernahe Energieer¬ 
zeugung sei deutlich günstiger und 
umweltfreundlicher als die zentralisti¬ 
sche. Deshalb müssten kostengünstige 
Windstromanlagen an Land und die 
Photovoltaik in den Städten entschlos¬ 
sen ausgebaut werden anstatt sie zu de¬ 
ckeln, so Weiger weiter. 

Auch für den BUND-Energieexperten 
Thorben Becker sind Gabriels Pläne, 
Windparks an Land und den Ausbau 
der Photovoltaik zu beschränken, kon¬ 
traproduktiv. Während bei Offshore- 
Windenergie und Biomasse richtiger¬ 
weise eine Mengensteuerung einge¬ 
führt werde, müsse auf der anderen 
Seite zugleich der Zubau erneuerba¬ 
rer Energien insgesamt vorangetrie¬ 
ben werden. Deckelungen bei je 2 500 
Megawatt jährlichem Zubau für Wind- 
Onshore und Photovoltaik bremsten 
hier deutlich. Wer die Kosten der Ener¬ 
giewende senken wolle, dürfe den wei¬ 
teren Ausbau erneuerbarer Energien 
nicht behindern, sondern müsse statt¬ 
dessen die Kosten gerechter auf alle 
verteilen. „Abgeschafft werden müssen 
vor allem die ausufernden Vergünsti¬ 
gungen für energieintensive Industrie¬ 
betriebe. Und von den durch den stei¬ 
genden Anteil erneuerbar erzeugten 
Stroms sinkenden Börsenstromprei¬ 
sen müssen endlich auch die Verbrau¬ 
cher profitieren können. Es gilt, Vortei¬ 
le und Kosten der Energiewende fair 
zwischen den verschiedenen Stromver¬ 
brauchern aufzuteilen“, sagte Becker. 
Der ehemalige Bundestagsabgeord¬ 
nete für die Grünen, Hans-Josef Fell, 
sieht in den Vorschlägen einen Be¬ 
standsschutz für die Verstromung von 
Braun- und Steinkohle. Weil bis zum 
Jahr 2035 nur 60 bis 65 Prozent des pro¬ 
duzierten Stroms aus Wind, Sonne und 
Wasser kommen sollen und gleichzei¬ 
tig der Atomausstieg längst umgesetzt 
sein soll, kämen die Vorschläge einem 
geschützten Anteil der Kohle am Ener¬ 
giemix von 35 bis 40 Prozent gleich. 
Kohleverstromung sei die schmutzigs¬ 
te, die klimaschädlichste, die gesund¬ 
heitsschädlichste Form der Stromher¬ 
stellung. Bernd Müller 



Umweltorganisationen 
sehen in Gabriels Plänen 
einen Frontalangriff auf die 
Energiewende 


Militärfinanzierung raus! Zivilklausel rein! 

Friedliches Karlsruher Institut für Technologie KIT gefordert 


Die Initiative gegen Militärforschung 
an Universitäten hatte in einer Presse- 
Erklärung am 19. Januar ihre Bestür¬ 
zung über das Ausmaß an militärischer 
Finanzierung für Forschungsprojekte 
des Karlsruher Instituts für Techno¬ 
logie KIT erklärt und die unverzügli¬ 
che Beendigung eines laufenden vom 
Office of Naval Research (US-Mari- 
ne) finanzierten Projekts sowie erneut 
die Zivilklausel für das KIT gefordert. 
Das Online-Magazin ka-news hatte die 
Presse-Erklärung der Initiative veröf¬ 
fentlicht. KIT-Präsident Prof. Holger 
Hanselka sagte dem Magazin dazu in 
einem Interview, bei allen Projekten 
handele es sich um „reine Grundlagen¬ 
forschung ohne militärischen Charak¬ 
ter“ und die Zivilklausel sei ein „Tot¬ 
schläger-Argument“. 

Dazu erklären Nadja Brachmann, Dag¬ 
mar Hamdi, Ullrich Lochmann, Diet¬ 
rich Schulze im Namen der Initiative 
u.a.: 

1. Die in der Antwort der Bundesregie¬ 
rung auf die Kleine Anfrage der Bun¬ 
destagsfraktion DIE LINKE veröffent¬ 
lichte Tabelle enthält das am KIT vom 
Office of Naval Research (ONR) finan¬ 
zierte Informatik-Projekt „Dynamic 
Data to Decisions“ mit einer Laufzeit 
2013/14, dessen Einstellung wir verlan¬ 
gen. Im Internet wimmelt es von ein¬ 


schlägigen Konferenz-Beiträgen über 
den Charakter dieser Forschung für mi¬ 
litärische Zwecke, so in den jährlichen 
internationalen „Information Fusion- 
Konferenzen mit Dutzenden von Vor¬ 
tragenden Wissenschaftlern aus dem 
KIT, Fraunhofer-Instituten und der 
Weltraum-Rüstungsschmiede EADS, 
mit Sponsoring von ONR, THALES 
und BAE mit Vorträgen von hunder¬ 
ten Referenten aus Militärforschungs¬ 
institutionen aus Großbritannien, 
Australien, Singapur, Kanada, China, 
Schweden, Polen und 
Türkei. Die zivil-mili¬ 
tärische Informatik- 
Forschung wie die 
anderen in der Tabel¬ 


stadt durchgesetzt hat.“ Das bedeutet, 
Prof. Hanselka hat sich, wenn man sei¬ 
ne Einlassungen ernst nimmt, an der 
TU Darmstadt, zuletzt als deren Vi¬ 
ze-Präsident, an der Einführung einer 
Zivilklausel beteiligt, die er heute als 
„Totschläger-Argument“ bezeichnet. 
Aufgrund von demokratischen Senats¬ 
beschlüssen gibt es inzwischen an 14 
Hochschulen Zivillauseln. Nach dem 
Willen des SPD-Landesparteitags Ba¬ 
den-Württemberg 2013 soll die Zivil¬ 
klausel Bestandteil des Hochschulge¬ 


„Ausrichtung und Zwecke der Hochschule können in einer 
freiheitlich-demokratischen Gesellschaft nur zivil sein. Dazu 
sollten wir unsere Jugend erziehen " 


le angeführten KIT-Projekte mit US- 
Militärfinanzierung seit 2003 wurden 
absichtsvoll verschwiegen. Im Gegen¬ 
satz zur Behauptung von Prof. Hansel¬ 
ka gibt es einen eindeutig militärischen 
Hintergrund und genau deswegen die 
ONR-Finanzierung. Andere machen 
nicht den geringsten Hehl aus den mi¬ 
litärischen Zwecken. 

2. Die Frankfurter Allgemeine hatte 
am 21. Sept. 2013 festgestellt: „Eine 
,Zivilklausel 4 - das Verbot, militärisch 
zu forschen - will der KIT-Präsident 
in Karlsruhe nicht einführen, obwohl 
er sie als Vizepräsident der TU Darm- 


setzes und des KIT-Gesetzes werden. 
Der AStA hatte unter Verweis auf die 
Erfahrungen Prof. Hanselkas an der 
TU Darmstadt erwartet, dass er zur 
Belebung der am KIT festgefahrenen 
Zivilklausel-Debatte beiträgt. 

3. Nur ein ermutigendes Beispiel aus 
dem Ländle für verantwortungsbe¬ 
wusste Wissenschaft: Prof. Gregor 
Lang-Wojtasik, Erziehungswissen¬ 
schaftler an der PH Weingarten, der 
sich für eine Zivilklausel einsetzt, er¬ 
klärte kürzlich in einer bewegenden 
Grußbotschaft zu einer Konferenz für 
militärfreie Schulen und Hochschulen 


(s. Reader u.a. mit Ini-PM 19. Januar): 
„Wir arbeiten an der Schärfung des 
Bewusstseins der Hochschulmitglie¬ 
der, dass Kriegspolitik nicht an den 
Werkbänken der Unternehmen in der 
Region beginnt, sondern in den Köp¬ 
fen derer, die eine solche Produktion 
hinnehmen und sich einer Politik an¬ 
vertrauen, die Frieden mit Sicherheit 
gleichsetzt. Unsere Studierenden sind 
mit Heranwachsenden konfrontiert, die 
konstruktive Konfliktlösungen kennen 
lernen sollen, um demokratisch zu han- 

- dein.“ Sein Mitstreiter, der 

katholische Theologe und 
Dekan der PH, Prof. Lothar 
Kuld, brachte laut Schwäbi- 

- scher Zeitung vom 22. Januar 

diese Position so zum Ausdruck: „Eine 
Zivilklausel würde der PH gut tun. Sie 
würde das Bewusstsein für die Aus¬ 
richtung und Zwecke der Hochschule 
schärfen. Und die können in einer frei¬ 
heitlich-demokratischen Gesellschaft 
nur zivil sein. Dazu sollten wir unsere 
Jugend erziehen. 4 Und selbst wenn er 
mit der Klausel scheitern sollte: Rich¬ 
tig ist bereits der Weg dorthin, und dass 
wir darüber diskutieren.“ 

Die Initiative bittet Prof. Hanselka er¬ 
neut, für einen fairen Dialog über die 
Zivilklausel und die Kritik an der Mili¬ 
tärforschung des KIT zu sorgen. 
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Wortgeklingel und dicke Backen 

Europa-Parteitag in Berlin: SPD macht sich wieder Mut 



T ief gerührt registrierte Mar¬ 
tin Schulz das Ergebnis von 97 
Prozent, mit dem ihn die Dele¬ 
gierten des SPD-Europa-Parteitages 
erneut zu ihrem Spitzenkandidaten 
gewählt hatten - und das trotz seiner 
deftigen 20-Prozent-Pleite bei der 
EU-Wahl 2009. Die Sozialdemokra¬ 
ten haben trotzdem Großes mit ihm 
vor: Er soll demnächst auch als Lis¬ 
tenführer der europäischen Sozialde¬ 
mokraten gekürt und Präsident der 
Kommission der Europäischen Uni¬ 
on werden. Wenn - ja wenn, es die 
Wahlergebnisse in Deutschland und 
in den anderen Ländern für die Sozi¬ 
aldemokraten hergeben. Auch wenn 
die Prognosen wie immer vorsichtig 
zu genießen sind, verweisen sie gegen¬ 
wärtig auf 42 Prozent für die Unions¬ 
parteien und 26 Prozent für die SPD. 
Und auch in anderen Ländern ist von 
einem Aufstieg sozialdemokratischer 
Parteien wenig zu spüren, eher aber 
müssen Erfolge von konservativen 
und rechtspopulistischen Parteien be¬ 
fürchtet werden. 

Das ficht den „Motor der Regierung“, 
wie sich die SPD in der GroKo selbst 
bezeichnet, kaum an. „Rechtspopulis¬ 
ten oder Linkspopulisten müssen wir 
entschieden entgegentreten“, meint 
zwar Anführer Schulz. Sein Parteivor¬ 
sitzender, Sigmar Gabriel, aber träumt 
schon mal in seiner Lobeshymne auf 
den Kandidaten von einem einigen, 
freien, wirtschaftlich starken, demo¬ 
kratischen und sozial gerechten Euro¬ 
pa - „am besten ein sozialdemokrati¬ 
sches“. Und fügt hinzu: „Und niemand 
kann das mit so viel Leidenschaft wie 
Martin Schulz.“ Er verspricht, dass die 
SPD „einen Europawahlkampf führen 
(werde), wie wir ihn noch nie geführt 
haben“. 

Wie dieser konkret sein wird - Schwei¬ 
gen. Süffisant schrieb „SpiegelOnline“: 
„Auf in den Wahlkampf! Nur wie?“ 
Wie geht die SPD mit der Skepsis und 
Kritik vieler Wählerinnen und Wäh¬ 
ler gegenüber Brüssel und Straßburg 
um? Da schwärmt der Parteivorsitzen¬ 
de Gabriel zum einen über „das größ¬ 
te Zivilisationsprojekt des 20. Jahrhun¬ 
derts“ und wettert über die „rechten 
und linken Gegner“ des Kontinents. 
„Wir sind nicht die Zahlmeister, son¬ 
dern die Gewinner Europas“, sagt er zu 
den Delegierten. Der Spitzenkandidat 
schlägt hingegen kritischere Töne zum 
Tatendrang der Brüsseler Kommissare 
an und fügt ein prägnantes Beispiel an: 
„Warum muss denn Brüssel zum Bei¬ 


spiel den Wasserverbrauch 
von Klospülungen regulie¬ 
ren?“ 

Man darf also gespannt 
sein, welche Sach- und 
Hauptthemen in dem 
Wahlkampf erörtert wer¬ 
den sollen und welche 
nicht. Interessant ist auch, 
wie das Pärchen, das sich 
gerade ins Koalitionsbett 
gelegt hat, im Europawahl¬ 
kampf miteinander umge¬ 
hen wird. Waren schon in 
der letzten Legislaturpe¬ 
riode im Bundestag we¬ 
niger Unterschiede aber 
mehr Gemeinsamkeiten in 
der Europapolitik spürbar, 
dürften auch jetzt wieder 
die Wattebäuschchen aus¬ 
gepackt werden. 

Mit dem Beschluss „Wir 
in Europa“ hat die SPD 
ihre wahlpolitischen For¬ 
derungen zusammenge¬ 
fasst. Und sie nehmen 
wieder mal sowohl in kon¬ 
kreten wie in geschichtli¬ 
chen Fragen den Mund 
ziemlich voll. Original¬ 
ton: „Das ist sozialdemo¬ 
kratische Programmatik 
seit 1863. Dafür haben Generationen 
von Frauen und Männern gekämpft... 
Mit den SPD-Kanzlern verbinden sich 
historische Leistungen für ein besse¬ 
res Europa: Mit Willy Brandt die Aus- 
söhnungs- und Entspannungspolitik, 
ausgezeichnet durch den Friedensno¬ 
belpreis. Helmut Schmidt war Schöp¬ 
fer des einheitlichen Währungssys¬ 
tems, Gestalter und Vordenker in der 
europäischen Gemeinschaft. Und mit 
Gerhard Schröder verbindet sich die 
erfolgreichste (!) deutsche EU-Rats- 
präsidentschaft, in der Grundrechte ge¬ 
festigt, Krieg geschlichtet (!) und der 
Zusammenhalt gesichert wurde.“ 

Auf der Bundesdelegiertentagung ist 
eine Bundesliste für die EU-Wahlen 
gewählt worden. 92 Personen umfasst 
sie, von denen wahrscheinlich 22 bis 
28 eine reale Chance haben, ins EU- 
Parlament zu kommen. Krach gab es 
im Vorfeld des Parteitages mit den ost¬ 
deutschen Landesverbänden, die sich 
ausgegrenzt fühlten, da keiner ihrer 
Bewerberinnen und Bewerber unter 
den ersten 26 nominiert worden war. 
Da musste der Parteivorsitzende korri¬ 
gierend eingreifen und dies sicherstel¬ 
len. Die 2009 aus der PDL ausgetretene 


und in die SPD übergelaufene Sylvia- 
Yvonne Kaufmann wurde auf Platz 10 
der Bundesliste gehievt. Kaufmann, 
die seinerzeit gegen die Politik und die 
Beschlüsse der PDS zur Europäischen 
Verfassung und zur Europapolitik ins¬ 
gesamt handelte, wird nun auf diesem 
Listenplatz ins EU-Parlament zurück¬ 
kehren und kaum die Linken stärken. 
Zwei weitere Entscheidungen mussten 
vom Parteitag gefasst werden. Zum ei¬ 
nen ging es um die Position „General¬ 
sekretärin“, weil Andrea Nahles inzwi¬ 
schen ein lang ersehntes Ministeramt 
erhalten hat. Für diesen Posten war die 
Diplom-Chemikerin Yasmin Fahimi 
vorgeschlagen worden. Sie leitete bis¬ 
her die politische Planung beim Haupt¬ 
vorstand der IG Bergbau, Chemie und 
Energie und ist mit dem Gewerk¬ 
schaftschef Michael Vassiliadis verban- 
delt. Dieser gehörte nach den Bundes¬ 
tagswahlen zu einem der ersten Rufer 
nach einer GroKo. Fahimi erhielt auf 
Anhieb 88,5 Prozent der Delegierten¬ 
stimmen. „Ich will frischen Wind mit¬ 
bringen und neue Perspektiven“, erklär¬ 
te sie in ihrer Bewerbungsrede. „Meine 
Stärke ist es im Team zu arbeiten. Mit 
den Menschen zu reden. Mitten drin zu 


sein.“ Die Partei müsse „über die gro¬ 
ße Koalition hinaus denken“, meint sie. 
Ebenfalls als Vertreter der „Parteilin¬ 
ken“ stellte sich Ralf Stegner, bislang 
stellvertretender Parteivorsitzender 
in Schleswig-Holstein, vor. Für ihn, 
der wegen der Frauenquote nicht Ge¬ 
neralsekretär werden konnte, wurde 
extra der Posten eines weiteren stell¬ 
vertretenden Parteivorsitzenden ge¬ 
schaffen. Er erhielt 78,3 Prozent der 
Stimmen. Er bezeichnete sich in seiner 
Bewerbungsrede als „links, dickschä- 
delig und frei“. Er soll die SPD 2017 in 
eine Situation bringen, „Mehrheiten 
auch nutzen zu können“ - nämlich mit 
den Grünen, mit der Linkspartei, wenn 
diese sich wandle (!), und auch mit der 
FDP (!), wenn diese sich grundsätzlich 
wandle. Ob und wie sich die SPD bis 
dato zu wandeln getrachtet - Schwei¬ 
gen. Schließlich wählten die Delegier¬ 
ten mit Dietmar Nietan einen neuen 
Schatzmeister, da auch seine Vorgän¬ 
gerin GroKo-Ministerin wurde. 

Viel Wortgeklingel, dicke Backen, De¬ 
legierte im Rauschzustand - wie viel 
Stimmen das am 22. Juni bringen wird, 
darüber wird zu berichten sein. 

Rolf Priemer 


Bewährungsstrafen für rechten Mob 

Unglaubliches Vorgehen der Polizei bleibt folgenlos 


Der Prozess vor dem Amtsgericht Hoy¬ 
erswerda, der am vergangenen Montag 
zu Ende ging, hatte bereits vor seinem 
eigentlichen Beginn bundesweit für 
Aufsehen gesorgt. Hatte doch die Po¬ 
lizei der ostsächsischen Kleinstadt ei¬ 
nem jungen Paar, das Opfer von Bedro¬ 
hungen durch die örtliche rechte Szene 
geworden war, empfohlen, besser die 
Stadt zu verlassen. 

Am vergangenen Montag wurden die 
Täter nun verurteilt. Acht Neonazis, die 
im Oktober 2012 an der gemeinschaft¬ 
lichen Aktion beteiligt waren, wurden - 
mit einer Ausnahme - zu 
Bewährungsstrafen ver¬ 
urteilt. Ein Angeklagter, 
der aktuell bereits inhaf¬ 
tiert ist, muss nun für fünf 
Monate länger im Gefängnis bleiben. 
Fünf Neonazis bekamen acht bis zehn¬ 
einhalb Monate Haft auf Bewährung, 
zwei andere Angeklagte erhielten eine 
Jugendstrafe auf Bewährung und müs¬ 
sen außerdem gemeinnützige Arbeit 
verrichten. 

Zur Erinnerung: Am Abend des 17. Ok¬ 
tober 2012 war ein rechter Mob in das 
unter anderem von den beiden Antifa¬ 
schisten bewohnte Mehrfamilienhaus 
in der Robert-Schumann-Straße in 
Hoyerswerda gestürmt und hatte das 
dort lebende Paar massiv bedroht. So 


verschafften sich die insgesamt mehr 
als ein Dutzend aggressiven Neona¬ 
zis Zutritt zum Wohnhaus, drehten die 
Glühbirne im Flur des Hauses heraus 
und versuchten die Wohnungstür des 
Paares einzutreten. Dabei soll einer 
der grölenden Neofaschisten der Frau 
sogar damit gedroht haben, sie zu ver¬ 
gewaltigen. 

Die von den Neonazigegnern zur Hil¬ 
fe gerufene Polizei ging dabei nicht 
gegen die gewalttätige Horde von 
Neofaschisten vor, die insgesamt zwei 
Stunden vor dem Haus herumlunger¬ 


te und randalierte, sondern überprüfte 
diese erst, nachdem die Nazis zu einer 
nahegelegenen Tankstelle geflüchtet 
waren. Den Opfern der rechten Atta¬ 
cke rieten die Beamten hingegen, bes¬ 
ser die Stadt zu verlassen, weil man 
ihre Sicherheit nicht gewährleisten 
könne. Es sei „einfacher, zwei Perso¬ 
nen von einem Ort zu einem anderen 
sicheren Ort zu verbringen, als 30 Per¬ 
sonen zu bewachen oder permanent 
fünf Funkstreifen vor ein Haus zu stel¬ 
len“, hatte ein Sprecher der zuständi¬ 
gen Polizeidirektion das ungewöhn¬ 


liche Verhalten der Beamten damals 
begründet. 

Besagter Vorgang war erst einen Mo¬ 
nat nach den damaligen Ereignissen 
durch einen Bericht des MDR-Maga- 
zins Exakt überhaupt öffentlich gewor¬ 
den und hatte damals selbst bei Teilen 
der Polizei für Unmut gesorgt. So kri¬ 
tisierte etwa der Leipziger Polizeiprä¬ 
sident Bernd Merbitz damals, dass es 
nicht sein könne, dass „man Leuten, die 
in Gefahr sind, die bedroht werden, als 
Ultima Ratio anbietet, die Stadt zu ver¬ 
lassen.“ 

Harsche Kritik hatte im 
Vorfeld der Verhandlung 
auch Klaus Bartl, Rechts¬ 
anwalt des Paares und 
sächsischer Landtagsab¬ 
geordneter der Linkspartei, geübt, der 
das damalige Vorgehen der Polizei als 
„Offenbarungseid“ bezeichnete und 
sich fragte, warum die eingesetzten 
Beamten nicht in der Lage gewesen 
seien, auch nur „von einem der Täter 
unmittelbar vor Ort die Personalien 
festzustellen oder einen sich hier auf¬ 
drängenden förmlichen Platzverweis 
auszusprechen und durchzusetzen, ge¬ 
schweige denn Gewahrsamsnahmen 
vorzunehmen“. 

Bartl wies außerdem auf die schwer¬ 
wiegenden Folgen der Tat für die bei¬ 


den Antifaschisten hin, die nun an 
einem geheimen Ort fernab von Ho¬ 
yerswerda leben und gezwungen wa¬ 
ren, ihr gesamtes soziales Umfeld auf¬ 
zugeben. „Ich lebe mit meinem Freund 
nach wie vor versteckt und im Grunde 
geschützt vor der Öffentlichkeit. Die¬ 
ses Leben ist anstrengend und nicht 
schön. Wir haben Anhaltspunkte da¬ 
für, dass Anhänger der rechten Szene 
noch immer versuchen, uns ausfindig 
zu machen. Die Angst ist ständig da. 
Im Alltag fühle ich mich teilweise ver¬ 
folgt, drehe mich nach anderen Leuten 
um. Es fällt mir schwer, an unserem 
neuen Wohnort Bekannte und Freun¬ 
de zu finden, da ich mittlerweile über¬ 
vorsichtig geworden bin. In unserem 
Versteck fühle ich mich manchmal 
sehr allein. Die Situation kann sich aus 
meiner Sicht immer wiederholen, egal 
in welchem noch so kleinen Dorf ich 
lebe“, schilderte die betroffene Nazi¬ 
gegnerin ihre derzeitige Lebenssitua¬ 
tion in einem Interview mit der Tages¬ 
zeitung junge Welt. 

Dass das Urteil verhältnismäßig milde 
ausfiel, sorgte bei manchen Prozess¬ 
beobachtern für Unverständnis. Auch 
Klaus Bartl wirkte wenig begeistert. 
„Meine Mandanten können mit die¬ 
sem Strafmaß leben“, kommentierte er 
knapp. Markus Bernhardt 


Neonazis, die Antifaschisten in Hoyerswerda 
bedrohten, bleiben mehrheitlich auf freiem Fuß 


Zehn Jahre ethecon 

ethecon - Stiftung Ethik & Ökonomie 
wird 10 Jahre alt. Im Jahr 2004 gingen 
Gudrun Rehmann und Axel Köhler- 
Schnura - beide Aktivisten der konzern¬ 
kritischen Bewegungen - mit geradezu 
bescheidenen Mitteln an den Start. Mit 
dem entschlossenen Willen einen Bei¬ 
trag „Für eine Welt ohne Ausbeutung 
und Unterdrückung!“ zu leisten und 
die finanziellen Voraussetzungen für 
langfristige konzernkritische Arbeit zu 
schaffen. 

In den zehn Jahren seit Gründung konn¬ 
te ethecon einen ersten Teil eines siche¬ 
ren und langfristig tragenden finanziellen 
Fundaments für antikapitalistische kon- 
zern- und globalisierungskritische Ar¬ 
beit legen. Das Stiftungsvermögen ent¬ 
wickelte sich von 80 000 Euro im Jahr 
2004 auf mittlerweile über 1 Millionen 
Euro und die Zahl der Stifterinnen, För¬ 
dermitglieder und Spenderinnen verviel¬ 
fachten sich. Die alljährlich im Novem¬ 
ber stattfindenden ethecon Tagungen in 
Berlin, auf denen seit 2006 bereits der In¬ 
ternationale ethecon Blue Planet Award 
(Ehrenpreis) und als Gegenstück dazu, 
der Internationale ethecon Black Planet 
Award (Schmähpreis) verliehen werden, 
gewinnen von Jahr zu Jahr an nationaler 
und internationaler Ausstrahlungskraft. 
Die Aktionen zur Übergabe der ethecon 
Schmähpreise machen Schlagzeilen von 
London bis Tokyo. 

Die beachtlichen Ergebnisse der Ar¬ 
beit ermutigen die Aktivistinnen und 
Ehrenamtlichen der Stiftung, auf ihrem 
konzern- und globalisierungskritischen 
Weg weiter zu machen und weitere 
Mitstreiterinnen - vor allem Stifterin¬ 
nen und Stifter, aber auch Spenderin¬ 
nen und Mitglieder - zu gewinnen. Dies 
ist um so notwendiger in einer Zeit, in 
der die wenigen Ultrareichen immer rei¬ 
cher und die zahllosen Armen immer är¬ 
mer werden, in einer Zeit in der unser 
Blauer Planet, einzig zur Steigerung der 
Konzernprofite, zunehmend von Ver¬ 
wüstung und Ruin bedroht wird. 

Wer nicht fragt, bleibt dumm 

„Das ist ein Angriff auf das parlamen¬ 
tarische Fragerecht“, erklärt die innen¬ 
politische Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke“, Ulla Jelpke, zu Vorwürfen von 
FOCUS, BKA und Verfassungsschutz 
sowie dem CDU-Innenpolitiker Wolf¬ 
gang Bosbach, sie missbrauche das par¬ 
lamentarische Fragerecht. 

„Die Vorwürfe bestehen aus heißer 
Luft: Antworten der Bundesregierung 
auf Kleine Anfragen sind per se öffent¬ 
lich, dazu werden sie ja gestellt. Hinter 
den absurden Vorwürfen von FOCUS, 
Polizei- und Verfassungsschutzkreisen 
steht ein Angriff auf dieses Fragerecht, 
den ich entschieden zurückweise: Denn 
wer nicht fragt, bleibt nicht nur dumm, 
sondern nimmt auch einen Verlust an 
Demokratie in Kauf. Die Pflicht der Re¬ 
gierung, auch kritische Anfragen zu be¬ 
antworten, sorgt für Transparenz beim 
Regierungshandeln. Deswegen sind 
Antworten der Regierung grundsätzlich 
öffentlich zugänglich. Geheimnisse gibt 
es da nicht zu verraten und wurden auch 
nicht verraten. 

Der Vorwurf, ich würde bevorzugt lin¬ 
ke Gruppierungen mit Interna aus 
der Bundeswehr bedienen, läuft völ¬ 
lig ins Leere. Bei der vom FOCUS als 
schwerstes ,Indiz 4 gegen mich ins Feld 
geführten Anfrage zu bevorstehenden 
Bundeswehr-Terminen handelt es sich 
um eine Zusammenstellung von öffent¬ 
lichen Gelöbnissen und Auftritten von 
Rekrutierungsoffizieren in Schulen und 
auf Messen. Das sind also Termine, die in 
der Öffentlichkeit stattfinden, und kei¬ 
ne geheimen Kommandosachen. Wieso 
sollte die Öffentlichkeit nicht erfahren, 
wie massiv die Bundeswehr-Rekrutierer 
mittlerweile durchs Land ziehen? 

Zu verlangen, ich solle diese Angaben 
nicht weitergeben, wie dies etwa der 
Unionspolitiker Wolfgang Bosbach for¬ 
dert, übersteigt indes meine Fähigkeiten: 
Sämtliche Antworten der Bundesregie¬ 
rung werden vom Deutschen Bundestag 
selbst auf seiner Homepage eingestellt. 
Und da gehören sie in einer Demokra¬ 
tie auch hin. 

Es mag sein, dass es bei Bundeswehr, 
Geheimdiensten und Polizei manche 
gibt, die wegen meiner kritischen An¬ 
fragen genervt sind. Sie werden damit 
leben müssen. 
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Gedenken an die 
Befreiung Leningrads 

Mit Kranzniederlegungen und einer Pa¬ 
rade historischer Militärfahrzeuge hat 
die Bevölkerung des Leningrader Ge¬ 
biets der über eine Million Opfer wäh¬ 
rend der Blockade der Heldenstadt Le¬ 
ningrad durch die faschistische deutsche 
Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg ge¬ 
dacht. „Es ist unsere Pflicht, an die da¬ 
maligen Bewohner und ihren Sieg über 
den Faschismus zu erinnern“, sagte Prä¬ 
sident Putin am Montag auf dem Ge¬ 
denkfriedhof Piskarjowskoje. Er empfin¬ 
de „große Dankbarkeit“ gegenüber den 
Verteidigern von Leningrad. Vor 70 Jah¬ 
ren, am 27. Januar 1944, vertrieben So- 
wjettruppen die letzten Nazi-Einheiten 
aus der Stellung um die Stadt und befrei¬ 
ten die Bewohner Leningrads von der 
rund 900 Tage andauernden Blockade. 

NATO-Chef fordert mehr 
Militärausgaben 

NATO-Generalsekretär Anders Fogh 
Rasmussen hat die Regierungen der 28 
Mitgliedstaaten zu höheren „Verteidi¬ 
gungsausgaben“ aufgefordert. „Wenn 
unsere Volkswirtschaften sich zu erho¬ 
len beginnen, dann müssen wir den po¬ 
litischen Willen zeigen, die Verteidigung 
in Europa stark zu machen“, heißt es ei¬ 
nem Jahresbericht Rasmussens, der am 
Montag in Brüssel veröffentlicht wurde. 

Druck auf Griechenland 

Die Euro-Staaten verstärken den Druck 
auf Griechenland. Es gebe zwar Fort¬ 
schritte, aber auch Sorgen mit Hinblick 
auf tiefgreifende „Reformen“ und das 
Privatisierungsprogramm, sagte der ös¬ 
terreichische Finanzminister Spindeleg¬ 
ger am Montag in Brüssel. Der deutsche 
Ressortchef Wolfgang Schäuble (CDU) 
erklärte vor den Beratungen mit seinen 
Amtskollegen der Eurozone: „Es bedarf 
weiterer Anstrengungen. Griechenland 
muss auf dem Reformkurs bleiben.“ 
Eurogruppenchef Jeroen Dijsselbloem 
macht aus seiner Ungeduld keinen Hehl 
mehr: „Das dauert zu lange“, meinte der 
Niederländer. Eine Entscheidung zur 
Auszahlung von weiteren Milliarden 
kann es erst geben, wenn Ende Febru¬ 
ar der Bericht der Troika-Experten von 
EU, EZB und IWF vorliegt. 

Neue tunesische Verfassung 

Nach zwei Jahren heftigen Ringens hat 
das tunesische Übergangsparlament 
die neue Verfassung für das von Kri¬ 
sen geschüttelte Land angenommen. 
Am Sonntagabend wurde das Werk mit 
mehr als der notwendigen Zweidrittel¬ 
mehrheit angenommen. Nach Berich¬ 
ten tunesischer Medien stimmten 200 
Abgeordnete für die neue Verfassung, 
zwölf enthielten sich, vier Parlamentari¬ 
er stimmten dagegen. Die neuen Rege¬ 
lungen gelten als „wegweisend“ in der 
arabischen Welt. Vorgesehen sind in dem 
Land mit fast durchgängig muslimischer 
Bevölkerung und dem Islam als Staats¬ 
religion unter anderem Gewissensfrei¬ 
heit und Gleichberechtigung. 

Armeechef wird 
Präsidentschaftskandidat 

Das Oberkommando der ägyptischen 
Streitkräfte hat die Präsidentschaftskan¬ 
didatur des Militärchefs Abdel Fattah 
al-Sisi gebilligt, berichtete die staatliche 
Nachrichtenagentur Mena. Die Armee¬ 
führung stimmte damit am Montag auch 
dem Ausscheiden Al-Sisis aus dem Mili¬ 
tärdienst zu, was eine Voraussetzung für 
die Kandidatur ist. In Ägypten stehen in 
den nächsten 90 Tagen Präsidentschafts¬ 
wahlen an. Ein Termin wurde noch nicht 
festgesetzt. 

Rekord in Japans 
Handelsbilanzdefizit 

Die hohe Abhängigkeit von Rohstoff¬ 
und Energieimporten hat das Handels¬ 
bilanzdefizit Japans im vergangenen 
Jahr auf einen Rekordwert anschwel¬ 
len lassen. Wie das Finanzministerium 
am Montag in Tokio bekannt gab, stieg 
der Fehlbetrag für das traditionell starke 
Exportland 2013 im Vergleich zum Vor¬ 
jahr um 65,3 Prozent auf rund 11,5 Bil¬ 
lionen Yen (82 Mrd. Euro). Ein Grund 
seien die drastisch erhöhten Einfuhren 
von Öl und Gas als Ersatz für die Ener¬ 
gieproduktion der Atomkraftwerke, die 
in Folge der Katastrophe in Fukushima 
abgeschaltet sind. 


Tote sollte man begraben 

Die „Nationale Koalition“ Syriens kann sich in Genf darstellen 


D ie syrisch-syrischen Gesprä¬ 
che in Genf haben nach einem 
holprigen Start langsam Fahrt 
aufgenommen. Der Prozess sei nicht 
einfach, doch beide Parteien wüssten 
genau, worum es gehe, sagte Brahimi 
vor Hunderten Medienvertretern am 
Sitz der Vereinten Nationen in Genf. 
„Ihr Land ist in sehr schlechtem Zu¬ 
stand und die Lage verschlimmert sich 
ständig.“ Die Personen, die die beiden 
Seiten vertreten, wüssten das „besser 
als andere“ so Brahimi. Es gehe „um 
nichts weniger als um die Rettung Syri¬ 
ens “Alle, die die eine oder andere Seite 
unterstützen, müssten zum Erfolg der 
Gespräche beitragen, forderte der UN- 
Diplomat. 

Ohne es auszusprechen meint Brahimi 
die Staaten, die in Syrien eine Art Stell¬ 
vertreterkrieg führen. Die USA haben 
mit den „Freunden Syriens“ ihre west¬ 
lichen und arabischen Bündnispartner 
um sich versammelt, sie unterstützen 
die Delegation der Nationalen Koali¬ 
tion. Russland, China und Iran stützen 
die syrische Regierungsseite, ohne ei¬ 
nen politischen Veränderungsprozess 
in Syrien abzulehnen. 

USA und Russland beraten aus dem 
Hintergrund die beiden Delegationen 
bei ihren Gesprächen in Genf. Der US- 
Delegation gehört unter anderen der 
frühere US-Botschafter in Syrien, Ro¬ 
bert Ford, an, der als Architekt der Na¬ 
tionalen Koalition und deren Kampf¬ 
verbänden gilt. Auf russischer Seite 
wird das Beratungsteam vom stellver¬ 
tretenden Außenminister Mikail Bog- 
danow geführt. 

Die Gespräche konzentrierten sich 
zunächst auf eine Waffenruhe in der 
zentralsyrischen Stadt Horns und hu¬ 
manitäre Hilfe in die von bewaffneten 
Gruppen gehaltenen Teile der Stadt. 
Andere Themen sind die Freilassung 
von Gefangenen, Verschleppten und 
Entführten aus den Händen bewaffne¬ 
ter Gruppen. Die Regierung ist aufge¬ 
fordert, Frauen, Kinder, alte Menschen 
und Kranke aus den Gefängnissen frei¬ 
zulassen. Montag und Dienstag gaben 
die beiden Parteien politische Erklä¬ 
rungen ab. 

Delegationsmitglieder beider Seiten 
nutzen den enormen Medienauflauf 
in Genf, um ihre Standpunkte deut¬ 
lich zu machen. Der Stellvertretende 
syrische Außenminister Feisal Mekdad 
machte klar, dass man die Genf-I-Ver¬ 
einbarung als Grundlage der Ge- — 
spräche sehe. Präsidentenberaterin 
Bouthaina Schaaban fügte hinzu, 
dass die Realität vor Ort eine Über¬ 
arbeitung der Vereinbarung erfor¬ 
dere. Der Rücktritt des syrischen 
Präsidenten Bashar al-Assad stehe 
nicht zur Debatte, sagte Informati¬ 
onsminister Omran al-Zoubi, damit 
werde kein Problem im Land ge¬ 
löst. Die Regierung habe drei Prio¬ 
ritäten, so Zoubi: „Erstens müssen _ 

wir den wirklichen Terrorismus im 
Land beenden. Zweitens müssen wir 
dem syrischen Volk helfen und die 
Sanktionen stoppen und drittens müs¬ 
sen wir demokratische und freie Wah¬ 
len durchführen.“ Bis zu diesen demo¬ 
kratischen Wahlen, „an denen sich alle 
beteiligen können“, werde Präsident 
Assad im Amt bleiben. 

Die Delegation der oppositionellen 
Nationalen Koalition nutzt ebenfalls 
die Anwesenheit der internationalen 
Medien und präsentiert sich in der 
Schweiz als Delegation der „syrischen 
Opposition“. Die Tatsache, dass die Ko¬ 
alition nach dem Austritt des Syrischen 
Nationalrates (SNR) mindestens ein 
Drittel ihrer Mitglieder verloren hat, 
wird verschwiegen. Der SNR war ge¬ 
gen eine Teilnahme an den Gesprächen 
und war zu der Abstimmung darüber 
gar nicht erschienen. Von den 120 Mit¬ 
gliedern der Nationalen Koalition hat¬ 
ten letztlich nur 58 für die Teilnahme 
an den Gesprächen in der Schweiz ge¬ 
stimmt, weniger als die Hälfte. 

Im Zentrum der Äußerungen der Nati¬ 
onalen Koalition und ihrer Unterstüt- 
zer bei den „Freunden Syriens“, einer 
Staatengruppe, die die USA 2011 um 
sich versammelten, stehen Vorwürfe, 
Schuldzuweisungen und Drohungen 


gegen den syrischen Präsidenten. Bas¬ 
har al-Assad habe „keine Zukunft in 
Syrien“, sagte US-Außenminister John 
Kerry (Montreux). Und der Präsident 
der Nationalen Koalition, Ahmed Jar- 
ba, erklärte, Assad und das Regime 
seien „tot und Tote sollte man begra¬ 
ben“ (Pressekonferenz in Genf). In 
einem Interview mit dem saudischen 
Nachrichtensender Al Arabiya nannte 


rung erneut und zu einem Zeitpunkt zu 
beschuldigen, wo die Vereinten Nati¬ 
onen versuchen, einen Verhandlungs¬ 
prozess der verschiedenen Lager in 
Gang zu bringen. Wer den Konflikt in 
Syrien die letzten drei Jahre verfolgt 
hat wird wissen, dass es immer wie¬ 
der solche Störmanöver gegeben hat. 
Ob bei wichtigen Sitzungen des UN- 
Sicherheitsrates, ob bei Besuchen von 



US-Außenminister Kerry erteilt seinem UN-Generalsekretär Instruktionen für 
die Verhandlungen. 


Kerry den syrischen Präsidenten den 
„stärksten Supermagneten für Terro¬ 
rismus“. Die syrische Regierung habe 
mit ihrem Vorgehen erst die Voraus¬ 
setzung für die Entstehung von Terror¬ 
gruppen geliefert. 

Störmanöver 

Ahmed Jarba griff (in Montreux) aus¬ 
führlich die Vorlage des britischen 
„Guardian“, der BBC und des CNN 
auf, die am Tag vor Beginn der Konfe¬ 
renz in Montreux einen Bericht über 
Folter und Mord in syrischen Ge¬ 
fängnissen veröffentlicht hatten. Die 
Quelle dieser Nachricht, angeblich 
ein ehemaliger Militärpolizist und -fo- 
tograf der „Cäsar“ genannt wird, will 
von 11000 Leichen in syrischen Mili¬ 
tärkrankenhäusern 55 000 Fotos ge¬ 
macht haben. Die habe er digitalisiert 
aus dem Land geschleust und in einem 


Moderate Oppositionsgruppen, die 
sich ausländischer Einflussnahme 
verweigern und für einen nationalen 
und demokratischen Prozess in Syrien 
kämpfen, wurden erst gar nicht zu den 
Gesprächen eingeladen: So das Nationale 
Koordinationskomitee für Demokratischen 
Wandel in Syrien (NCC); der Hohe Kurdische 
Rat; die Bewegung „Den Syrischen Staat 
aufbauen {< ; Frauen für Frieden in Syrien. 


Golfstaat vorgelegt. Das Emirat Katar, 
das in nur zwei Jahren 3 Milliarden US- 
Dollar für die Bewaffnung, Ausbildung 
und Finanzierung bewaffneter Grup¬ 
pen in Syrien ausgegeben hat, beauf¬ 
tragte daraufhin eine Anwaltskanzlei 
in London. Die wiederum beauftragte 
drei frühere Ermittler an UN-Strafge- 
richten, die Fälle zu untersuchen. Der 
frühere Chefankläger des UN-Kriegs- 
verbrechertribunals für Sierra Leone, 
Desmond da Silva, sprach von „Bewei¬ 
sen für Tötungen im industriellen Aus¬ 
maß“ durch die syrische Regierung. 
Die Bilder der verhungerten, gefolter¬ 
ten und getöteten Männer zeigten, dass 
die Regierungstruppen in Syrien „wie 
die Nazis“ seien, so Jarba. 

Die syrische Regierung wies die Fo¬ 
tos als Fälschungen zurück. Die Lage 
in syrischen Gefängnissen sei schlecht, 
sagte der syrische Botschafter bei den 
Vereinten Nationen, Bashar al-Jaafari, 
der der Regierungsdelegation in der 
Schweiz angehört. Es gebe vieles im 
Land, was verbessert werden müsse. 
Die Herkunft der Bilder sei zweifel¬ 
haft. 

Das Ziel des Berichts und der Zeit¬ 
punkt der Veröffentlichung dürfte vor 
allem gewesen sein, die syrische Regie¬ 


UN-Vertretern in Syrien, ob bei der 
Beobachtermission der Arabischen 
Liga, ob bei dem durch die UNO 
vermittelten Waffenstillstand im Ap¬ 
ril 2012 oder zuletzt bei der Mission 
der UN-Waffeninspektoren, die Gift¬ 
gaseinsätze im Norden Syriens (März 
2013) prüfen sollten - immer wurden 
Massaker oder Giftgasangriffe verübt, 
für die die „Freunde Syriens“ und die 
Nationale Koalition die syrische Re¬ 
gierung verantwortlich machten. Was 
von den Medien zumeist unhinterfragt 
weitergetragen wurde. 

Worum es den „Freunden Syriens“, 
den USA und der Nationalen Koali¬ 
tion in Genf geht, erklärte vor weni¬ 
gen Tagen Frederic Hof, der unter der 
früheren US-Außenministerin Hillary 
Clinton für Syrien zuständig war und 
an den Gesprächen für die Genfer 
Vereinbarung (30.6.2012) maßgeblich 
— beteiligt war. Im Gespräch mit US- 
News sagte Hof, er erwarte „abso¬ 
lut nichts“ von den Gesprächen in 
Genf. Versöhnung und Wiederauf¬ 
bau werden Jahre dauern, die Ge¬ 
spräche in Genf könnten sich über 
Monate hinziehen. Dennoch gebe 
es Gründe, an den Genf-II-Gesprä- 
chen teilzunehmen. Erstens sei es 
wichtig, um die Bedingungen für 
den politischen Prozess in Syri- 
__ en mitzubestimmen. „Das Thema 
des politischen Übergangsprozes¬ 
ses macht das Assad-Regime sehr ner¬ 
vös“, so Hof. „Russland und das Re¬ 
gime dürfen nicht davon ablenken.“ 
Die USA sollten „ihren ganzen Ein¬ 
fluss einsetzen, um bei dieser Konfe¬ 
renz (Genf II) genau dieses Thema im 
Mittelpunkt zu halten.“ 

Für die US-Administration, die sich 
militärisch nicht direkt in Syrien en¬ 
gagiere, sei es zudem wichtig, das „öf¬ 
fentliche Forum“ der Konferenz zu 
nutzen. „Politisch geht es nur darum“ 
deutlich machen, dass die USA hinter 
der Nationalen Koalition stehen. Ein 
frühes Scheitern müsse ebenso verhin¬ 
dert werden, wie eine mögliche Spal¬ 
tung der Delegation der Nationalen 
Koalition. Das Gute an der Sache sei, 
dass die Nationale Koalition sich auf 
einer internationalen Bühne darstellen 
könne. Sie könnten der Weltpresse ihre 
„Politiker, Soldaten und Aktivisten“ 
präsentieren, die in einer zukünftigen 
Regierung eine Rolle spielen könnten, 
so Hof. 

Am Montag wurde bekannt, dass der 
US-Kongress bereits im Dezember die 
Lieferung von Waffen an die Nationale 
Koalition und die mit ihr verbundenen 
Kampfverbände in Syrien beschlossen 
hat. Karin Leukefeld, Genf 


Tickende Zeitbombe 

Wieder Störfall in Cattenom 

Am 17. Januar hat es erneut einen „Zwi¬ 
schenfall“ im grenznahen französischen 
Atomkraftwerk Cattenom gegeben. 
Eine Panne im Kühlkreislauf führte 
dazu, dass der dritte von vier Reaktor¬ 
blöcken abgeschaltet werden musste. 
Vier Tage später lief der Reaktor wie¬ 
der, teilte der Betreiber, der franzö¬ 
sische Energiekonzern EDF, mit. Als 
Grund für das Abschalten wurde „eine 
verschlechterte Qualität des Kühlwas¬ 
sers des Sekundärkreislaufs“ genannt. 
Nach der Veröffentlichung einer Pan¬ 
nenstatistik hat die rheinland-pfälzische 
Landesregierung derweil erneut die „so¬ 
fortige und endgültige Abschaltung“ des 
direkt an der Mosel gelegenen Pannen¬ 
reaktors gefordert. Im vergangenen Jahr 
sei es wegen technischer Defekte sieben 
Mal zu ungeplanten Reaktorabschal¬ 
tungen in Cattenom gekommen, teilte 
das Mainzer Wirtschafts- und Energie¬ 
ministerium mit. Zudem seien sieben 
weitere Störfälle wie klemmende Steu¬ 
erstäbe, undichte Kraftstoffleitungen 
für die Notstromversorgung, Mängel 
an sicherheitsrelevanten Pumpen oder 
bei erdbebensicheren Bauteilen gemel¬ 
det worden. „Die Pannenstatistik erfüllt 
uns mit Besorgnis und wir werden nicht 
locker lassen, um eine Abschaltung die¬ 
ses AKW zu erreichen“, erklärte Wirt¬ 
schafts- und Energieministerin Eveline 
Lemke in Mainz. Technische Zuverläs¬ 
sigkeit und Sicherheitskultur in Catte¬ 
nom seien mangelhaft. 

Auch Dieter Majer, der 12 Jahre lang 
Leiter der Unterabteilung „Sicherheit 
kerntechnischer Anlagen“ im Umwelt¬ 
ministerium war, sieht das so. Als die 
EU-Kommission die nationalen Auf¬ 
sichtsbehörden nach der Reaktorka¬ 
tastrophe in Fukushima im März 2011 
zu „Stresstests“ für alle 143 in den Mit¬ 
gliedstaaten vorhandenen Atommeiler 
aufforderte, wurde Majer Beobachter 
der saarländischen, rheinland-pfälzi¬ 
schen und Luxemburger Regierung bei 
der Bewertung der Sicherheitsreserven 
in Cattenom. In seinem Abschlussbe¬ 
richt fordert er, die drittgrößte Atom¬ 
zentrale Frankreichs wegen „gravieren¬ 
der Sicherheitsmängel“ sofort vom Netz 
zu nehmen. 

Von der Bundesregierung ist dafür kei¬ 
ne Unterstützung erwarten. Wie schon 
ihr Amtsvorgänger Altmaier von der 
CDU sieht auch die neue Umweltmi¬ 
nisterin Barbara Hendricks, eine ka¬ 
tholische Funktionärin mit SPD-Partei- 
buch, „keine rechtliche Grundlage, von 
deutscher Seite aus die Abschaltung 
(von Cattenom) zu fordern“. So wurde 
jedenfalls eine Ministeriumssprecherin 
im „Trierischen Volksfreund“ zitiert. 
Die Aufsicht über den sicheren Betrieb 
von Atomkraftwerken liege „in der al¬ 
leinigen nationalen Verantwortung des 
einzelnen Staates“, habe man in Berlin 
erklärt. Oliver Wagner 

Ohne „Notlage“ 

Abtreibung erleichtert 

Die linke Mehrheit in der französischen 
Nationalversammlung hat am 21. Januar 
eine klare Entscheidung zum umstrit¬ 
tenen Thema des freiwilligen Schwan¬ 
gerschaftsabbruchs getroffen. Mit den 
Stimmen der regierenden „Parti Socia- 
liste“ (PS), der Grünen und der Links¬ 
front wurde der Bezug auf das Vorliegen 
einer „Notlage“ aus dem Artikel 5 des 
Gesetzes über die Gleichheit von Mann 
und Frau aus dem Jahr 1975 gestrichen. 
Damit ist in Frankreich eine freiwillige 
Schwangerschaftsunterbrechung auch 
ohne den durch die Schwangeren zu er¬ 
bringenden Nachweis einer „Notlage“ 
zulässig. Auch Abgeordnete der Libe¬ 
ralen und bürgerlichen Rechten haben 
dem zugestimmt, während die Mehrzahl 
der rechten Abgeordneten gemeinsam 
mit den Rechtsextremisten der FN eine 
wilde Kampagne dagegen entfacht hat¬ 
ten. Die Gesetzesänderung kam als 
deutliche Reaktion auf die kürzlich in 
Spanien vollzogene weitere Einschrän¬ 
kung der gesetzlichen Bestimmungen 
zum Schwangerschaftsabbruch zustan¬ 
de. Die PS-Ministerin für die Rechte 
der Frauen, Najat Vallaud-Belkacem, 
erklärte in der Debatte, die Schwanger¬ 
schaftsunterbrechung sei in Frankreich 
„ein Recht und nicht nur etwas Gedul¬ 
detes unter Bedingungen“. 
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„Janukowitsch wiederholt Gorbatschows Fehler“ 

Die „Opposition“ zeigt, wohin die Reise gehen soll 


Die in russischer Sprache erscheinende Internetplattform „Kominform Ukrai¬ 
ne“ veröffentlichte am 26. Januar mehrere kritische Kommentare zum Verhalten 
von Präsident Janukowitsch in der aktuellen, von den extremistischen Sturm¬ 
trupps der „ Opposition “ bis an den Rand eines Bürgerkrieges eskalierten Si¬ 
tuation in der Ukraine. Wir geben nachfolgend die Position des Kommentators 
der „Kornsomolskaja Praw da“ Aleksandr Grischin, wieder: 


N ach Meinung vieler Experten 
befindet sich Wiktor Januko¬ 
witsch in einer Sackgasse. In 
der Tat. Auf den ersten Blick muss er 
sich zwischen zwei Handlungsvarianten 
zur Lösung der Krise entscheiden. Die 
erste, zu handeln beginnen. Die zwei¬ 
te - alles zu lassen wie es ist bzw. selbst 
zurückzutreten. Das heißt, entweder 
den Protest durch die Sicherheitskräf¬ 
te auseinanderzujagen, oder zweitens 
darauf zu warten, dass die erfrierenden 
„Protestowalniki“ selbst auseinander¬ 
gehen und wenn nicht, zurückzutreten. 
Jede dieser Varianten ist mit Proble¬ 
men verbunden. Die erste werden Eu¬ 
ropa und die USA Janukowitsch nicht 
verzeihen. Es wird Sanktionen geben, 
das Einfrieren der Konten im Westen 
und für die Menschen in seiner Nähe, 
Einschränkungen sich in der Welt zu 
bewegen. Bei der zweiten droht Ja¬ 
nukowitsch persönlich nicht nur der 
Verlust der Macht, sondern auch das 
Gefängnis, und für die Ukraine be¬ 
deutet es Chaos, das das Land um 
zwanzig Jahre zurückwirft, oder eine 
beschleunigte Euro-Umarmung nach 
den Bedingungen der EU, mit der Fol¬ 
ge sinkender Produktion, wachsen¬ 
der Arbeitslosigkeit und Verelendung 
der Bevölkerung - und damit faktisch 
ebenfalls die Rückkehr in die wilden 
90er Jahre. 

Welche Wahl Janukowitsch trifft, weiß 
nur er selbst. Vorläufig sieht es danach 
aus, als versuche er aus der Sackgas¬ 
se mit dem von ihm geliebten dritten 
Weg herauszukommen, mit dem er das 
Land durch seine Unentschlossenheit 
gerade in die gegenwärtige Lage ge¬ 
bracht hat. Er hat eine außerordentli¬ 
che Sitzung der Obersten Rada einbe¬ 
rufen, um die Abgeordneten eine Ent¬ 
scheidung treffen zu lassen. Wenn diese 
Erfolg hat, wird er sagen, dass dies sein 
Plan war. Und wenn sie misslingt, wa¬ 
ren die Abgeordneten an allem Schuld. 


Am ehesten ist allerdings zu erwarten, 
dass es in der Obersten Rada wieder 
einmal zu einer Prügelei kommen wird. 
Darum wird mit großer Wahrschein¬ 
lichkeit aus dem Plan des Präsidenten 
nichts werden. Aber selbst dann, wenn 
die Abgeordneten zu einem Kompro¬ 
miss kämen, würde er den „Maidan“ 
nicht zufriedenstellen, vor allem nicht 
die Sturmabteilungen der Ultras. 
Janukowitsch wiederholt heute den tra¬ 
gischen Fehler Michail Gorbatschows, 
der nicht bereit war, die Verantwor¬ 
tung für den sich vor aller Augen voll¬ 
ziehenden Zerfall der Sowjetunion auf 
sich zu nehmen, und stattdessen weiter 
sein Mantra von der Erneuerung der 
UdSSR mit menschlichem Antlitz ab¬ 
leierte, die Verbündeten verriet und im 
Ergebnis in die gleiche, von ihm selbst 
angerichtete Sackgasse geriet und die 
Demontage des Landes herbeiführte. 
Der einzige Ausweg für Janukowitsch 
bestünde darin, die Entscheidung 
selbst zu treffen und die volle Verant¬ 
wortung dafür zu übernehmen. Aber 
es sieht so aus, dass er dazu nicht fä¬ 
hig ist. Aus Angst vor einer beliebi¬ 
gen Entscheidung, wartet er darauf, 
dass irgendein starker Mann kommt, 
ihn an die Hand nimmt, das Land aus 
der Sackgasse führt und ihm dann er¬ 
neut die Führung des Landes übergibt. 


★ 

Soweit Aleksandr Grischin. 

Während Janukowitsch abwartet, schafft 
die „Opposition“ Fakten. Seit der Veröf¬ 
fentlichung des Kommentars am Sonn¬ 
tag, bis zum Redaktionsschluss der UZ 
am Dienstagmorgen wurden weitere 
Ministerien und öffentliche Gebäude in 
Kiew besetzt. Das Kongresszentrum wur¬ 
de mit Molotowcocktails und Sprengsät¬ 
zen attackiert und verwüstet. Anstatt das 
Zentrum gegen die Vandalen zu verteidi¬ 
gen, wurden die dort stationierten Poli¬ 
zisten durch das Innenministerium ange¬ 
wiesen abzuziehen, was dann unter dem 
Triumphgeheul der Banditen passierte. 
Derartige Demütigungen dürften nicht 
gerade dazu angetan sein, die Moral der 
Sicherheitskräfte zu stärken. 

Zugleich wurden in einer Reihe von 
Regionen, insbesondere in den Hoch¬ 
burgen der profaschistischen Swoboda, 
die Verwaltungsgebäude gestürmt, die 
Gouverneure verjagt, an Stelle der ge¬ 
wählten Volksvertretungen sog. Volks- 
Radas installiert und alternative Polizei¬ 
einheiten geschaffen. Ohne Umschweife 
ausgedrückt: dort haben Putschisten die 
Macht an sich gerissen. Wohin die Reise 
ginge, wenn dies der Swoboda im Bun¬ 
de mit seinen Verbündeten, der Timo- 
schenko- und der Janukowitsch-Partei 
in der ganzen Ukraine gelänge, zeigt das 
Beispiel der Gebiete Iwano-Frankiwsk 
und Ternopil, wo als erster Akt der neu¬ 
en „Volksmacht“ die Tätigkeit der Kom¬ 
munistischen Partei und der Partei der 
Regionen sowie das Zeigen von deren 
Symbolen verboten wurde. 

(Übersetzung und Schluss von Willi Gerns) 



Es bleibt bei „Schweinerei“ 

Italiens neues Wahlgesetz soll Linke aus Parlament verbannen 


Ein vom neuen Sekretär der Demokra¬ 
tischen Partei (PD), Matteo Renzi, vor¬ 
gelegter Entwurf für eine neues Wahl¬ 
gesetz (Italicum) hat in der Partei zu 
schweren Auseinandersetzungen mit 
der linken Minderheit, die 30 Prozent 
der Mitglieder zählt, und der Linken des 
Landes insgesamt geführt. Der Chef der 
Linkspartei SEL, Nicchi Vendola, hat an¬ 
gekündigt, seine Partei werde in dieser 
Form ablehnen. Nachdem der Parteilin¬ 
ke Gianni Cuperlo als PD-Vorsitzender 
aus Protest zurücktrat, befürchtet „La 
Repubblica“ eine Spaltung der Partei. 
Das Blatt gibt Stimmen der Linken wie¬ 
der, die befürchten, Renzi wolle die PD 
in eine christdemokratische Partei um¬ 
wandeln. 

Der erst im Dezember gewählte PD- 
Chef hatte den Entwurf ohne Konsulta¬ 
tion mit dem Parteivorstand vorgelegt. 
Dagegen traf er sich mit dem Führer der 
Forza Italia, Berlusconi, zur Absprache. 
Renzi habe Berlusconi, bekanntermaßen 
ein Straftäter, dem der Senat sein Man¬ 
dat entzogen hat, der demnächst seine 
Strafe anzutreten hat und dem durch 
Gerichtsurteil die Ausübung öffentlicher 
Ämter untersagt ist, „politisch rehabili¬ 
tiert“, wie die linke „Unitä“ schreibt. Pro¬ 
testierende blockierten die PD-Zentrale, 
wo das Treffen stattfand, und bewarfen 
Berlusconis Limousine mit Eiern. „La 
Repubblicca“ beschuldigte den PD- 
Chef, die Partei „nicht zu leiten, sondern 
zu kommandieren“ und einen „Pakt mit 
dem Teufel“ geschlossen zu haben. Pro¬ 
test meldete auch der Chef der neuen 
„moderaten“ Rechtspartei NCD, Ange- 
lino Alfano, Koalitionspartner und Vize¬ 
premier in der derzeitigen PD geführten 


Regierung an. Er ist zwar grundsätzlich 
mit dem Italicum einverstanden, sieht 
sich aber durch seinen Ausschluss von 
Renzis Konsultationen brüskiert. 

Das Italicum soll an die Stelle des un¬ 
ter Berlusconi eingeführten „Porcellum“ 
(Schweinerei) genannten Modus treten, 
der der Siegerpartei mit auch nur einer 
Stimme Mehrheit in der Abgeordneten¬ 
kammer 340 der insgesamt 630 Sitze (54 
Prozent) zusprach. Das Verfassungsge¬ 
richt hatte das für verfassungswidrig er¬ 
klärt. Der vorgelegte Entwurf sieht auf 
der Grundlage der Proportionalität die 
Beseitigung der bisherigen Ausgrenzung 
kleiner Parteien vor, die in Zukunft al¬ 
lein antreten können, dabei aber die von 
bisher 4 auf 8 Prozent erhöhte Sperrklau¬ 
sel überwinden müssten, was eindeutig 
darauf zielt, die Kommunisten und Lin¬ 
ken aus dem Parlament auszuschließen. 
Diese müssten sich wie bisher, um Man¬ 
date zu erreichen, Koalitionen der gro¬ 
ßen Parteien, zu deren Bedingungen 
anschließen, wenn sie überhaupt aufge¬ 
nommen werden. Für diese Wahlbünd¬ 
nisse soll eine Sperrklausel von 12 Pro¬ 
zent gelten, wobei die einzelnen Parteien 
5 Prozent erreichen müssten. Auch das 
dürfte Konkurrenz zu den großen Partei¬ 
en ausschließen, denn bisher haben die 
betreffenden Parteien auf der Linken 
Mitte zusammen gerade mal 7 Prozent 
erreicht. Italien wird damit Spitzenreiter 
bei den unter Europas Linken heftig at¬ 
tackierten Sperrhürden. 

Das Bonussystem soll nur geringfügig 
modifiziert werden. Es bleibt bei rund 
54 Prozent Mandaten, die aber die Sie¬ 
gerpartei nur erhalten soll, wenn sie 35 
Prozent der Stimmen erreicht. Wird das 


verfehlt, soll eine Stichwahl zwischen 
den beiden stärksten Parteien stattfin¬ 
den. Der Sieger erhielte dann den Bonus. 
Reformiert werden soll auch der Senat, 
die zweite Parlamentskammer. Ihn sol¬ 
len künftig Vertreter der Regierungen 
und Parlamente der Regionen (Länder) 
bilden. Ferner sollen die Provinzen ab¬ 
geschafft werden, was jährlich eine Mrd. 
Euro einsparen soll. Auch hier geht es 
jedoch vor allem darum, Kommunisten 
und Linken die Basis, die sie hier noch 
halten, zu entziehen. 

Obwohl der PD-Vorstand inzwischen 
mehrheitlich dem Entwurf zugestimmt 
hat, bleibt offen, ob es dem PD-Chef ge¬ 
lingt, für sein Italicum im Parlament eine 
Mehrheit zu erhalten. Neben der SEL 
hat auch die Protestbewegung M5S mit 
einem Viertel der Parlamentssitze Ab¬ 
lehnung angekündigt. 

Der Ausgang ist offen. Gibt es für das 
Wahlgesetz keine Mehrheit, dürfte auch 
der Stuhl des PD-Chefs wackeln. Nach¬ 
träglich soll der umstrittene Entwurf 
jetzt im Verfassungsausschuss der Ab¬ 
geordnetenkammer beraten werden. Die 
von Renzi geplante Vorlage zur Verab¬ 
schiedung im Parlament bis 15. Febru¬ 
ar dürfte in die Ferne rücken. Setzt sich 
Renzi durch, dürfte es Schluss sein mit 
einer vorhandenen linken Ausrichtung 
der PD, deren Wurzeln noch in der kom¬ 
munistischen Vergangenheit liegen. Es 
sei denn, die Linke findet tatsächlich die 
Kraft, sich von der durch den früheren 
Christdemokraten Renzi auf Rechtskurs 
gesteuerten Partei zu trennen. Sie könn¬ 
te sich dann mit der SEL Vendolas zu¬ 
sammenschließen und der Linken wieder 
Geltung verschaffen. Gerhard Feldbauer 


Historischer Fortschritt in Chile 

KP in der Regierung - Kommunistin wird Frauenministerin 


Die Kommunistische Partei Chiles wird 
an der Linksregierung beteiligt, die nach 
dem Wahlsieg von Michelle Bachelet im 
Dezember möglich wurde. Die Kom¬ 
munalabgeordnete Claudia Pascual aus 
Santiago ist die erste Kommunistin, die 
nach dem blutigen Putsch von 1973 ein 
Ministeramt für die KP bekleidet. 

Dem Kabinett gehören 23 Minister/in¬ 
nen an. Claudia Pascual wird dem „Na¬ 
tionalen Frauendienst“ (SERNAM) 
vorstehen - es soll nach Aussagen von 
Präsidentin Bachelet, die aus der Sozia¬ 
listischen Partei kommt, bald in „Frau¬ 
enministerium“ umbenannt werden. Die 
Anthropologin Claudia Pascual war Stu¬ 
dierendenaktivistin an der „Universidad 
de Chile“ in Santiago. Sie gehört der Po¬ 
litischen Kommission der KP Chiles an, 
welches einem Sekretariat entspricht. 
Genossin Claudia Pascual arbeitet seit 
langem für die Frauenrechte. In einer 
ersten Stellungnahme erklärte sie, sich 
für eine Entkriminalisierung der Abtrei¬ 
bung, für sexuelle Rechte sowie für eine 
Genderpolitik einzusetzen. Auch will sie 
die Arbeits- und Sozialrechte der Frauen 
verbessern. 

Ebenfalls an der Regierung sind die an¬ 
deren Partner der Sozialistischen Par¬ 
tei innerhalb der Wahlkoalition „Neue 
Mehrheit“ beteiligt: die Radikale Partei, 
die Partei für die Demokratie und die 
Christdemokratische Partei, womit im 
Wesentlichen die bisherige (zwischen 
1990 und 2010 regierende) „Concerta- 
ciön“ zusammenbleibt, erweitert aller¬ 
dings durch die Kommunistische Partei. 
Diese war im Bündnis der damaligen 
Unidad Populär mit den Sozialisten un¬ 
ter Präsident Allende 1970 bis 1973 an 
der Regierung gewesen. 

Damals waren die Christdemokraten 
nach anfänglicher Beteiligung aus dem 
Bündnis ausgeschieden; heute kommen 
die Vorbehalte gegen eine kommunis¬ 
tische Regierungsbeteiligung - neben 
der Opposition - allenfalls aus deren 
Reihen. Anfang des Jahres äußerte der 
Vorsitzende der KP, Guillermo Teillier, 
auf die Frage nach der Zusammenar¬ 


beit mit den Christdemokraten, dass die 
Grundlage der Kooperation das Regie¬ 
rungsprogramm ist: „Wir werden lernen 
müssen mit unseren Unterschieden zu 
leben!“ 

In der KP war auch auf das Arbeitsmi¬ 
nisterium gesetzt worden, aber vor allem 
die Genossinnen freuten sich über die 
Besetzung, zumal der SERNAM tradi¬ 
tionell medial gut begleitet wird. 
Insgesamt zeigt sich die KP Chiles ge¬ 
schlossen, was die Regierungsbetei¬ 
ligung angeht. Zwar gibt es keine Il¬ 
lusionen über die Machbarkeit von 
grundlegenden Veränderungen in der 
Verwaltung der Staatsgeschäfte, aber 
der Fall Chiles liegt anders als im übri¬ 
gen Südamerika. Noch immer lastet die 
Diktaturverfassung auf den demokrati¬ 
schen Neuanfängen; noch immer muss 
zunächst einmal die undemokratische 
Regelung bei Wahlen verändert werden, 
die Mandate de facto nur bei Zugehörig¬ 
keit zu einem der Blöcke (Postfaschis¬ 
tische Parteien UDI und RN oder die 
Concertaciön) möglich macht. Es geht in 
Chile darum, den Rückstand gegenüber 
den meisten Nachbarn in Sachen Demo¬ 
kratie aufzuholen. Dass Chile anderer¬ 
seits wirtschaftlich vorn liegt, macht die 
diesbezügliche Aufgabe vielleicht nicht 
leichter, aber reizvoller. 

Es muss auch darum gehen, die Men¬ 
schen zunächst in politische und dann 
schrittweise wieder in solidarische Zu¬ 
sammenhänge zurückzubringen. Chile 
ist durch die politische und wirtschaftli¬ 
che Diktatur im regionalen Vergleich zu 
einer Ellbogengesellschaft geworden - 
der Neoliberalismus als Wirtschaftsdik¬ 
taturmodell hat in Chile deshalb eine 
politische Niederlage erlitten, weil er 
einen Wirtschaftsaufschwung für weni¬ 
ge mit dem Tod vieler möglich machte. 
Einen Sieg aber erreichte er: er hat die 
Menschen vereinzelt und entsolidari- 
siert. Es waren die Ausnahmen, die in 
den letzten Jahren die Jugend leistete: 
die vielen und nachhaltigen Demons¬ 
trationen und Proteste gegen die priva¬ 
tisierte Bildung. Günter Pohl 


Reichtum in wenigen Händen 

85 Personen besitzen die Hälfte des Weltvermögens 


„Eine kleine Elite von 85 Personen be¬ 
sitzt genau so viel Vermögen wie die 
Hälfte der Weltbevölkerung“. Mit die¬ 
sem Satz beginnt eine am 20. Januar 2014 
veröffentlichte Mitteilung von „Oxfam“, 
einer internationalen Vereinigung huma¬ 
nitärer Hilfs- und Entwicklungsorgani¬ 
sationen, die sich der Bekämpfung der 
Armut in der Welt widmen. 

Oxfam hat den Beginn des diesjährigen 
Weltwirtschaftsgipfels in Davos zum An¬ 
lass genommen, um einen neuen Bericht 
unter dem Titel „Mit den extremen Un¬ 
gleichheiten Schluss machen“ bekannt zu 
machen (http://www.oxfam.org/fr/policy/ 
finir-inegalites-extremes). Damit soll, wie 
es in der Mitteilung heißt, „die Überein¬ 
kunft einer begüterten Elite mit der po¬ 
litischen Macht“ angeprangert werden, 
die „die ökonomischen Spielregeln ver¬ 
fälscht, die Demokratie unterhöhlt und 
eine Welt hervorbringt, in der die 85 
größten Vermögen ebenso viel besitzen 
wie die Hälfte der Weltbevölkerung“. 

In dem Bericht wird hervorgehoben, dass 
sich die wirtschaftlichen Ungleichheiten 
in den meisten Staaten rapid vergrößert 
haben. Der Reichtum von einem Pro¬ 
zent der Weltbevölkerung belaufe sich 
auf 110 Billionen Dollar, 65 mal mehr 
als das gesamte Vermögen der ärmeren 
Hälfte der Menschheit. Das ist das 7,3-fa- 
che dessen, was die Wirtschaft der USA 
als noch immer größte Wirtschaftsmacht 
der Welt in einem Jahr als Bruttosozial¬ 
produkt hervorbringt, und das 45-fache 
dessen, was die USA in einem Jahr in 
ihrem Staatshaushalt, dem größten der 
Welt, zur Verfügung haben. 

Die „massive Konzentration der wirt¬ 
schaftlichen Ressourcen in den Händen 
immer weniger Menschen stellt eine re¬ 
ale Bedrohung für die integrativen Wirt¬ 
schafts- und Sozialsysteme dar und ver¬ 
stärkt andere Ungleichheiten wie die 
zwischen Männern und Frauen“, heißt 
es in dem Bericht. Die Staaten dienten 
„hauptsächlich den Interessen der Wirt¬ 


schaftseliten zum Nachteil der anderen 
Bürger“. 

Winnie Byanyima, die Generaldirektorin 
von Oxfam, die an den Zusammenkünf¬ 
ten von Davos teilnehmen wollte, erklär¬ 
te, für sie sei es „bestürzend, dass im 21. 
Jahrhundert die Hälfte der Weltbevölke¬ 
rung nicht mehr besitzt als eine zahlen¬ 
mäßig so kleine Elite wie die Zahl der 
Sitzplätze in einem Eisenbahnwaggon“. 
„In den entwickelten Ländern ebenso 
wie in den Entwicklungsländern leben 
wir in einer Welt, in der die niedrigsten 
Steuersätze, die besten Gesundheits¬ 
und Bildungsmöglichkeiten und die 
Möglichkeit der Ausübung von Einfluss 
mehr und mehr nicht nur den reichsten 
Leuten, sondern auch ihren Kindern ge¬ 
währt werden“, heißt es unter Verweis 
auf die Vererbung der Riesenvermögen 
weiter. In den letzten Jahrzehnten sei es 
den Reichen insbesondere gelungen, die 
Deregulierung des Finanzsektors, die 
Senkung der Steuersätze auf die hohen 
Einkommen und das Kapital sowie die 
Reduzierung der öffentlichen Dienst¬ 
leistungen für die Mehrheit der Bevöl¬ 
kerung durchzusetzen. Seit Ende der 
70er Jahre hätten sich die Steuersätze für 
die Reichen in 29 von 30 Staaten, für die 
Daten verfügbar waren, verringert. Die 
Unternehmen und Privatpersonen mit 
den größten Vermögen auf dem Erdball 
„verbergen Tausende von Milliarden vor 
der Steuer“. Es werde geschätzt, dass 21 
000 Milliarden nicht deklarierte Dollar 
(21 Billionen) auf Auslandskonten ver¬ 
steckt werden. 

Man sollte sich allerdings fragen, ob 
Oxfam den richtigen Adressaten ausge¬ 
wählt hat, wenn es mit diesem Bericht 
ausgerechnet an die Mächtigen der Wirt¬ 
schaft und Politik appelliert, die in Davos 
zusammengekommen sind, um von ih¬ 
nen ein „notwendiges Engagement“ ge¬ 
gen das ständige Anwachsen des Reich¬ 
tums und der ökonomischen Ungleich¬ 
heiten einzufordern. Georg Polikeit 
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Kommentare / Interview 


unsere zeit m 


Kolummne von Nina Hager 

Üble Manipulation 


Am 22. Januar veröffentlichte die 
Bertelsmann-Stiftung ihre neueste 
Studie, den aktuellen Transformati¬ 
onsindex (BTI). Detaillierte Länder¬ 
gutachten von 250 Experten interna¬ 
tional führender Universitäten und 
„Think Tanks“ bilden die Grundla¬ 
ge für die Bewertungen. Gemessen 
werden in 129 Entwicklungs- und 
„Transformations“ländern „Erfolge 
und Rückschritte“ auf dem Weg zu 
„rechtsstaatlicher Demokratie“ und 
„sozialpolitisch flankierter“ Markt¬ 
wirtschaft. „Rückschritte“ in der de¬ 
mokratischen Verfassheit gebe es in 
einer Reihe von Ländern. In Euro¬ 
pa vor allem in Russland und in den 
meisten anderen früheren sozialisti¬ 
schen Staaten. 

Was ist erwähnenswert? Vielleicht, 
dass in der Studie hervorgehoben 
wird, in vielen Regionen seien in ers¬ 
ter Linie Armut und Ausgrenzung so¬ 
wie wachsende soziale Polarisierung 
Ursachen für „Bürgerproteste und 
Revolten“. Allerdings meint man, dies 
hege vor allem in der Verantwortung 
der Regierungen der entsprechenden 
Länder. Vorausgesagt wird, dass sich 
die „weltweite Welle von Bürgerpro¬ 
testen und Revolten“ von Nordafri¬ 
ka über die Ukraine bis nach Thai¬ 
land auch in den kommenden Jahren 
fortsetzen wird; der Widerstand brei¬ 
ter werde, die Agierenden sich ver¬ 
netzen und selbstbewusster handeln. 
Eine Untersuchung der sozialen Ba¬ 
sis und der politischen Ziele dieser 
„Bürgerproteste und Revolten“ - wie 
den aktuellen in der Ukraine - erfolgt 
jedoch nicht. 

Die Studie ist aber wohl vor allem 
deshalb erwähnenswert, weil sie in 
mehrfacher Hinsicht ein Beispiel für 
üble Manipulation darstellt. Grad¬ 
messer für die Bewertung der 129 
Staaten ist allein die eigene „westli¬ 
che Wertewelt“ - besser: klare Inter¬ 
essen. Und so werden Venezuela fol¬ 
gerichtig als „gemäßigte Autokratie“ 


und Kuba als „harte Autokratie“ de¬ 
nunziert. In Autokratien aber üben - 
so die Deünition - eine Einzelperson 
oder Personengruppe unkontrolliert 
politische Macht aus und sind kei¬ 
nerlei verfassungsmäßigen Beschrän¬ 
kungen unterworfen. 

Vorgespiegelt wird bei allen Bewer¬ 
tungen, dass in den westlichen Demo¬ 
kratien alles in Ordnung wäre. 

Als gäbe es keinen massiven und zu¬ 
nehmenden Sozialabbau, keine EU- 
Politik im Interesse der großen Ban¬ 
ken und Konzerne, die zur massiven 
Verarmung der Mehrheit der Men¬ 
schen führt. Als erlebten wir in Eu¬ 
ropa derzeit keinen zunehmenden 
Abbau von politischen Grundrechten 
sowie Versuche das Streikrecht, die 
Rechte von Betriebsräten, das De¬ 
monstrationsrecht einzuschränken. In 
welchem Maße Letzteres geschieht, 
zeigte sich hierzulande bei den Block- 
upy-Protesten im vergangenen Jahr, 
bei den Protesten gegen Stuttgart 21, 
beim Agieren der Polizei bei antifa¬ 
schistischen Protesten wie jüngst in 
Magdeburg. Es zeigt sich aber auch 
„im Kleinen“, so im Fall unseres Ge¬ 
nossen Kerem Schamberger, dessen 
Mutter nach 40 Jahren ihr Commerz¬ 
bankkonto wegen seiner politischen 
Aktivität gekündigt wurde. 

Als erlebten wir nicht, dass die poli- 
zeistaatliche Überwachung von Tele¬ 
fonen und Internetverbindungen im 
öffentlichen Raum und in den Be¬ 
trieben ein bislang unvorstellbares 
Ausmaß erreicht hat. Als gäbe es bei¬ 
spielsweise in EU-Europa und nicht 
nur, wie in der Studie behauptet, in 
den früheren sozialistischen Staaten 
überall als Folge dieser Politik eine 
Zunahme der Wählerstimmen für 
rechtspopulistische, nationalistische 
Parteien. 

Als wäre es nicht vor allem hier nötig, 
den Widerstand gegen diese Politik zu 
verstärken! 


Dokumentiert: 

900 Tage - unvergessen 


Die Internationale Föderation der Wi¬ 
derstandskämpfer (FIR) - Bund der 
Antifaschisten übermittelt den Ein¬ 
wohnern der Heldenstadt Leningrad, 
heute St. Petersburg, und den Vetera¬ 
nen der sowjetischen Armee die besten 
Glückwünsche anlässlich des 70. Jah¬ 
restags der Befreiung der Stadt durch 
die Aufhebung der Blockade am 27. Ja¬ 
nuar 1944. 

Die 900 Tage der Blockade durch die 
faschistische Wehrmacht haben un¬ 
endliches Leid, Tod und Zerstörung 
über die Stadt gebracht. Dennoch ha¬ 
ben die Menschen in Leningrad knapp 
drei Jahre heroisch gekämpft und damit 
nicht nur der faschistischen Bestie wi¬ 
derstanden, sondern auch für alle Welt 
ein sichtbares Zeichen gesetzt, dass 


die „unbesiegbare“ Wehrmacht an ihre 
Grenzen stößt. 

Auch die Heldentaten der sowjetischen 
Armee, die im Winter die Versorgung 
der Menschen über die zugefrorene 
Ostsee organisierte und die im Janu¬ 
ar 1944 den Blockade-Ring sprengen 
konnte, sind unvergessen. 

Wir gedenken der mehr als eine Millio¬ 
nen Opfer der Blockade und würdigen 
die Helden, die für die Befreiung vom 
Faschismus ihr Leben gegeben haben. 

Vilmos Hanti, Präsident 
Dr. Ulrich Schneider, Generalsekretär 

Federation Internationale des Resis- 
tants (FIR) - Association Antifasciste 
Office: Franz-Mehring-Platz 1, D -10 243 
Berlin 


Tagung der Marx-Engels-Stiftung 

Samstag, 1. Februar, Wuppertal, 

Alte Feuerwache, Gathe 6, 


Das Konferenzthema lautet: 

60 Jahre „Zerstörung der Ver¬ 
nunft" . Irrationalismus in der Ge¬ 
sellschaft von heute 

1954 erschien im Berliner Aufbau-Ver¬ 
lag das Buch „Die Zerstörung der 
Vernunft" des ungarischen Phi¬ 
losophen und Literaturwissen¬ 
schaftlers Georg Lukäcs (1885- 
1971). Er zeichnet darin den Weg 
des Irrationalismus von der Ro¬ 
mantik bis zur faschistischen Ideo¬ 
logie nach und greift philosophi¬ 
sche Tendenzen nach dem Zwei¬ 
ten Weltkrieg auf. Seine Analyse 
der antirevolutionären Ideologie 
des Bürgertums löst bis heute hef¬ 


tige Polemiken gegen ihn und den 
Marxismus aus. Angesichts der 
fundamentalen Krise des heuti¬ 
gen Kapitalismus erscheint uns 
das Buch aktueller denn je. 

Es referieren: 

Prof. Dr. Erich Hahn, Berlin: 

Die Vernunft der Dialektik 
Dr. Dieter Kraft, Berlin: 

Lukäcs' „Zerstörung der Ver¬ 
nunft"'-zweimal gelesen 
Claudius Vellay, Paris: 

Der Rationalitätsbegriff bei Lukäcs 
von der„Zerstörung der Vernunft" 
bis zur Ontologie 

Beginn 13.30 Uhr, Ende gegen 
18.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. 
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„Wohnungspolitik - kein uns fremdes Gebiet“ 

UZ-lnterview mit Wolfgang Richter zur wohnungs- und mietenpolitischen Konferenz der DKP 


UZ: Am 22. März findet in Frankfurt/ 
Main eine wohnungs- und mietenpoliti¬ 
schen Konferenz der DKP statt. Es han¬ 
delt sich dabei um einen Auftrag des 20. 
Parteitages. Was ist demnach die Ziel¬ 
stellung? 

Wolfgang Richter: Dem Parteitag hat¬ 
ten detaillierte Anträge zur Wohnungs¬ 
und Mietenpolitik aus Berlin, Ham¬ 
burg, Maintal-Kinzig und Ruhr-West¬ 
falen Vorgelegen, die aus Zeitgründen 
nicht behandelt werden konnten. Aber 
es wurde einstimmig das beschlossen, 
was wir jetzt intensiv vorbereiten: Eine 
Konferenz der Partei, die ihre vielfäl¬ 
tigen Erfahrungen, ihre aktuellen An¬ 
sprüche und Forderungen und ihre 
Strategien in der für die Arbeiterklas¬ 
se existentiellen Wohnungs- und Mie¬ 
tenfrage berät. Neben einem sofort 
produktiven Austausch von Ideen und 
Praxen sollen Grundlagen geschaffen 
werden, die Programmatik der Partei 
zu dieser Frage ,auf den Stand 4 zu brin¬ 
gen. 

UZ: In vielen Städten gibt es Proteste 
gegen steigende Mieten, Privatisierung 
von Wohnraum, Luxussanierung und 
Verdrängung. Was ist der Beweggrund 
für Kommunistinnen, sich hier einzu¬ 
mischen? 

Wolfgang Richter: Was manchmal so 
aussehen mag, als ,mischten wir Kom¬ 
munistinnen uns ein 4 , ist unser Selbst¬ 
verständnis, das Wahrnehmen unse¬ 
rer eigenen Interessen - Arbeiten und 
Wohnen, Produktion und Reprodukti¬ 
on waren und sind die originären Fel¬ 
der der Klassenkämpfe. Das ist kein 
uns fremdes Gelände, in das wir erst 
eindringen müssten. Die durch die ka¬ 
pitalistische, neoliberal geformte Städ¬ 
tebau- und Wohnungspolitik anwach¬ 
senden Probleme und für viele auch 
bittere Not, treten uns ja nicht fremd 
gegenüber. Fehlender und zweckent¬ 
fremdeter Wohnraum in den Metropo¬ 
len und dramatisch ansteigende Mie¬ 
ten und Mietnebenkosten sind,unsere 4 
Probleme. Vertreibung, Wohnungsnot 
und Obdachlosigkeit ist,unsere 4 Not - 
wo es nicht persönlich unsere ist, weil 
wir uns vielleicht haben einrichten 
können, so ist es doch die Not unserer 
Klasse. 

UZ: Der Arbeitskreis, der die Konfe¬ 
renz vorbereitet, hat angekündigt, The¬ 
orie und Praxis miteinander verbinden 
zu wollen. Zunächst die Theorie. Auf 
welche Vorarbeiten könnt ihr zurück¬ 
greifen? 

Wolfgang Richter: Theorie heißt für 
uns, klassischen Marxismus zu nutzen 
und ihn beim Beantworten neuer Fra¬ 
gen aktuell anzuwenden. Historisch 
fällt sofort Friedrich Engels ein, sei¬ 
ne frühes präzise aufklärendes Beob¬ 
achten und Analysieren - „Die Lage 
der arbeitenden Klasse in England“ 
(1845) - und seine spätere Auseinan¬ 


dersetzung mit bürgerlichen Politiken 
zu unserem Thema - „Zur Wohnungs¬ 
frage“ (1872), beides Pflichtlektüre. Die 
Schriften hatten enormen Einfluss in 
der ihren Weg suchenden Arbeiterbe¬ 
wegung, sie sind bis heute weiter ,the- 
oretisiert 4 worden und haben Einlass 
in politische Wissenschaften und Pro¬ 
gramme gefunden. Darin sind sie aller¬ 
dings häufig kaum noch zu erkennen - 
unter anderem dies unterscheidet sozi- 



Wolfgang Richter ist Mitglied des 
Kreisvorstandes der DKP in Dortmund. 


aldemokratische von kommunistischer 
Programmatik in diesem Feld bis heute. 

UZ: Es sind für die Konferenz ein Kapi¬ 
tel marxistische Analyse und ein Kapitel 
kommunistische Grundsätze angekün¬ 
digt. Geht es konkreter? 

Wolfgang Richter: Marxistische Ana¬ 
lyse und kommunistische Grundsätze 
sind gar nicht so abstrakt - die Eigen¬ 
tumsfrage stellen, das Entwickeln von 
Stadt und Land den Raubbauplänen 
der Kapitalisten entziehen, das Her¬ 
stellen und Bewirtschaften von Wohn¬ 
raum im Interesse der Arbeiterklasse 
und nicht dem des Finanzkapitals ein¬ 
fordern, gesellschaftlichen Ausschluss 
überall erkennen und bekämpfen, an 
Europas Grenzen wie mitten im Stadt¬ 
teil, in und vor Rathäusern wie in und 
vor Sozialamtsstuben, Miethaien wie 
Heuschrecken gegenüber, den Blick 
auf Leer stände und Mietwucher, Be¬ 
tongold und Schrottimmobilien lenken, 
Solidarität üben und Sozialismus pro¬ 
pagieren - das ist alles sehr konkret. 
Und braucht im politischen Alltag al¬ 
lerdings die ordnende und orientieren¬ 
de marxistische Analyse und kommu¬ 
nistische Grundsätze. 

UZ: Einen wichtigen Stellenwert soll der 
Erfahrungsaustausch haben. Viele Par¬ 
teigliederungen sind in dem Bereich ak¬ 
tiv, die Situation stellt sich in den Städten 
und Gemeinden doch sehr unterschied¬ 
lich dar. Kann eine Verallgemeinerung 
und damit eine HandlungsOrientierung 
für die Partei gelingen? 

Wolfgang Richter: Sicher nicht un¬ 
mittelbar in der Konferenz - Wohnge¬ 


bietsgruppen und übrigens auch vie¬ 
le ,einzeln Kämpfende 4 in Stadt und 
Land, in wachsender oder schrump¬ 
fender Region, im Uni-Quartier oder 
(oft genug ehemaligem) Arbeiterstadt¬ 
teil, im Mittelschichten-Milieu oder im 
,Randgruppen 4 -Kiez, alle mit ihren je 
eigenen politischen Erfahrungen wer¬ 
den dabei sein und aufeinander prallen. 
Das wird sehr produktiv für alle im Saal 
sein können, wenn die Diskussionsbei¬ 
träge vorbereitet sind, das jeweils Cha¬ 
rakteristische herausarbeiten können 
und konzentriert mitgeteilt werden, le¬ 
bendig, ohne sich im Anekdotischen zu 
erschöpfen. Es ist gerade dieser aktu¬ 
elle Erfahrungsschatz, der zusammen 
mit den Referaten die Grundlage für 
das Verallgemeinern legen wird. Das 
Ausarbeiten einer für die kommenden 
Klassenkämpfe in diesem Feld trag¬ 
fähigen Handlungsorientierung wird 
aber einen Schritt mehr erfordern, als 
er in der Konferenz selbst oder einem 
Schlusswort gegangen werden kann. 

UZ :An wen richtet sich die Konferenz? 
Ist es ein „Expertentreffen “ oder ein 
Treffen für diejenigen, die mit der Ar¬ 
beit vor Ort beginnen wollen? 

Wolfgang Richter: Die Konferenz 
richtet sich an die Partei und beson¬ 
ders herzlich auch an die SDAJ und 
lädt also ihrer beider ,Expertinnen 4 in 
dieser Sache, ihre ,Schläferinnen 4 ge¬ 
genüber diesen Problemen und gerade 
auch ihre ,Neulinge 4 an diesem Thema 
zur Teilnahme ein. Die Chancen aber 
auch Gefahren eines ,babylonischen 4 
Themen- und Sprachenwirrwarrs sind 
damit natürlich gegeben und wollen 
beachtet werden. In der weiteren Vor¬ 
bereitung der Konferenz und unter 
ihrem Logo soll nun eine Folge von 
Artikeln in der UZ erscheinen, die in 
diesem Sinn Themen, Prioritäten und 
sprachen 4 setzen wird. 

UZ: In der Ankündigung wird als eine 
nach der Konferenz zu leistende Auf gä¬ 
be die Erarbeitung eines wohnungs- und 
mietenpolitischen Programms der DKP 
genannt. Damit ist die Konferenz erst 
der Anfang einer beginnenden Arbeit? 

Wolfgang Richter: Nein, weil diese Ar¬ 
beit ja bereits von vielen Genossinnen 
und Genossen in Stadt- und Kreisrä¬ 
ten, in Initiativen und Vereinigungen 
von Mieterinnen und Mietern, in Bünd¬ 
nissen gegen Vertreibung aus Wohnun¬ 
gen und Stadtteilen geleistet wird. Auch 
liegt ja das Material des Parteitags vor. 
Aber die Konferenz wird auch Start 
zu einem Arbeitsprozess sein, weil da¬ 
mit ein Teilprogramm , Wohnungs- und 
Mietenpolitik 4 der Deutschen Kommu¬ 
nistischen Partei auf vertiefter Grund¬ 
lage weitergeschrieben und für einen 
überschaubaren Zeitraum beschlossen 
werden kann. Diese Arbeit wird Im¬ 
pulse von der Konferenz der Partei er¬ 
halten. 

Das Gespräch führte Gerd Ziegler 



iffindestlohrffso 
Renten zuicK hz 
ßietenhren^l 
^zahlbare - 
jtnergiepreise 
7(£hrJijirerinnen 
n ^'legekräffa 


w wenn ihr das alles 
gewählt habt, dann müsst 
ihr dasanch anf die eine < 
öder andere Art bezahfeftt: 


Tdenu ick habe klar J 
versprochen: \<E\\\£ 























Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 



45. Münchener Sicherheitskonferenz: Gespräch zwischen Ischinger (links) und 
Teltschik. Bild unten: Polizeieinsatzzentrale während der SIKO. 



45. Münchner Sicherheitskonferenz 2009: Im Konferenzsaal. Auch damals war Kissinger Gast. 


Hier werden künftige 
Kriege vorbereitet... 

Zur Münchener Sicherheitskonferenz 


A m 31. Januar beginnt im Mün¬ 
chener Hotel Bayrischer Hof, 
in dem für diese Tage die Bun¬ 
deswehr das Hausrecht hat, die 50. 
Münchener Sicherheitskonferenz. Sie 
ist nicht die einzige von internatio¬ 
nalem Interesse, die auf dem Boden 
der Bundesrepublik stattfindet - erin¬ 
nert sei hier beispielsweise nur an den 
12. Kongress zur Europäischen Sicher¬ 
heit und Verteidigung, der am 26. und 
27. November 2013 in Berlin unter der 
Überschrift „Post-Afghanistan - neue 
Anforderungen und Möglichkeiten für 
Politik, Militär und Industrie“ stattfand. 
Die Münchener Sicherheitskonferenz 
ist laut Veranstalter jedoch die „welt¬ 
weit wichtigste“ Versammlung der 
wirtschaftlichen, politischen und mi¬ 
litärischen Machteliten vor allem der 
NATO- und EU-Staaten. Dort treffen 
sich Außen- und Sicherheitspolitiker, 
Militärs, Vertreter der Rüstungsindus¬ 
trie und andere Wirtschaftsvertreter, 
um über die „globale Sicherheit“ und 
deren Durchsetzung zu diskutieren. Sie 
beraten über Maßnahmen und Strate¬ 
gien zur Sicherung ihrer globalen Vor¬ 
herrschaft. 

In informellen Gesprächen stehen sich 
auch künftige Militärinterventionen 
und dafür erforderliche Koalitionen 
zur Diskussion. 

Die Münchner Sicherheitskonferenz 
hat ihre Wurzeln in der 1962 vom 
einstigen Verleger Ewald-Heinrich 
von Kleist-Schmenzin, der einst zum 
Stauffenberg-Kreis gehört hatte, be¬ 
gründeten Münchner Wehrkundeta¬ 
gung. Von Oktober 1962 bis Ende 1990 
war von Kleist auch Herausgeber der 
Zeitschrift „Wehrkunde“. Seit 1991 fir¬ 
mierte die Konferenz unter dem Titel 
Münchner Konferenz für Sicherheits¬ 


politik (MSK), seit 2008 als Münchner 
Sicherheitskonferenz. 

Mit wenigen Ausnahmen, so 1991 we¬ 
gen des Golfkrieges oder 1997 infol¬ 
ge des Abschieds Kleist-Schmenzins, 
der vom Vorsitz zurücktrat, wurde die 
Konferenz für Sicherheitspolitik jähr¬ 
lich in München abgehalten. 

1999 übernahm Horst Teltschik (CDU) 
den Vorsitz der Konferenz. 2008 folgte 
Teltschik Wolfgang Ischinger als Vor¬ 
sitzender. Zugleich erhielt die Kon¬ 
ferenz ihren gegenwärtigen Namen: 
Münchner Sicherheitskonferenz. 

Der brutale Angriffskrieg der USA ge¬ 
gen den Irak im Jahre 2003 wurde auf 
der Sicherheitskonferenz beworben 
und diskutiert, ebenso wie der Krieg 
gegen Jugoslawien 1999. 

Aus den USA werden in diesem Jahr 
Verteidigungsminister Chuck Hagel, 
Außenminister John Kerry, Obamas 
Sicherheitsberaterin Susan Rice so¬ 
wie zahlreiche Senatoren erwartet. 
Für Deutschland sind u.a. die neue 
Verteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen und der neue/alte Außen¬ 
minister Frank-Walter Steinmeier an¬ 
gekündigt. Diesjährige Ehrengäste der 
Konferenz sind Bundespräsident Joa¬ 
chim Gauck, der wiederholt deutlich 
machte, militärische Gewalt sei ein 
notwendiges Mittel der Politik. Schon 
bei seinem Antrittsbesuch bei der Bun¬ 
deswehr im Juni 2012 hatte der neu ins 
Amt berufene Bundespräsident er¬ 
klärt, die Bundeswehr müsse „einem 
gerechten Frieden 4 den Weg bahnen“ 
und in der Lage sein, „friedliche Ko¬ 
existenz zu schaffen ..., dort wo Hass 
regiert.“ Gauck weiter: „Gewalt, auch 
militärische Gewalt, wird ja immer ein 
Übel bleiben. Aber sie kann - solange 
wir in der Welt leben, in der wir leben 


- ... notwendig und sinnvoll sein, um 
ihrerseits Gewalt zu überwinden oder 
zu unterbinden.“ 

Der zweite Ehrengast ist Henry Kis¬ 
singer. „Dessen sicherheitspolitische 
Vergangenheit“, so Alexander S. Neu, 
Obmann der Fraktion der Partei „Die 
Linke“, am 22. Januar im Verteidi¬ 
gungsausschuss des Bundestages, „ist 
von äußerst fragwürdiger Qualität: Sei¬ 
ne Unterstützung für den Putsch rech¬ 
ter Militärs gegen den damaligen chi¬ 
lenischen Präsidenten Allende und in 
Folge dessen seines Todes, seine Rolle 
bei Massakern des pakistanischen Mi¬ 
litärs in Bangladesch etc. sprechen für 
sich: Unter völkerstrafrechtlichem Ge¬ 
sichtspunkt wäre er wahrscheinlich als 
Kriegsverbrecher am Schreibtisch zu 
bewerten“ 

Zu den Hauptsponsoren der vom ehe¬ 
maligen Diplomaten Wolfgang Ischin¬ 
ger geleiteten Veranstaltung gehören 
derzeit der Gaserzeuger Linde AG, der 
beispielsweise mit der Lieferung von 
Gastrennanlagen ab 1968 zu jenen 
bundesdeutschen Konzernen gehör¬ 
te, die Südafrika die Gewinnung von 
hochangereichertem Uran für den Bau 
von Atomwaffen ermöglichten. Zu 
den Hauptsponsoren gehören der Au¬ 
tobauer BMW, der Rüstungskonzern 
Krauss-Maffei Wegmann, die Airbus 
Gruppe, der US-amerikanische Rüs- 
tungs- und Elektronikkonzern Ray¬ 
theon, Shell, Microsoft u.a. 

Bedanken können sich die Veranstal¬ 
ter auch bei der Bundesregierung, die 
sich an der Finanzierung der Sicher¬ 
heitskonferenz in München beteiligt, 
insbesondere dem Bundespresseamt, 
dem Bundesministerium der Verteidi¬ 
gung und dem Auswärtigen Amt, bei 
der bayerischen Staatsregierung .... DS 



Bild oben: Seit vielen Jahren wird die SIKO von Protesten begleitet (siehe auch 
Seite 1). 

Bilder unten: Aktion bei der diesjährigen Pressekonferenz der Veranstalter der 
Münchener Sicherheitskonferenz. 
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Theorie und Geschichte 
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Letzte Chance für Friedensvertrag 

und deutsche Einheit 

Die Berliner Außenministerkonferenz vom 25. Januar bis 18. Februar 1954 • Von Ulrich Schneider 


E s gibt Ereignisse in der deutschen Geschichte, 
die werden in einem Maße aus dem öffentli¬ 
chen Geschichtsbild verdrängt, dass es sich 
lohnt, dort genauer hinzuschauen. Die Berliner 
Außenministerkonferenz von Anfang 1954 gehört 
dazu. Wenn man auf die Chronik der Homepage 
des Museums Haus der Geschichte der Bundes¬ 
republik Deutschlands geht, findet man dort die 
lapidare Bemerkung: „Ergebnislose Außenmi¬ 
nister-Konferenz der Vier Mächte in Berlin über 
die Wiedervereinigung Deutschlands.“ Weder ein 
Link noch andere Hinweise erläutern dieses Er¬ 
eignis. Dabei war diese Konferenz die letzte Ge¬ 
legenheit für einen Friedensvertrag und die deut¬ 
sche Einheit. Auf Einladung der Sowjetunion, die 
nach dem militärischen Ende des Korea-Krieges 
ein großes Interesse hatte, die zunehmenden mi¬ 
litärischen Spannungen in Mitteleuropa abzubau¬ 
en, kamen die Außenminister Frankreichs Geor¬ 
ges Bidault, Großbritanniens Anthony Eden, der 
USA John Förster Dulles und der UdSSR Wjat- 
scheslaw M. Molotow Ende Januar 1954 in Berlin 
zusammen. 

★ 

Die Ost-West-Konfrontation wurde insbesonde¬ 
re durch die Politik der Restauration und Remi¬ 
litarisierung der BRD und ihre Einbindung in 
eine „Europäische Verteidigungsgemeinschaft“ 
forciert. Im Schatten des Korea-Krieges führte 
seit Anfang der 50er Jahre die Adenauer-Re¬ 
gierung mit Frankreich, Italien und den Bene- 
lux-Staaten - begleitet von der US-Regierung - 
Verhandlungen um eine Europäische Verteidi¬ 
gungsgemeinschaft (EVG). Adenauer forderte 
als Gegenleistung dafür, dass die deutschen Trup¬ 
pen unter europäische Führung gestellt werden 
müssten, die Ablösung des Besatzungsstatuts und 
die Einrichtung eines Verteidigungsministeriums, 
was seiner Regierung weitgehende innen- und 
außenpolitische Handlungsfreiheit ermöglicht 
hätte. Obwohl der Vertrag bereits im Mai 1952 
unterzeichnet wurde, dauerte es noch ein gan¬ 
zes Jahr, bis dieser Beschluss zur Aufrüstung mit 
der Regierungsmehrheit gegen die Stimmen von 
KPD und SPD im Mai 1953 durch den Bundestag 
ratifiziert wurde. 

Auch in Frankreich entwickelte sich politischer 
Widerstand gegen die EVG-Pläne. Dabei ent¬ 
stand eine ungewöhnliche Koalition aus gaul¬ 
listischen und kommunistischen Abgeordneten, 
die sich auf unterschiedlicher Basis gegen diese 
Politik wehrten. 

In dieser Situation ergriff die Regierung der 
UdSSR im Herbst 1953 die Initiative zur Ein¬ 
berufung einer Außenministerkonferenz in Ber¬ 
lin. Da es im Vorfeld verschiedene diplomatische 
Kontakte gegeben hat, kann man auch die Ver¬ 
sion finden, dass die Westmächte auf eine solche 
Konferenz gedrängt hätten. Dem widerspricht 
aber, dass es von Seiten der Westmächte im Vor¬ 
feld keinerlei verhandelbare Vorschläge gegeben 
hat. Wie üblich wurde diese Konferenz mit ver¬ 
schiedenen diplomatischen Noten vorbereitet, in 
denen insbesondere die Themen einer solchen 
Konferenz präzisiert wurden. Die UdSSR schlug 
dabei drei Themenfelder vor: 

1. Maßnahmen zur Minderung der Spannungen 
in den internationalen Beziehungen, 2. die deut¬ 
sche Frage und Aufgaben der Gewährleistung 
der europäischen Sicherheit, 3. der österreichi¬ 
sche Staatsvertrag. 

Gerade das Thema Österreich, ein Staat der 
ebenfalls in vier Besatzungszonen geteilt war, 
machte deutlich, dass eine Vier-Mächte-Verein- 
barung, die zur Schaffung eines vereinten neutra¬ 
len Staates in Mitteleuropa führte, möglich war. 
Zur Vorbereitung der Konferenz übermittelte die 
Sowjetunion den anderen Alliierten einen Ent¬ 
wurf für einen Friedensvertrag mit Deutschland, 
der in nur wenigen politischen, wirtschaftlichen 
und militärischen Leitsätzen die Perspektive ei¬ 
nes demokratischen, neutralen, nicht-paktgebun¬ 
denen, friedlichen und einheitlichen Deutsch¬ 
lands in den Grenzen, die im Potsdamer Abkom¬ 
men festgelegt wurden, formulierte. 

Wörtlich hieß es darin u.a.: 

„1. Deutschland wird als einheitlicher Staat wie¬ 
derhergestellt. Damit wird der Spaltung 
Deutschlands ein Ende gesetzt, und das geein¬ 
te Deutschland gewinnt die Möglichkeit, sich als 
unabhängiger, demokratischer und friedlieben¬ 
der Staat zu entwickeln. 

2. Sämtliche Streitkräfte der Besatzungsmächte 
müssen spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten des 
Friedensvertrages aus Deutschland abgezogen 
werden. Gleichzeitig werden sämtliche auslän¬ 
dische Militärstützpunkte auf dem Territoriums 
Deutschlands beseitigt.... 


7. Deutschland verpflichtet sich, keinerlei Koaliti¬ 
onen oder Militärbündnisse einzugehen, die sich 
gegen irgendeinen Staat richten, der mit seinen 
Streitkräften am Krieg gegen Deutschland teil¬ 
genommen hat.“ Damit war klar, dass Friedens¬ 
vertrag und EVG-Pläne unvereinbar waren. ( zi¬ 
tiert nach W. M. Molotow, Reden und Anträge auf 
der Berliner Aussenministerkonferenz, Hrsg. Par¬ 
teivorstand der KPD, Düsseldorf1954, S. 78/79 ) 
Obwohl diese Vorstellung der Haltung der West¬ 
mächte grundsätzlich zuwiderlief, nahmen die 
Westmächte die Einladung zu dieser Außenmi¬ 
nisterkonferenz an. Ihre Interessen an dieser Be¬ 
ratung waren sicherlich unterschiedlich. 

Die USA , die erleben mussten, dass ihre Roll¬ 
back-Politik im Ergebnis des Korea-Krieges und 
des Waffenstillstands vom Juli 1953 an militärische 
Grenzen gestoßen war, wollte nun auch die diplo¬ 
matische Variante der „Eindämmung“ der Sowjet¬ 
union erproben. Zudem erwartete sie, dass durch 



der - basierend auf Vorschlägen der Adenauer-Re¬ 
gierung - davon sprach, dass in ganz Deutschland 
unter der Kontrolle der Besatzungsmächte freie 
Wahlen für eine Nationalversammlung stattfinden 
sollten. Diese Versammlung sollte dann einen ge¬ 
samtdeutschen Verfassungsentwurf ausarbeiten 
und Friedens Verhandlungen vorbereiten. Nach 
Verabschiedung der Verfassung sollte eine gesamt¬ 
deutsche Regierung gebildet werden, die dann den 
Friedensvertrag unterzeichnen müsse. 

Edens Erwartungen waren klar. Er glaubte, dass in 
den jeweiligen Besatzungsgebieten entsprechen¬ 
de politische Mehrheiten geschaffen würden, die 
dann - qua Mehrheit - zu einer prowestlichen Ori¬ 
entierung der neuen Regierung führen würde. Um 
unliebsame politische Überraschungen zu verhin¬ 
dern, formulierte Eden, dass „eine gesamtdeutsche 
Regierung bevollmächtigt sein wird, die internati¬ 
onalen Rechte und Pflichten der Bundesrepublik 
und der Sowjetzone Deutschlands zu übernehmen.“ 


sei ein Angriff auf die verfassungsmäßige Ordnung 
und habe deren Beseitigung zum Ziel. Trotzdem 
beteiligten sich über 9 Mill. Bundesbürger an der 
Befragung und sprachen sich gegen die Remilita¬ 
risierung und für den Abschluss eines Friedensver¬ 
trages aus. In der DDR lehnten bei der Befragung 
Mitte 1951 99,4 Prozent der ca. zwölf Millionen 
Abstimmungsberechtigten eine Remilitarisierung 
Deutschlands ab. Angesichts solcher Ergebnisse 
war für die Westmächte ein solcher Vorschlag - 
auch aus dem Munde Molotows - 1954 nicht ak¬ 
zeptabel. 

★ 

Das Verhalten der Westmächte war symptoma¬ 
tisch für den Verlauf der Konferenz. Während die 
UdSSR insgesamt acht verschiedene Papiere zur 
Einberufung einer Weltabrüstungskonferenz, zum 
Friedensvertrag mit Deutschland, zur Bildung ei¬ 
ner provisorischen gesamtdeutschen Regierung, 
zur Erleichterung der finanziellen und wirtschaft¬ 
lichen Verpflichtungen Deutschlands, zur Gewähr¬ 
leistung der Sicherheit in Europa und selbst zur 
Erweiterung der kulturellen und wirtschaftlichen 
Beziehungen zwischen West- und Ostdeutschland 
vorlegte, verweigerten sich die anderen Außenmi¬ 
nister, konkrete Verabredungen zu Deutschland zu 
treffen. Zwar fanden nicht nur während der offi¬ 
ziellen Sitzungen Gespräche und Debatten statt, 
sondern auch im informellen Teil am Rande der 
Konferenz, jedoch konnten auch diese Kontakte 
kein Aufweichen der westlichen Blockadepolitik 
erreichen. Insbesondere für die USA waren Wie¬ 
deraufrüstung und Westintegration Deutschlands 
nicht verhandelbar. Das geopolitische Konzept 
eines militärisch und politisch integrierten West¬ 
europas gegen die Sowjetunion ließ dafür keinen 
Spielraum. 

Das Abschlusskommunique ist dafür bezeichnend. 
Ausführlich wird hervorgehoben, dass die Außen¬ 
minister übereingekommen seien, die Frage des 
Friedens in Korea und in Indochina im Sommer 
1954 auf einer Konferenz in Genf zu erörtern. In 
dieser Frage konnte die UdSSR übrigens einen po¬ 
litischen Erfolg erzielen. Die Westmächte mussten 
akzeptieren, dass als fünfte Großmacht die Volks¬ 
republik China am Tisch saß, auch wenn die USA 
noch Wert auf die Feststellung legte, dass damit 
keine diplomatische Anerkennung vorgenommen 
werde. 

Doch zur deutschen Frage heißt es nur lapidar: 
„Zwischen den vier Ministern hat ein allseitiger 
Meinungsaustausch über die Deutschlandfrage, 
über Fragen der europäischen Sicherheit sowie 
über die Österreichfrage stattgefunden; sie konn¬ 
ten jedoch kein Übereinkommen in dieser Frage 
erzielen.“ {Molotow, a. a. O., S. 92) 

★ 

Die Friedenskräfte in der BRD waren vom Ergeb¬ 
nis der Konferenz natürlich enttäuscht. Hatte man 
doch erhofft, dass hier konkretere Perspektiven für 
ein nicht-paktgebundes vereintes Deutschland for¬ 
muliert würden. Die KPD veröffentlichte bereits 
im Frühjahr 1954 wichtige Ansprachen von Molo¬ 
tow und alle Vorschläge der UdSSR, um deutlich zu 
machen, was tatsächlich damals auf der Tagesord¬ 
nung stand, weil in der westlichen Presse davon in 
aller Regel keine Rede war. Diese beschränkte sich 
in der Berichterstattung zumeist auf die offiziellen 
Kommuniques der Westmächte und eine ablehnen¬ 
de Kommentierung der sowjetischen Vorschläge. 
Die Adenauer-Regierung verstand die Blockade- 
Haltung der Westmächte als Rückenwind. Auf sei¬ 
ner Rückreise informierte Außenminister Dulles 
sogar Adenauer persönlich bei einem Zwischen¬ 
stopp auf dem Kölner Flughafen über das Schei¬ 
tern der Konferenz. Man war gemeinsam der Über¬ 
zeugung, dass nur über eine „Politik der Stärke“ 
Veränderungen in Mitteleuropa erreicht 
werden könnten. Bereits am 26. Februar 1954 be¬ 
schloss der Bundestag daraufhin die erste Grund¬ 
gesetzänderung zum Wehrgesetz, mit dem u.a. die 
Einführung einer allgemeinen Wehrpflicht ermög¬ 
licht werden sollte. Drei Wochen später passierte 
das Gesetz den Bundesrat und wurde von den Al¬ 
liierten genehmigt mit dem Zusatz, dass dieses Ge¬ 
setz erst in Kraft tritt, wenn die EVG gegründet sei. 
Doch dann passierte etwas, was weder Dulles noch 
die Adenauer-Regierung erwartet hatten. Nach 
Neuwahlen zum französischen Parlament lehnte 
am 30. August 1954 in der Nationalversammlung 
eine Koalition von Gaullisten und Kommunisten 
die Ratifizierung des EVG-Vertrags ab. Zwar ver¬ 
hinderte der Beschluss nicht die Remilitarisierung 
der BRD, er zeigte aber, wie breit der gesellschaft¬ 
liche Widerstand gegen eine Verschärfung der mi¬ 
litärischen Spannungen in Mitteleuropa auch in 
Frankreich war. 



Die sowjetische Botschaft in Berlin, Hauptstadt der DDR, war neben dem Sitz des Alliierten Kontroll- 
rats Tagungsort der Konferenz (Foto aus dem Jahr 1958). 


den Tod Stalins die politische Führung der UdSSR 
geschwächt sei und man politische Forderungen 
damit eher durchsetzen könnte. Angesichts der 
Ereignisse vom 17. Juni 1953 glaubten amerikani¬ 
sche Außenpolitiker sogar, dass der „Preis für die 
deutsche Wiedervereinigung“ noch sinken würde. 
Die französische Regierung war außenpolitisch 
durch den Indochina-Krieg militärisch an anderen 
Schauplätzen gebunden und wollte innenpolitisch 
durch die Teilnahme an der Konferenz unter Be¬ 
weis stellen, da ja der EVG-Vertrag auch in Frank¬ 
reich in der Kritik war, dass man natürlich keine 
Chance für eine diplomatische Lösung auslasse. 
Sollte dies jedoch scheitern, gäbe es zum EVG- 
Vertrag keine Alternative. 

Die britische Regierung hatte insbesondere das In¬ 
teresse, die dauernden Stationierungskosten der 
Besatzungstruppen zu reduzieren, wobei man sich 
dies nur auf der Basis eines vereinten Deutsch¬ 
lands, das jedoch im westlichen Bündnis integriert 
sein müsse, vorstellen konnte. 

Bezeichnend ist auch die Haltung der Adenauer- 
Regierung zu diesem Vorschlag, wie sie Hermann- 
Josef Rupieper in einem Aufsatz der Vierteljahres¬ 
zeitschrift für Zeitgeschichte 1986 nachzeichnete. 
{Hermann-Josef Rupieper, Die Berliner Außen¬ 
ministerkonferenz von 1954, Ein Höhepunkt der 
Ost-West-Propaganda oder die letzte Möglichkeit 
zur Schaffung der deutschen Einheit?, in Vf ZG 34 
(1986), S. 427-453) Obwohl Adenauer grundsätz¬ 
lich gegen jegliche Übereinkunft mit der UdSSR 
war, schwenkte dieser im Herbst 1953 um, da er 
befürchtete, dass durch eine solche Haltung zu 
deutlich würde, dass es ihm überhaupt nicht um 
eine Wiedervereinigung ginge, sondern allein um 
Westintegration und Remilitarisierung. Selbst in¬ 
nerhalb der Bundesregierung und seiner eigenen 
Partei stieß er mit der grundsätzlich ablehnenden 
Haltung auf Widerspruch. Mit dem klaren takti¬ 
schen Kalkül, dass man den politischen Preis für 
eine Vereinbarung nur hoch genug treiben müsse, 
um ein Scheitern zu erreichen, forderte Adenauer 
von den Westmächten und insbesondere dem Sta¬ 
te Department, der UdSSR gegenüber keinerlei 
Zugeständnisse zu machen, sondern nur aus einer 
Politik der Stärke zu verhandeln. Man dürfe auf 
keinen Fall ein neues „Potsdam“ zulassen. 


Folgerichtig ergriff Eden die Initiative und über¬ 
mittelte der Außenministerkonferenz einen Plan, 


Zurecht kritisierte Molotow auf der Konferenz, 
dass „die Westdeutschland gemäß den Verträgen 
von Bonn und Paris auf erlegten Verpflichtungen 
ihre Gültigkeit behalten und darüber hinaus auch 
auf Ostdeutschland übertragen werden“ (Molotow, 
a.a.O., S. 15) Demgegenüber forderte dieser die so¬ 
fortige Einleitung von Friedensverhandlungen mit 
einer gesamtdeutschen Regierung, die aus beiden 
Parlamenten zusammengesetzt sein soll, sowie die 
Vorbereitung und Durchführung von freien Wah¬ 
len in deutscher Verantwortung. Gleichzeitig sollte 
das Besatzungsstatut aufgehoben werden und der 
neuen Regierung im Rahmen der politischen Neu¬ 
tralität die volle Souveränität übergeben werden. 
Um zu verdeutlichen, dass die UdSSR keine wei¬ 
tergehenden Ansprüche gegenüber Deutschland 
erhebt, wurden schon zum 1. Januar 1954 die zum 
Zwecke der Reparationsleistungen übernomme¬ 
nen Sowjetischen Aktiengesellschaften (SAG) an 
die DDR-Regierung als „Volkseigene Betriebe“ 
übergeben. 

Als sichtbares Zeichen für die Bereitschaft der 
Übergabe der Verantwortung an die deutschen Re¬ 
gierungen schlug die UdSSR vor, Vertreter beider 
deutscher Staaten auf dieser Konferenz anzuhören. 
Sie sollten ihre Vorschläge für den Prozess der Wie¬ 
derherstellung der Einheit und des Abschlusses ei¬ 
nes Friedensvertrages darstellen. 

Dazu kam es jedoch nicht. Während die Adenau¬ 
er-Regierung auf der einen Seite alles zur Errei¬ 
chung der Souveränität unternahm, verweigerte sie 
sich, auf dieser Außenministerkonferenz aufzutre¬ 
ten, weil damit eine gleichberechtigte Präsenz der 
DDR-Regierung verbunden wäre. Da Adenauer 
gegenüber der UdSSR seinen Alleinvertretungsan¬ 
spruch nicht durchsetzen konnte, forderte die Bun¬ 
desregierung von den Westmächten, dass sie einen 
Auftritt von Vertretern der DDR-Regierung vor 
dieser Konferenz verhindern sollten. Und tatsäch¬ 
lich die Westmächte blockierten diesen Vorschlag. 
Folgerichtig konnten sie sich auch nicht mit der 
Idee Molotows anfreunden, „eine Volksbefra¬ 
gung - ein ganz Deutschland umfassendes Refe¬ 
rendum - durchzuführen, um festzustellen, wofür 
das deutsche Volk eintritt: für die Verträge von 
Bonn und Paris oder für einen Friedensvertrag 4 ?“ 
{Molotow a. a. O., S. 37) Molotow griff dabei einen 
Vorschlag auf, den die deutschen Friedenskräfte 
schon 1951 versucht hatten eigenständig umzu¬ 
setzen. Bekanntlich verbot Innenminister Robert 
Lehr (CDU) im April 1951 die Volksbefragung: Sie 
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Lob des Zufalls 

Die Willfährigkeit der Medien • Von Volker Bräutigam 


D emhomo sapiens sapiens kommt 
er gelegentlich in die Quere, dem 
homo politicus stupidus hinge¬ 
gen ist er mindestens ebenso oft ein 
dienstbarer Avatar. So auch am Diens¬ 
tag, dem 21. Januar. An diesem denk¬ 
würdigen Tag präsentierte St. Zufall, 
der Scheinheilige, die Gruselstory von 
„industriellem Massenmord“ und sys¬ 
tematischer Folter in syrischen Gefäng¬ 
nissen. Sie war der Renner in allen 
Nachrichten unserer Massenmedien, 
der kommerziellen wie der öffentlich- 
rechtlichen. 

Ein Glanzstück. Ein Pracht-Aufma- 
cher. Das maßgeschneiderte, wenn 
auch nach Art des Hauses plumpe Prä¬ 
ludium zur am Folgetag angesetzten 
Syrien-Befriedungs-Konferenz in Genf. 
Die dem Imperialismus stets dienstba¬ 
re Journaille griff die Tatarenmeldung 
freudig auf. Pars pro toto sei die gute 
alte Tante ARD-Tagesschau vom 21.01. 
zitiert: 

„In syrischen Gefängnissen sollen in¬ 
ternationalen Rechtsexperten zufolge 
Tausende Häftlinge systematisch ge¬ 
foltert und zu Tode gequält worden 
sein. Dem britischen „Guardian“ so¬ 
wie dem Sender CNN hegt ein Be¬ 
richt von Human Rights Watch vor, 
der sich auf Aussagen eines nach ei¬ 
genen Angaben übergelaufenen syri¬ 
schen Polizei-Fotografen stützt. Dieser 
habe demnach rund 27 000 Bilder von 
11 000 toten Häftlingen auf Datenträ¬ 
gern aus dem Land geschmuggelt, die 
er selbst fotografiert haben will. Ins¬ 
gesamt werteten die Autoren des Be¬ 
richts etwa 55 000 Fotos aus.“ 

Wer diese Autoren sind, wer wo und 
mit welcher Fachlichkeit ihr Material 
„auswertete“, mit welchen Mitteln, in 
wessen und mit welchem Auftrag und 
von wem bezahlt, wurde in keinem 
der ungezählten Berichte der Koof¬ 
mich-Medien umfassend dargelegt. 
Was Tante Tagesschau & Co. zunächst 
verschwiegen, berichtete vor Ort eine 
der bemerkenswerten journalistischen 
Ausnahmeerscheinungen, die Nahost- 
Korrespondentin Karin Leukefeld in 
junge Welt: 

„Auftraggeber des Berichts war das 
Emirat Katar, das auch bewaffnete 
Gruppen in Syrien militärisch und fi¬ 
nanziell unterstützt.“ (jW, 22.01. 2014, 
Titelseite, „Störfeuer gegen Frieden “) 

Der Geldgeber im Hintergrund 

Wer zahlt, schafft an. Im vorliegen¬ 
den Zufall saß die Londoner Kanzlei 
Carter-Ruck am Schalter, ein weltweit 
im Auftrag der Geldaristokratie, des 
Showgeschäfts, diverser Regierungen 
und übelster Diktaturen tätiger An¬ 
waltskonzern. Ihr Geldgeber: Scheich 
Tamim bin Hamad Al Thani, Herr¬ 
scher des Emirats Katar. Ein uner¬ 
messlich reicher Despot, der Fremd¬ 
arbeiter wie Sklaven halten lässt - 
382 Nepalesen verreckten allein in 
den vergangenen beiden Jahren beim 
Stadionbau für die Fußballweltmeis¬ 
terschaft 2022 - und dem Menschen¬ 
rechte soviel gelten wie seinen saudi¬ 
schen und zionistischen Verbündeten. 
Auf Scheich Al Thani hätte Frank¬ 
lin D. Roosevelts Satz „Er mag ein 
Schweinehund sein, aber er ist unser 
Schweinehund“ gemünzt sein können; 
er wird geschätzt als „solider Partner“ 
(Angela Merkels autorisierte Qua¬ 
lifizierung) und ist deshalb jeglichen 
kritischen Hinterfragens enthoben. 
Freilich, er ist ja auch ein Großakti¬ 
onär mit gewaltigen Aktienpaketen 
von Porsche SE und von VW ... Die¬ 
ser Scheich, eine der zentralen Figuren 
im nahöstlichen Machtkampf um Öl, 
Gasfelder, Pipeline-Routen, Seewege, 
militärische und geostrategische In¬ 
teressen der USA, ein Blutsäufer par 
excellence, wird nunmehr Garant/Fi¬ 
nanzier objektiver Berichterstattung 
über seinen Erzfeind Assad. Und kei¬ 
ner nennt das Kind beim Namen. 

Nicht gestellte Fragen 

Auch für weitere Pseudo-Nachrich¬ 
ten - und im selben Zusammenhang - 
sorgte der Zufall an besagtem Da¬ 
tum. Einer der Auftragnehmer des 


Scheichs, der Jurist Desmond de Sil¬ 
va, der das Sondertribunal über Si¬ 
erra Leone geleitet hatte, sagte dem 
Guardian , was er gesehen habe, be¬ 
weise, dass die syrischen Streitkräfte 
„im industriellen Maßstab morden“. 
Er lieferte damit eine bemerkens¬ 
werte Vielfachrolle: Als Gutachter, 
Zeuge, Ankläger und Richter in einem, 
durfte er Syriens Armee als „Mörder¬ 
truppe Präsident Assads“ verurteilen, 
ohne Beweise offen legen zu müssen 


und ohne den einzigen obskuren Zeu¬ 
gen, einen Überläufer, namhaft zu 
machen; Begründung: „... um seine 
Sicherheit nicht zu gefährden.“ 

Dank soviel Zufalls hatte die für die 
Massenmedien schmierende Journaille 
wieder einmal keine Zeit, auf all die¬ 
se Absonderlichkeiten hinzuweisen 
und auch nur ansatzweise kritische 
Gegenrecherchen anzustellen: Wer 
hat die entsetzlichen Aufnahmen ge¬ 
macht? Sind sie nachprüfbar authen¬ 
tisch? Wo genau sind sie entstanden? 
In Syrien - oder nicht vielleicht doch 
in US-Militärgefängnissen wie dem af¬ 
ghanischen Baghram oder dem iraki¬ 
schen Abu Ghuraib? In welchen Zeit¬ 
räumen? Wer sind die Opfer? Handelt 
es sich wirklich um Syrer? Wer hat sie 
gefoltert? Wer hat sie umgebracht? 

Trübe Quellen 

Nein, dazu gab es seitens der Journail¬ 
le keine Nachforschungen, erst recht 
keine Expertisen und argumentativ 
belegten Antworten. Es reichte nicht 
einmal dazu, die Plausibilität des an¬ 
waltlichen Informationsangebots zu 
prüfen: Ein Militärpolizei-Fotograf soll 
mehr als elftausend Opfer fotografiert 
haben? Die Tötungen sollten aber ge¬ 
heim bleiben? 27 000 Bilder brach¬ 
te der Überläufer? Ausgewertet aber 
wurden „etwa 55 000“ Fotos? 

Gar viele kritische Fragen ließ der 
wohllöbliche Zufall nicht aufkom- 
men: Warum begnügten sich der Ami- 
Sender CNN, das britische Bürgerblatt 
„The Guardian“ und die inzwischen 
reichlich heruntergekommene BBC 
mit einer einzigen Quelle für ihre 
Gruselstory, und zwar ausgerechnet 
mit der US-amerikanischen „NGO“ 
Human Rights Watch? Als ob dieser 
obskure Verein nicht von dem Multi¬ 
milliardär und internationalen Groß¬ 
spekulanten George Soros schon mit 
100 Millionen US-Dollar Spenden ge¬ 
salbt und noch nie bei krummen Tou¬ 
ren ertappt worden wäre? Ein HiWi, 
der immer zur Stelle ist, wenn es an¬ 


gebliche Menschenrechtsverbrechen 
in Ländern anzuprangern gilt, die sich 
dem US-Imperium nicht beugen. Eine 
„NGO“, die sich andererseits äußers¬ 
ter Zurückhaltung befleißigt gegen¬ 
über den ungeheuerlichen Kriegs- und 
sonstigen Verbrechen der USA und 
der NATO gegen die Menschheit. 

Nebenwirkungen 

Dieser geheiligte Zufall hält viele Klo¬ 
ne auf Trab: Einer sorgte am besagten 


Dienstag dafür, dass der anerkannte 
Oberlakai des US-Imperiums, UN-Ge- 
neralsekretär Ban Ki moon, die Iraner 
erst zur Syrienkonferenz nach Genf 
ein- und kurz darauf wieder auslud. 
Nun also wird es so viel Zufälligkeit zu 
danken sein, dass die Friedenskonfe¬ 
renz für Syrien so ausgeht, wie es dem 
Imperium beliebt. In Syrien morden 
die von Amis, Saudis, Franzosen und 
Sonstigen bezahlten und mit schwe¬ 


ren Waffen belieferten ausländischen 
Söldner und abgerichteten inländi¬ 
schen Terroristen weiter. Es lassen sich 
füglich noch viele schöne gruselige Fo¬ 
tos von Verbrechen machen, die man 
dann Assad unterschieben kann. Amis, 
Zionisten und die Internationale der 
Rüstungslobby reiben sich die Hän¬ 
de, und die Welt muss weiter vor dem 
Weltkriegszünder Naher Osten zittern. 
Und immer sind genügend Bretter 
zur Hand, die sich die Journaille vor 
den Schädel nageln lässt, damit ihre 
Schmocks beim Produzieren dieses 
Zündstoffs von Zweifeln unbe¬ 
lastet bleiben, nicht einen 
Gedanken an die 
Pentagon- 
Spezialis¬ 
ten für 
psycho¬ 
logische 
Kriegs¬ 
führung 
ver¬ 
schwen¬ 
den, an 
deren 
ausge¬ 
feilte 
Desin¬ 
formati¬ 
on und 
Agit- 
prop. 

Das Pu¬ 
blikum 
will in¬ 
zwischen 
auf Gru¬ 
selmär 
wie die 
von der 
iraki¬ 
scher Sol¬ 
dateska, die 
in Kuwait Ba¬ 
bys aus ihren 
Brutkästen riss und 
zerschmetterte, nicht 
mehr verzichten. 
Reiner Zufall natür¬ 
lich: Kein prominenter Journalist frag¬ 
te an diesem Dienstag öffentlich, wem 
es wohl nütze, dass die Genfer Frie¬ 
densbemühungen scheitern und Krieg 
und Kriegsverbrechen in Syrien unge¬ 
hemmt weitergehen. 

Unsere Tugendwächter 

Wer will, mag den geradezu demons¬ 
trativen, kollektiven Gedächtnis¬ 
schwund in den Redaktionen der bun¬ 


desdeutschen Leitmedien als Tribut¬ 
zahlung an den Zufall ansehen: 
Hinweise auf die Beteiligung deut¬ 
scher „Dienste“ und Politiker an den 
Folterpraktiken der US-Geheimdiens- 
te im allgemeinen und der syrischen im 
besonderen unterblieben. Holen wir 
sie hier also dieses und einiges weite¬ 
re nach: 

Der Bundesnachrichtendienst, BND, 
das Bundeskriminalamt, BKA, und 
das Bundesamt für Verfassungsschutz, 
BfV, waren auf diversen Ebenen und 
mit Wissen der Bundesregierung dem 
CIA-System geheimer Foltergefäng¬ 
nisse nützlich, in denen systematisch 
gefoltert wurde - und wird. Verges¬ 
sen? 

Deutsche Behörden haben Namen 
vorgeblicher Terroristen sowie bei il¬ 
legalen Abhörmaßnahmen gewonne¬ 
nes Material an die CIA weitergege¬ 
ben. Das geschieht mutmaßlich auch 
bis zur Stunde noch. Vergessen? 

Das BKA hatte nicht nur Kenntnis 
von illegalen und geheimen Gefäng¬ 
nissen, sondern hat in ihnen auch 
selbst Verhöre durchgeführt. „Be¬ 
fragte“: Murat Kurnaz in Guantäna- 
mo, Muhammad Haidar Zammar in 
Syrien und andere. Vergessen? 

Auch Khaled al-Masri sagt von einem 
seiner Peiniger in Afghanistan, er sei 
Mitarbeiter des BND gewesen. Zu¬ 
mindest legen Indizien nahe, dass die 
Fragen vom BND geliefert wurden. 
Vergessen? 

Dass deutsche Agenten Verhöre in 
Guantänamo durchgeführt haben, 
wurde von der ARD-Tagesschau ganz 
förmlich gemeldet. Ist das Archiv in 
Hamburg abgebrannt? 

Wolfgang Schäuble, CDU, seinerzeit 
Innenminister, hat die Verwendung 
von unter Folter gewonnenen Er¬ 
kenntnissen vehement verteidigt. Er 
hatte dabei die volle Rückendeckung 
der Kanzlerin Angela Merkel. Verges¬ 
sen? 

Die Bundesregierung hat 2006 ein¬ 
geräumt, dass das Bundeswehr-Kom¬ 
mando Spezialkräfte, KSK, in Afgha¬ 
nistan Geheimgefängnisse schütze; 
aktive Beteiligung von KSK-Soldaten 
an Folterungen wurde, allerdings we¬ 
nig glaubhaft, bestritten. Vergessen? 
Die Entrüstung deutscher Politiker 
und ihrer journalistischen Kamarilla 
über Folter, Mord und Totschlag in 
Syrien hat nichts Zufälliges. Sie ist in¬ 
szeniert und bezweckt nicht nur, von 
US-amerikanischer Einmischungs-, 
Folter- und Kriegspolitik abzulenken, 
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Der Krieg 

Aufgestanden ist er, welcher lange schlief, 

Aufgestanden unten aus Gewölben tief 

In der Dämmerung steht er, groß und unerkannt, 

Und den Mond zerdrückt er in der schwarzen Hand. 

Georg Heym 


Im Ersten Weltkrieg fanden fast 10 Millionen Soldaten ei¬ 
nen grausamen Tod, über 17 Millionen Menschen starben 
insgesamt. Dieser weltweite Raubzug mehrerer imperia¬ 
listischer Großmächte steht für bestialische Grabenkämp¬ 
fe, von Giftgas verseuchte Landstriche, von Granaten zer¬ 
fetzte Menschen, für ein bis dahin beispielloses Massen¬ 
sterben. Er steht für Hurra-Patriotismus und die törichte 
Legende vom Heldentod. Für öffentliche Hinrichtungsze¬ 
remonien von Kriegsdienstverweigerern. Für jahrelanges 
Elend von Kriegskrüppeln und das qualvolle Verrecken 
von Giftgasopfern. 

Im Ersten Weltkrieg fanden aber auch mehr und mehr 
Menschen zu einer entschiedenen Antikriegs-Haltung. 
Künstlerinnen und Künstler haben Unsicherheit und Ent¬ 
setzen dokumentiert, sie haben den humanistischen Kern 
jeder Kunst bewahrt und die Menschen in ihrem Kampf 
um Frieden unterstützt. 

Auf diese Tradition konnten in den folgenden Jahrzehn¬ 
ten Kulturschaffende aufbauen, gerade auch im Kampf 
gegen Faschismus und Krieg. Ob Pablo Picasso, Thomas 
Mann oder Mikis Theodorakis - mit ihren politisch-künst¬ 
lerischen Beiträgen entstand das Bild eines Europa des 
Friedens. 

In dieser humanistischen Tradition rufen wir, die Künstle¬ 
rinneninitiative www.unruhestiften.de, auf zu einem Jahr 


der engagierten Kunst und Kul¬ 
tur gegen Krieg. 

Damit wollen wir den Appell der 
Friedensbewegung unterstützen, 
die das Gedenkjahr 2014 für eine 
Kampagne - selbstverständlich 
auch gegen aktuelle Kriegsein¬ 
sätze - nutzen will. 

Bitte setzt euch selbst mit Friedensgruppen in Verbindung, 
um gemeinsame Veranstaltungen gegen den Krieg zu pla¬ 
nen. Informiert uns über eure Vorhaben, Programme, Auf¬ 
tritte, Veranstaltungen. 

Wir werden diese ab sofort auf unserer Homepage www. 
unruhestiften.de unter einer extra dafür eingerichteten 
Rubrik vorstellen. 

Lasst uns 2014 gemeinsam mit der Friedensbe¬ 
wegung aufstehen: 

Gegen den Krieg und für ein Europa des Frie¬ 
dens! 

2000 Künstlerinnen und Kulturschaffende, andere Persön¬ 
lichkeiten und Organisationen haben seit Sommer 2009 
den bundesweiten Aufruf www.unruhestiften.de unter¬ 
zeichnet. Es ist ein Aufruf gegen rechts, gegen die Ab¬ 
wälzung der Krisenfolgen und für die Umverteilung von 
oben nach unten, gegen die Kriegspolitik der Bundesre¬ 
gierung - und für die Förderung der kulturellen Vielfalt. 

Für die Künstlerinneninitiative www.unruhestiften.de 
c/o Werner Lutz 

Kontakt: einheiztext@t-online.de 




Wer die Glotze erst gar nicht einschaltet ist auch nicht schlechter informiert 
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Aktualität und Utopie: Dimensionen politischer Lyrik 

Zum Band „Flugschriftgedichte“ von Rudolph Bauer • Von Thomas Metscher 


D ie Flugschrift ist eine operative 
Gattungsart der Literatur. Dabei 
handelt es sich um zweck- und 
situationsgebundene Texte, die der ra¬ 
schen Information, der Aufklärung und 
der Mobilisierung gesellschaftlicher 
Kräfte dienen. Sie nehmen Stellung zu 
politischen und sozialen Tagesproble¬ 
men, haben einen dokumentarischen 
Wert und sind oft kritisch-satirischen 
oder agitatorisch-programmatischen 
Charakters bzw. eine Verbindung von 
beidem. Ihre Form dient der Funktion - 
was die Leistung, jedoch auch die Gren¬ 
ze solcher Literatur markiert. So ist die 
politische Bedeutung oft mit einer äs¬ 
thetischen Beschränkung erkauft. In 
ihren besten Beispielen freilich wächst 
solche Literatur aus ihrer aktuellen Ge¬ 
bundenheit heraus und gewinnt einen 
weiterreichenden geschichtlich-ästheti¬ 
schen Sinn. 

Rudolph Bauers neuer Lyrikband Flug¬ 
schriftgedichte ist vielfach mit der lite¬ 
rarischen Tradition dieser Art Litera¬ 
tur verbunden. Bereits der Titel gibt 
die operative Programmatik vor. Auch 
formal wie inhaltlich schließen die Tex¬ 
te an die operative Gattung an: in der 
Prägnanz und dem packenden Zugriff 
des Verfahrens, in der Einfachheit und 
Konkretion von Stil und Strophenform. 
Nicht zuletzt sind die poetischen Texte 
an klassischen Vorbildern orientiert. Ein 
Beispiel: 

Merke: Es werden schon Kinder 
für Mörderberufe geworben. Das 
Töten betreiben ist cool; früh am 
Computer geübt 

Merke: Es wird unsern Schülern 
das Sterben als Tugend empfohlen. 

Im Felde, da ruht der Soldat, 
predigt der Präsident Gauck 

Merke: Es wird dieser Jugend das Kriegs¬ 
handwerk schmackhaft gemacht; 

Soll lernen, es gerne zu tun. Töten ist 
auch nur ein Job 

Merke: Es wird für das Kriegsgeschäft 
Werbung gemacht mit Hurra. Den 
Toten zur Ehre entstehn 
Grab-Denkmale marmornen Steins 

Merke: Es wird den Soldaten das 
Sterben heroisch verschönt. Im 
Feindesland stürb ‘ es sich süß, 
schwärmt Deutschlands Präsident 
Gauck 

Einsatzpunkt ist die aktuelle Lage: Für 
das Geschäft des Kriegs wird wieder 
Werbung gemacht, das Kriegerhand¬ 
werk als Job offeriert, das Töten früh ge¬ 
übt in der Barbarei der Computerspiele. 
Der Zugriff ist direkt und genau: Dem 
Präsidenten, der mit frommer Rede das 
Sterben verschönt, wird die Maske vom 
Gesicht gerissen. Hervortritt das hässli¬ 
che Antlitz des Pfaffen, der die Kanonen 
segnet und den Kriegstod verklärt - seit 
jeher das Geschäft der offiziellen Reli¬ 
gionen. Der Titel „Merke: Dulce et de- 
corum est pro patria mori“ („Süß und 
ehrenvoll ist es, für das Vaterland zu ster¬ 
ben“) nimmt einen Spruch aus den Lie¬ 
dern des Römers Horaz auf und stellt 
die Kontinuität solcher Verklärung her. 
Dem lateinischen Muster folgt das Ge¬ 
dicht in Gestus und Strophenform. Es ist 
aus fünf Distichen - zweizeiligen Stro¬ 
phen aus sechsfüßigen Hexametern und 
Pentametern - gebaut und nähert sich 
selbst im parallelen Bau der fünf Stro¬ 
phen der Spruchdichtung an. Die Spra¬ 
che steht dabei in dissonantischer Span¬ 
nung zur klassischen Form; sie mischt 
parodistisch Sprachebenen und scheut 
auch vor der Aufnahme kolloquialer 
Wendungen (etwa „Job“ und „cool“ aus 
der Jugendsprache) nicht zurück. 

Die Stilmittel dienen dem operativen 
Zweck: der Aufklärung, Aufrüttelung 
und Anklage. Sichtbar wird das maka¬ 
bre Geschäft der Kriegstreiber und ih¬ 
rer Ideologen. Sichtbar wird aber auch 
ein veritables Stück deutscher Ideo¬ 
logie: die verklärende Rechtfertigung 
militaristischer und imperialistischer 
Gewalt, die als Macht der Verführung 
fungiert, verborgen in ihr die zynische 


Verspottung der Opfer. Sichtbar wird 
ein ideologischer Mechanismus, der in 
die Ursprungsgeschichte Europas zu¬ 
rück reicht und zugleich unmittelbare 
Gegenwart ist - verkörpert in der Figur 
des heuchelnden Präsidenten. Verbun¬ 
den wird also höchste Aktualität und 
älteste Geschichte; ungebrochen wirkt 
die Macht der Tradition in die Gegen¬ 
wart hinein. 

Dieser Gesichtspunkt berührt das Herz¬ 
stück der Gedichte Bauers. Immer wie¬ 
der und immer neu geht es um die Ge¬ 
genwart des Vergangenen: um die Kon¬ 
tinuität von Militarismus, imperialer 


Gewaltpolitik und die Rolle der Ideo¬ 
logien, von Kolonialismus, Faschismus 
und ihrer Restauration in der Bundes¬ 
republik Deutschland. Texte wie „Hun¬ 
nenrede des Wilhelm Zwo“ (anlässlich 
des Einsatzes deutscher Truppen zur 
Niederschlagung des Boxerauf Stands in 
China 1900), „Rede des Generals“ (an¬ 
lässlich der Einweihung des Reichskolo¬ 
nialdenkmals zu Bremen 1932), „Ache- 
lis fordert die Rückgabe der Kolonien“ 
(ebenfalls 1932), „Beisetzungsfeier“ und 
„Für Sold“ (in Erinnerung an die Er¬ 
mordung von 6500 italienischen Solda¬ 
ten auf der Insel Kephallonia durch die 
Nazi-Armee) sowie das Gedicht „Was 
lernten die Deutschen“ markieren sig¬ 
nifikante Stationen deutscher Geschich¬ 
te. Das Fazit ist die bittere Einsicht, iro¬ 
nisch formuliert: 

was lernten die deutschen aus dem 
ersten Weltkrieg 

die Vorbereitung auf den zweiten 
was lernten die deutschen aus dem 
zweiten Weltkrieg 
ja was glauben sie wohl 

Diese Erkenntnis ist nicht resignativ. 
Ihr eingeschrieben ist, als Grundduktus 
des Bandes, der Aufruf zum Widerstand, 
die Einsicht in die „notwendigkeit der 
rebellion“ („Lauf der Gestirne“). So 
auch in „Das alte Lied“, einem der ge¬ 
glücktesten dieser Gedichte, in dem die 
Stimme des Mädchens gegen die Kriegs¬ 
trommel spricht: „liebster ich bitte dich/ 
singe nicht mit/zertrommel die eide/zer- 
trommel den krieg“. Der Zorn gegen das 
Unrecht - hier hat er die Stimme nicht 
heiser gemacht. Er wird klar und deut¬ 
lich artikuliert, etwa auch im Gedicht 
Verdammnis mit dem nahezu Dantes- 
ken Gestus des Sprechens: 

tränen füllen Zisternen 
trauer schwelt und es heult 
die totenklage in schmerzen 
neigen bäume sich 

die gräser verdorren im Unglück 
unheil habt ihr gebracht 
und bringt es den nachbarn 
hier und überall auf der weit 

(...) 

auf euch ihr anstifter und mörder 
auf euch hand- und todlanger 
priester und schweigende lehrer 
wartet Verdammnis 

In diesem Gedicht hat Bauer die Gren¬ 
zen operativen Sprechens hinter sich 
gelassen. Die historische Partikulari- 
tät des Anlasses wird auf ein konkretes 
Allgemeines hin überschritten. Es geht 
nicht mehr allein um das Hier und Jetzt, 
sondern die lyrische Bedeutung bezieht 
Vergangenes und Zukünftiges ein. Das 


Urteil gilt, solange die Herrschaft der 
Gewalt nicht gebrochen ist. 
Grenzüberschreitend in Bauers Ge¬ 
dichten ist nicht zuletzt auch der Ein¬ 
bezug von Bildern und Gedanken aus 
dem Erfahrungsarchiv anderer Kultu¬ 
ren, so in Ganesha die Hinwendung auf 
eine hinduistische Gottheit. Sie steht für 
Glück, Erfolg und gutes Gelingen, ver¬ 
tritt Weisheit und Intelligenz, ist Schutz¬ 
herrin von Musik, Tanz, Schrift und Poe¬ 
sie, und zugleich ist sie Beschützerin des 
Handels, eines Austauschs von Gütern, 
auf dem der Wohlstand, also auch die 
Künste beruhen. Ganesha ist so die Ge¬ 


genmacht zur Welt von Krieg und Ge¬ 
walt, von Hunger und Unterdrückung - 
der Gott verkörpert den Frieden als 
Prinzip der Kultur; dies ein Grundmo¬ 
tiv auch des europäischen Friedensge¬ 
dankens. 

„Ganesha“ gehört zu jenen Texten der 
„Flugschriftgedichte“, die eine utopische 
Dimension entwerfen. In einer Gruppe 
von Texten unter dem Zwischentitel 
„Gewaltlos“, die mit einem Poem auf 
„den griechischen Dichtergenossen“ 
Jannis Ritsos eröffnet werden, finden 
sich die wohl gelungensten, poetisch 
reifsten Gedichte des Bandes: neben 
„Ganesha“ die zwei schönen Siena-Ge¬ 
dichte („Stadt der Jungfrau“, „Die gute 
Regierung“) und, ein Höhepunkt des 
Bandes, „In Raum und Zeit“. Dort le¬ 
sen wir: 

zwischen himmel und erde gleicht 
der raum trommeln 
und flöten treiben stumme schamanen 
mit ihrem einboot 

durch stille gewässer und Schluchten 

an der spitze ein Steuermann mit dem 
holunderstab 

zeigt am heck den trommlern impulse 
mal schneller 

mal langsam mal laut dann wieder leise 

flüstern die trommeln von paradiesen 
und neuen Zeitaltern 
ohne gewalt ohne der brüder herrschen 
über den bruder joseph 
der anderer träume zu deuten gewusst 

den sie hinab stießen in den 
trommelförmigen brunnen 
den sie als Sklaven verschachert haben 
an ismaelitische händler 
die ihn verkauften an potifar 
dessen lüsternes weib 

ihn begehrte hinauf zum gushan fliegt 
ein adler lauscht 

den verstorbenen spricht mit den toten 
fürsten und kriegern 
um für uns späte aufzuzeichnen 
was sie berichten 

von trottenden kälbern fest 
geschlossenen äugen und reihen 
zum krieg hinaus mit mann und maus 
mit spießen und kanonen 
befehlen und flinten dass ja keiner 
bliebe dahinten 

wieder am abend streichelt zum tanz 
zärtlich eirene die conga 

Die kunstvollen Dreizeiler fügen in syn¬ 
taktischer Verschränkung Bilder aus 
verschiedenen Kulturen zu einem surre - 
alen Ineinander, worin die alte Welt der 
Gewalt allein noch als erinnerte Vergan¬ 
genheit Existenz hat - utopische Meta¬ 
pher eines Vorscheins im Sinne Blochs. 


Der indigene Einbaum mit Trommlern 
und Flötisten, treibend durch den Raum 
einer Musik, die von Paradiesen und 
neuen Zeitaltern erzählt: die Trommel 
hier ist die Trommel des Friedens, die 
gegen die Kriegstrommel steht. Die alte 
Welt ist präsent allein in der Erinnerung: 
in der Geschichte Josephs, der von sei¬ 
nen Brüdern in den trommelförmigen 
Brunnen gestoßen (hier ist sie wieder, 
die Trommelmetapher) und als Sklave 
verschachert wurde. Es ist die Zeit des 
Alten Testaments: der Alten Geschich¬ 
te, der jetzt die Neue Geschichte ent¬ 
gegensteht. 


Das Bild des zum Gushan fliegenden 
Adlers wiederum ruft China herbei: 
Gushan, der „Trommelberg“, ist ein 
Berg bei der chinesischen Stadt Fuzhou, 
der bei starkem Regen trommelähnli¬ 
che Geräusche erzeugt. Der Adler, ein 
mythologischer Vogel, spricht mit den 
Toten und vermittelt ihr Wort den Le¬ 
benden: erzählt von im Krieg getöteten 
Fürsten und Kriegern, vom vergange¬ 
nen eisernen Zeitalter der Gewalt. An 
Brechts „Kälbermarsch“ erinnern die 
trottenden Kälber: „Hinter der Trom¬ 
mel her/Trotten die Kälber/(...)/Der 
Metzger ruft. Die Augen fest geschlos- 
sen/Das Kalb marschiert mit ruhig fes¬ 
tem Tritt“. 

Jener Teil des Bandes, der das lyrische 
Sprechen um die Dimension des Uto¬ 
pischen erweitert, schließt mit einem 
Text, der den Titel Widmung trägt. Hier 
nennt der Autor, in Form einer einfa¬ 
chen Aufzählung, die Namen derer, die 
ihm Vorbild sind, literarisch wie poli¬ 
tisch-ethisch. Die Liste enthält sehr un¬ 
terschiedliche Namen - sie ist, wie der 
ganze Band, eine Provokation der herr¬ 
schenden Meinung, nicht zuletzt auch 
des linken Vorurteils. Die Liste be¬ 
ginnt mit Walther von der Vogelweide, 
Franz von Assisi, Dante Alighieri, und 
sie schließt mit Julian Assange, Bradley 
Manning und Edward Snowden; eine 
Verbindung, die auf den ersten Blick si¬ 
cherlich befremdet. Und doch liegt sie 
in der Konsequenz eines poetologischen 
Ansatzes, der Dichtung an politisches 
Handeln bindet und eine Trennung bei¬ 
der nicht akzeptieren will. 

Bauers Grundorientierung ist aus ei¬ 
nem Satz Klaus Manns, einem der Wid¬ 
mungsträger, zu ersehen, den der Au¬ 
tor als Motto zitiert: „Wer sich berufen 
glaubt, die Summe menschlicher Erfah¬ 
rung durch das Wort auszudrücken, darf 
nicht die dringlichsten menschlichen 
Probleme - die Organisation des Frie¬ 
dens, die Verteilung menschlicher Gü¬ 
ter - vernachlässigen oder gar ignorie¬ 
ren.“ Es scheint berechtigt, diesen Satz 
als schriftstellerisches Credo aufzufas¬ 
sen, als Grundsatz einer Orientierung, 
die hinter dem Werk Rudolph Bauers 
steht. Dies bezeugt auch die Lebens¬ 
geschichte des Autors, der vom Beruf 
her kein Literat, sondern Politikwissen¬ 
schaftler und akademischer Lehrer für 
Soziale Berufe ist. 

Der Satz Klaus Manns verweist auf ein 
Verständnis von Dichtung, das vom 
Grundgedanken her das operative Gen¬ 
re an die „Summe“, das Konkret-Allge¬ 
meine menschlicher Erfahrung, bindet. 
Wie programmatisch-bewusst Bauer die¬ 
sem Gedanken folgt, verrät das titelge¬ 
bende Gedicht „Flugschrift“. Es bezieht 
sich auf das wohl bekannteste Gedicht 
des deutschen Mittelalters, auf Walther 
von der Vogelweides „ich saz uf eime 
steine“, mit dem eigentlich erst die große 


politische Dichtung deutscher Zunge be¬ 
ginnt: „ich saz uf eime steine/und dahte 
bein mit beine:/dar uf sazt ich den ellen- 
bogen:/ich hate in mine hant gesmogen/ 
min kinne und ein min wange.“ 

Bei Bauer liest es sich so: „herr walther 
von der vogelweide/saß auf einem stei¬ 
ne/übereinander geschlagen die beine// 
den arm aufgestützt/das kinn und die 
wange/in eine der hände geschmiegt// 
sah er am himmel/lautlos schweben die 
silbernen/die stummen todesvögel//sie 
schreiben das blutige menetekel/lesbar 
für alle/aber verstanden von wenigen“ 
Die dritte und vierte Strophe findet sich 
bei Walther nicht; bei ihm geht das Ge¬ 
dicht nach dem Eingangsbild unmittel¬ 
bar in eine Meditation über, die nach ei¬ 
nem guten (und Gott gerechten) Leben 
fragt. Walthers Schlusszeilen freilich fin¬ 
den sich wieder in Bauers Gedicht: „un- 
triuwe ist in der saze,/gewalt vert uf der 
straze,/frid unde reht sint sere wunt.“ Bei 
Bauer: „ein Wegelagerer ist der verrat/ 
gewalt beherrscht alles/aus ihren wun¬ 
den bluten frieden und recht“. 

Ein frühes Gedicht politischer Lyrik - 
ein Text des hohen Mittelalters - wird 
durch Hinzufügung der am Himmel 
lautlos schwebenden „silbernen, stum¬ 
men todesvögel“ auf die aktuelle Erfah¬ 
rungsebene der Gegenwart gestellt. Die 
„todesvögel“ zeichnen eine Flugschrift 
in den Himmel, die äußerste Bedrohung 
verkündet, für alle lesbar ist, doch nur 
von wenigen verstanden wird. Hier mag 
man an Flugzeuge denken, an die Bom¬ 
bengeschwader 4 Brechts, oder, aktueller, 
an Drohnen, die den Opfern wie stum¬ 
me Todesvögel erscheinen mögen. Die 
Flugschrift wird zum Menetekel, das Ti¬ 
telwort erhält einen neuen, jetzt meta¬ 
phorischen Sinn: Es wird zum prophe¬ 
tischen Zeit-Zeichen und Warnruf vor 
der selbstverschuldeten Katastrophe. 
Der Gedanke an Heines „Belsazar“ 
wird hier nahe gelegt. 

Am Ende des Gedichts (die letzte Stro¬ 
phe ist kursiv gesetzt, was ihre Bedeu¬ 
tung akzentuiert) tritt das Gemeinsame 
der beiden historischen Zeitebenen, 
des Einst und Heute, als Skandalon der 
Geschichte hervor: Nach wie vor lau¬ 
ert, dem Wegelagerer gleich, der Ver¬ 
rat, sind Frieden und Recht blutende 
Wunden. Die Metapher erhält hier ei¬ 
nen Sinn, der an Bilder des gekreuzig¬ 
ten Jesus, wie ein Grünewald sie malte, 
denken lässt. Hier ist ein urchristlicher 
Bezug hergestellt, den der mittelalterli¬ 
che Text noch nicht besaß. Indem Bau¬ 
er Walthers Text als „Flugschrift“ liest 
und dem Wort zudem einen neuen me¬ 
taphorischen Sinn gibt, fügt er einerseits 
diesen Text der Geschichte operativer 
Lyrik hinzu, erweitert zugleich aber das 
operative Genre zum großen politischen 
Gedicht. Ein solches Vorgehen macht 
eine Tradition bewusst, die in Deutsch¬ 
land nie eine Hauptrolle spielte, im li¬ 
teraturwissenschaftlichen Bewusstsein 
auch spät erst Anerkennung fand und 
heute wieder verdrängt wird: die der po¬ 
litischen Dichtung. 

Im Zuge der Entwicklung der Litera¬ 
turen zur Moderne - dem Zeitalter des 
sich herausbildenden Imperialismus - 
lässt sich bis heute sagen, dass die po¬ 
litische Dichtung eine Kontinuitätslinie 
besitzt, und zwar eine im Sinne eines (in 
Marx/Engelsscher Bedeutung) „kosmo¬ 
politischen“, also weltliterarischen Pro¬ 
zesses. Sollen hier Namen genannt wer¬ 
den, so ist an Neruda, Brecht, MacDi- 
armid, Hikmet, Ritsos, Pinter, Soyinka, 
Walcott und viele andere zu denken. In 
dieser literarisch-historischen Konstel¬ 
lation sind Bauers „Flugschriftgedich¬ 
te“ anzusiedeln - und darin behaupten 
sie auch ästhetisch ihren Platz. Denn so 
viele Texte, von denen Gleiches zu sa¬ 
gen wäre, gibt es in deutscher Sprache 
nach Brecht nicht mehr. Somit füllen 
die Texte Bauers nicht zuletzt auch eine 
Leerstelle aus und schließen die deut¬ 
sche Literatur an Bewegungen an, die 
an geschichtlich-politischer Bedeutung 
und ästhetischer Kraft weit über dem 
Niveau des heutigen deutschen Litera¬ 
turbetriebs stehen. 

Rudolph Bauer: Flugschriftgedichte. Bremen: 
Sujet Verlag 2013.12,80 Euro 



Pablo Picasso:„Guernica“ (1937) 
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Vom Hinterhaus zum Staatskonzern 

Zur politischen Ökonomie des Kapitalismus vor dem I. Weltkrieg • Von Klaus Wagener 


A ls im August 1914 die mächtigs¬ 
ten Kapital- und Staatengrup¬ 
pen der Erde ihren ersten Gro¬ 
ßen Krieg um die globale Vorherrschaft 
begannen, waren seit dem Sturm auf die 
Bastille ziemlich genau 125 Jahre ver¬ 
gangen. Seit dem klassischen Auftritt 
des revolutionären Bürgertums auf die 
Weltbühne, der Deklaration seines uni¬ 
versalen Emanzipationsprogramms, der 
Menschenrechte, hatte die industrielle 
Revolution die Verhältnisse auf dem 
Globus radikal und stürmisch verändert. 
Ging man Ende des 18. Jahrhunderts 
zu Fuß - nur wer es sich leisten konnte, 
nahm das Pferd oder die Kutsche - so 
durchzog nun ein dichtes Eisenbahn¬ 
netz das Land. Es gab Straßen mit La¬ 
ternen, Autos vom Fließband, Flugzeu¬ 
ge und U-Boote. Man konnte das Ge¬ 
schehen in Filmen konservieren, Töne 
und Reden speichern, Informationen 
durch ein Netz von Seekabeln rund 
um den Globus schicken. Man konnte 
Elektrizität großindustriell erzeugen. 
Der von der Chemie gelieferte minera¬ 
lische Dünger führte zu hohen landwirt¬ 
schaftlichen Erträgen. Farben konnten 
künstlich erzeugt werden, Massenmedi¬ 
kamente produziert. Galt es im 18. Jahr¬ 
hundert, die Ozeane mit hölzernen Se¬ 
gelschiffen zu überqueren, so symboli¬ 
sierte die legendär gewordene Titanic 
mit einer Länge von 269 m die zivile 
Variante eines Stahl gewordenen Herr¬ 
schaftsanspruch. 

Periodisierung- 
die langen Wellen 

Der sowjetische Ökonom Nicolai N. 
Kondratjew 1 , hatte den Konjunktur ver¬ 
lauf der kapitalistischen Entwicklung 
über lange Distanzen analysiert und 
mit dem Einfluss von „Basisinnovatio¬ 
nen“ abgeglichen. Danach verläuft die 
Entwicklung des Kapitalismus nicht li¬ 
near, sondern folgt 40 bis 60 Jahre dau¬ 
ernden „langen Wellen“, welche die kur¬ 
zen Konjunkurzyklen überlagern. Diese 
„langen Wellen“ seien von technologi¬ 
schen Neuerungen getrieben, welche 
einen breiten Strom von Folgeinnova¬ 
tionen auslösen. 

Der erste dieser „Kondratjew-Zyklen“ 
(Schumpeter), die Periode 1780-1840, 
wurde von der Bereitstellung einer tech¬ 
nisch erzeugten Antriebskraft (Dampf¬ 
maschine) erzeugt. Sie beschleunigte 
enorm die schon einsetzende Mechani¬ 
sierung der Produktion (z.B. Spinning 
Jenny), des Transports und des Berg¬ 
baus. Stand erst einmal eine technische 
Antriebskraft zur Verfügung ließen 
sich auch die dazu passenden Maschi¬ 
nen und Anlagen konstruieren. Es war 
gewissermaßen der Urknall der Indus¬ 
trialisierung. 

Die Erfindung leistungsfähiger Stahl¬ 
erzeugungsverfahren, Bessemer-, Tho¬ 
mas- und Siemens-Martinverfahren er¬ 
möglichte es die Erfindung der Dampf¬ 
lokomotive sowie des Dampfschiffes zu 
einer völlig neuen Verkehrsinfrastruktur 
auszubauen und beflügelte den Boom 
des II. Kondratjew-Zyklus (Gründer- 
zeit)1840-1890. Der massenhafte Be¬ 
darf an Stahl und Maschinen für den 
Bau der Lokomotiven und Schiffe, der 
Trassen, Kanäle, Bahnhöfe, Häfen, der 
notwendigen Infrastruktur ließ die Hüt¬ 
ten- und Bergwerksbetriebe förmlich 
explodieren. 

Die Durchbrüche bei der Agrarchemie, 
der anorganischen Chemie und der 
Pharmazie, das Haber-Bosch-Verfahren, 
die Erfindung des Generators, des Te¬ 
lephons, der Glühlampe lösten den III. 
Kondratjew-Zyklus (1890-1940) aus. 
Ihn charakterisieren die Basisinnovati¬ 
on in der Elektrotechnik, der Chemie 
und der Übergang zu Schwermaschi¬ 
nenbau. 

Aber mit den Produktionspotentialen 
explodierte auch das Destruktionspo¬ 
tential: die Chemie erfand auch das Dy¬ 
namit und das Giftgas. Der Maschinen¬ 
bau das Maschinengewehr. Die Werf¬ 
ten legten Schlachtschiffe und U-Boote 
auf Kiel, Krupp produzierte nicht nur 
Radreifen, sondern auch Kanonen. Und 
nicht nur für das deutsche Reich. Selbst 
die Flugzeuge, kaum erfunden, erlebten 


ihre erste große Zeit als Kriegsgerät, als 
Aufklärer, Jäger und Bomber. 

Als der Imperialismus zum ersten gro¬ 
ßen Schlachten antrat, war er gut gerüs¬ 
tet. Die ganze Nationalökonomie war 
auf den Krieg ausgerichtet. Gigantische 
Fabriken produzierten Millionen Ton¬ 
nen Vernichtungsgerät, Millionen Män¬ 
ner wurden in die Uniformen gesteckt. 
Frauen nahem ihren Platz in der Pro¬ 
duktion ein. Die Versorgung der Bevöl¬ 
kerung wurde auf das Minimum abge¬ 
senkt und darunter. Millionen starben 
in den Gräben und am Hunger und die 
Profite schossen durch die Decke. 

Ungleiche Entwicklung 

Bis es soweit war verlief die Entwick¬ 
lung sehr ungleich. Vor allem in England 
hatten sich kapitalistische Produktions¬ 
verhältnisse schon früh, seit Ende des 
16. Jahrhunderts, zu etablieren begon¬ 
nen. Die aufstrebende Seemacht hat¬ 
te die alten Kolonialmächte Portugal 
und Spanien beerbt. Im Siebenjährigen 
Krieg hatte sie sich als globale Groß¬ 
macht gegen den Rivalen Frankreich 
durchgesetzt. Britannien beherrschte 
den hochprofitablen atlantischen Drei¬ 
eckshandel (Sklaven, Baumwolle, Rum 
bzw. Stoffe oder Glasperlen). Die früh¬ 
zeitige „ursprüngliche Akkumulation“ 
hatte mit der Pauperisierung der Klein¬ 
bauern und der Einführung von Ar¬ 
beitsmaschinen einen schnellen Akku¬ 
mulationsprozess ermöglicht. Mit dem 
Beginn der „Großen Maschinerie“ war 
England zur Werkstatt der Welt und mit 
Beginn des 19. Jahrhunderts zur unbe¬ 
strittenen maritimen Supermacht ge¬ 
worden. In Asien begann der Kampf 
um die Vorherrschaft in Indien, China 
und Südostasien und die Durchdringung 
Australiens und Ozeaniens. In Zentrala¬ 
sien das „Great Game“ mit dem Rivalen 
Russland um die Vorherrschaft in die¬ 
ser Schlüsselregion. Nachdem sie ihre 
Kolonien in Nordamerika verloren hat¬ 
ten, begannen England und Frankreich 
schließlich den „Scramble for Africa“ 
(Wettlauf um Afrika). Galten 1789 noch 
große Teile der Landkarte als „terra in- 
cognita“ so war um 1900 die Aufteilung 
der Welt weitgehend abgeschlossen. Der 
größte Teil der Weltbevölkerung lebte 
in kolonialer Abhängigkeit von wenigen 
imperialistischen Mächten. 

Aber auch innerhalb der europäischen 
Mächte hatte es rasche Verschiebun¬ 
gen gegeben. Der Absolutismus hatte 
in Frankreich und England, schon be¬ 
vor das Bürgertum die politische Macht 
übernahm, einheitliche zentralistische 
Strukturen geschaffen, Zollgrenzen ab¬ 
geschafft und eine fähige Verwaltung 
aufgebaut. Im Heiligen Römischen 
Reich dagegen hatte sich die Ohnmacht 
der Zentralgewalt, der partikularistische 
Flickenteppich in den verlorenen Bau¬ 
ernkriegen, den Reformationskriegen 
und der Katastrophe des Dreißigjäh¬ 
rigen Krieges nicht nur erhalten, son¬ 
dern zementiert. Der verfaulte Feu¬ 
daladel hatte in dem völlig zerstörten 
Land seine reaktionäre Macht restau¬ 
rieren können und für seine parasitäre 
Hofhaltung den durch den Krieg brutal 
dezimierten, hoffnungslos zermürbten 
Bauern und Bürgern in unerträglicher 
Weise immer neue Zölle und Abgaben 
abgepresst. Auch das handwerkliche 
Zunftwesen war längst zu einer Mono- 
polisierungsinstitution der etablierten 
Meister verknöchert. Während in Frank¬ 
reich und England die Leibeigenschaft 
und der Zunftzwang weitgehend abge¬ 
schafft waren, gab es im Reich um 1800 
bei 23 Mio. Menschen lediglich 100 000 
freie Arbeiter. Allein in Preußen gab es 
67 Zolltarife und 70 legale Geldsorten. 

Napoleon 

Zwar hatte die französische Interven¬ 
tion den Code Civil und die Bauern¬ 
befreiung gebracht, aber die Besitzver¬ 
hältnisse unangetastet gelassen. In den 
Befreiungskriegen befreite sich daher 
vor allem die alte Herrschaft. Sie wa¬ 
ren weniger geworden. Statt mehr als 
300 zählte der Deutsche Bund noch 
35 Fürstentümer (und 4 Freie Städte). 
Aber es waren dieselben geblieben, und 


in der Metternich-Restauration höchs¬ 
tens habgieriger geworden. Die Bauern 
waren (erst nach 1830 endgültig und 
größtenteils nach ruinösen Zahlungen) 
frei. Aber ohne Land eben keine frei¬ 
en Bauern, sondern freie Lohnarbeiter. 
Im Gegenzug wurden die Junker mehr 
und mehr zu kapitalistischen Produzen¬ 
ten. Erst nach dem Pariser Juli von 1830 
wurde, Anfang 1834, auch der Deutsche 
Zollverein Wirklichkeit. Da hinkten die 
deutschen Fürstentümer der Entwick¬ 
lung in England und Frankreich meilen¬ 
weit hinter her. 

Nun ging es aber auch im Deutschen 
Bund mit Bergwerken und Fabriken 
allmählich voran. Zwischen 1820 und 
1840 steigerte sich die Kohle- und Roh¬ 
eisenproduktion um 150 bzw. 140 Pro¬ 
zent. Von sehr niedrigem Niveau. Aller¬ 
dings beruhte dieser Produktionsfort¬ 
schritt vorwiegend auf Extensivierung 
der Produktion. Mehr Arbeiter, mehr 
Kinder und Frauen, längere Arbeitszeit. 
Ein Produktivitätsfortschritt fand trotz 
des Maschineneinsatzes in dieser Phase 
kaum statt. Die Löhne sanken, die Ar¬ 
beitszeiten stiegen bis auf 18 Stunden, 
die Entlohnung erfolgte nicht selten in 
(Ramsch-)Naturalien. Der Kapitalismus 
war dabei seine wichtigste Ressource 
die Arbeitskraft zu ruinieren. 
Allerdings hatte diese hemmungslo¬ 
se Ausbeutung die entstehende Groß¬ 
bourgeoisie stark gemacht. In den letz¬ 
ten 10 Jahren vor der Krise von 1848 
waren die Eisenbahnnetze immens ge¬ 
wachsen. Die Industrieproduktion hatte 
um ein mehrfaches zugelegt. Doch der 
politische Einfluss des Bürgertums blieb 
nahe Null. Die abgeschlossene Kaste 
des Feudaladels beherrschte trotz der 
expansiven kapitalistischen Wirtschaft 
absolutistisch den Staat. Die Machtpro¬ 
be von 1789 bzw. 1842 stand nun auch in 
Deutschland an. 

Die zyklische Krise 

Seit dem 17. Jahrhundert hatte die Jagd 
nach dem schnellen Reichtum immer 
wieder Finanzkrisen produziert. Die 
Möglichkeit mit Hilfe von bedrucktem 
Papier Reichtum aus dem Nichts zu pro¬ 
duzieren, zog und zieht Glücksverspre¬ 
cher und Glücksuchende gleicherma¬ 
ßen bis heute magisch an. Dabei ist der 
Phantasie der finanztechnischen Hüt¬ 
chenspieler kaum eine Grenze gesetzt. 
Von exotischen Blüten über Südsee- 
Sklaven und Mississippi-Kolonien bis 
zu Eisenbahnen, Kanälen und Immobi¬ 
lien ist alles dabei. So war es auch 1825. 
Südamerikanische Gold- und Silbermi¬ 
nen waren der „Geheimtipp“. „Personen 
aller Art ... Prinzen, Adlige, Politiker, 
Beamte, Patrioten, Advokaten, Ärzte, 
Kirchenleute, Philosophen, Dichter ... 
abenteuerten hastig in Unternehmen, 
von denen man kaum etwas anderes als 
den Namen wusste“ (Annual Register). 
Als die Spekulation zusammenbrach 
standen 145 englische Banken vor dem 
Aus. Der erste Akkumulationsboom 
nach Einführung der Dampfmaschine 
hatte seinen Zenit überschritten. Der 
Kapitalismus erlebte seine erste zykli¬ 
sche Überproduktionskrise. 

„In der Tat, seit 1825, wo die erste all¬ 
gemeine Krise ausbrach, geht die ganze 
industrielle und kommerzielle Welt, die 
Produktion und der Austausch sämtli¬ 
cher zivilisierter Völker und ihrer mehr 
oder weniger barbarischen Anhäng¬ 
sel so ziemlich alle zehn Jahre einmal 
aus den Fugen. Der Verkehr stockt, die 
Märkte sind überfüllt, die Produkte he¬ 
gen da, ebenso massenhaft wie unab¬ 
setzbar, das bare Geld wird unsichtbar, 
der Kredit verschwindet, die Fabriken 
stehen still, die arbeitenden Massen er¬ 
mangeln der Lebensmittel, weil sie zu 
viel Lebensmittel produziert haben. 
Bankrott folgt auf Bankrott, Zwangs¬ 
verkauf auf Zwangsverkauf. Jahrelang 
dauert die Stockung, Produktivkräfte 
wie Produkte werden massenhaft ver¬ 
geudet und zerstört, bis die aufgehäuf¬ 
ten Warenmassen unter größerer oder 
geringerer Entwertung endlich abflie¬ 
ßen, bis Produktion und Austausch 
allmählich wieder in Gang kommen. 
(MEW, Bd. 20, S. 257 ) 


1848 

1848 kamen zur zyklischen Krise drei 
Momente hinzu. Eine soziale- und 
Versorgungskrise. Die schlechte Ernte 
hatte die ohnehin miserable Lage der 
arbeitenden Menschen katastrophal 
verschärft. Eine Krise des Verwertungs¬ 
modus. Die Extensivierung war ausge¬ 
reizt. Und eine politische Krise. Die 
Großbourgeoisie war weiterhin ohne 
Einfluss. 

Die Radikalität der Februarrevoluti¬ 
on in Paris machte die deutsche Bour¬ 
geoisie allerdings nachdenklich. „In 
Deutschland dagegen, wo das prak¬ 
tische Leben ebenso geistlos als das 
geistige Leben unpraktisch ist, hat kei¬ 
ne Klasse der bürgerlichen Gesellschaft 
das Bedürfnis und die Fähigkeit der all¬ 
gemeinen Emanzipation, bis sie nicht 
durch ihre unmittelbare Lage, durch die 
materielle Notwendigkeit, durch ihre 
Ketten selbst dazu gezwungen wird.“ 
(MEW, Bd. 1, S. 390 ) Ohnehin fehlte 
eine zentrale Führung ebenso wie eine 
klare Strategie. Trotz der Barrikadener¬ 
folge, nach denen Friedrich Wilhelm IV. 
seine Mütze vor den „Märzgefallenen“ 
ziehen muss, endet die Revolution na¬ 
hezu beim Status quo ante. Als sei nichts 
vorgefallen. Die Probleme wurden ver¬ 
tagt, dank der wirtschaftlichen Entwick¬ 
lung, die wieder Fahrt aufnahm. Zahl¬ 
reiche Aktienbanken und Aktienge¬ 
sellschaften wurden gegründet. Erste 
Großbetriebe entstanden. Die Krupp 
Gussstahlfabrik wurde 1870 zum größ¬ 
ten Industrieunternehmen Europas. 
Der ökonomische Aufschwung ging mit 
der politischen Einigung einher. Da sie 
nicht demokratisch von Unten gelang, 
kam sie, unter dem preußischen Junker 
Bismarck, militärisch von Oben. 1862 
führte Preußen mit Österreich Krieg ge¬ 
gen Dänemark. Vier Jahre später errang 
Preußen die Vormacht im Reich mit ei¬ 
nem Sieg über den Deutschen Bund mit 
seiner Vormacht Österreich. Und 1871 
vollendete es die „Kleindeutsche Lö¬ 
sung“ mit einem Sieg über Frankreich 
und der Ausrufung Wilhelms I. in Ver¬ 
sailles zum Deutschen Kaiser. Die dem 
unterlegenen Zweiten Kaiserreich ne¬ 
ben den Gebietsannexionen auferlegte 
Kriegskontribution von 5 Mrd. Gold¬ 
franc war die Initialzündung für den 
nun ausbrechenden Gründerboom. 

Mit der Gründung der Deutschen Bank, 
der Dresdner und der Commerzbank 
begann die zweite Phase der Grün¬ 
dung von Aktienbanken. Noch ging die 
Hochphase des Konkurrenzkapitalis- 
mus fort. Die Intensivierung der Pro¬ 
duktion ermöglichte hohe Produktivi¬ 
tätsfortschritte. Die Arbeitszeit wur¬ 
de kürzer, die -intensität höher. Aber 
gleichzeitig wurden die finanztechni¬ 
schen Grundlagen des Monopolkapi¬ 
talismus und des Kapitalexports gelegt. 
Der Großbetrieb begann die Wirtschaft 
sowohl in der Chemie (BASF, Bayer) 
als auch in der Elektrotechnik (Sie¬ 
mens, AEG) als auch in der Schwerin¬ 
dustrie zu beherrschen. 1912 arbeiteten 
67 000 Menschen allein für Krupp auf 
einem Werksgelände von 5 Quadratki¬ 
lometern. 

Monopolkapitalismus 

1873 brach die Börse in Wien zusam¬ 
men, danach die Börsen weltweit. Der 
Gründerboom ging jäh zu Ende, der 
Markt brach zusammen. Auch wenn es 
global noch Expansion gab, waren die 
Zuwachsraten bis weit in die 1990er 
Jahre doch deutlich geschrumpft. Auf 
den Zusammenbruch des ungehemm¬ 
ten Wachstums antwortete der Kapita¬ 
lismus nach Innen 
mit Kapitalkon¬ 
zentration, nach * 

Außen mit Kapital¬ 
export und Schutzzöllen. 

Klar schien, Deutschland 
ist für die Expansion sei- / 


mit der Sozialgesetzgebung. In der Krise 
wuchsen vor allem die Großbanken und 
die Großindustrie deutlich auf Kosten 
der übrigen Wirtschaft. „Ein Kapitalist 
schlägt viele tot.“ (MEW, Bd. 23, S. 790) 
Zahlreiche Kartelle, Syndikate, Trusts 
und Monopole entstehen. Sie sprechen 
Preise, Produktionszahlen, Absatz- und 
Einkaufsräume, Ausschaltung von Kon¬ 
kurrenz, strategische Planungen, Beein¬ 
flussung staatlicher Stehen, von Partei¬ 
en, Personen und Organisationen ab. 
Um die Jahrhundertwende gibt es etwa 
400 Kartelle, viele klein, Einzelproduk¬ 
te betreffend, manche für ganze Sekto¬ 
ren. In der chemischen Industrie allein 
sind es 250. Diese Monopole beherrsch¬ 
ten nun die deutsche Wirtschaft. Ihre 
Großbetriebe zu finanzieren sind aber 
die Banken nur bereit, wenn sie Sitz und 
Stimme in den Aufsichtsräten bekom¬ 
men, gleiches gilt umgekehrt auch für 
die Industrieunternehmen. In der perso¬ 
nellen Verschränkung des Führungsper¬ 
sonals spiegelt sich die nun einsetzende 
Verschmelzung von Bankenkapital und 
Industriekapital zum Finanzkapital. 

Krieg und Stamokap 

Das Deutsche Reich hatte Frankreich 
wirtschaftlich überholt und Britannien 
eingeholt. So gut die deutschen Mono¬ 
pole sich auf den Krieg vorbereitet hat¬ 
ten, so maßlos sie in ihren Kriegszie¬ 
len wurden, so sehr profitierten sie von 
diesem Krieg. 1918 hatte Krupp seine 
Belegschaft in vier Jahren auf 200 000 
verdreifacht. 

Kann die Vorkriegsrüstung ohnehin als 
ein Aufbauprogramm für die deutsche 
Chemie-, Elektro- und Schwerindustrie 
zu Lasten der Junker und des Mittelstan¬ 
des gesehen werden, das dabei auch die 
systemische Überproduktion überdeckt, 
so radikalisiert das Hindenburgpro- 
gramm die Fokussierung aller Ressour¬ 
cen auf die „kriegswichtigen“ Betriebe 
bis zur physischen Grenze. Ziel war die 
Steigerung der Pulver-, Munitions- und 
Minenwerferproduktion auf das Dop¬ 
pelte, der Maschinengewehr und Ge¬ 
schützproduktion auf das Dreifache. 
Dafür wurden auch „kriegsunwichtige“ 
Betriebe staatlicherseits geschlossen, 
der Hunger in Kauf genommen und 
mit dem „Gesetz über den vaterländi¬ 
schen Hilfsdienst“ eine allgemeine Ar¬ 
beitspflicht für alle Männer von 17 bis 60 
geschaffen. Diese Blaupause zum „To¬ 
talen Krieg“ 26 Jahre später, zementier¬ 
te die endgültige ökonomische und po¬ 
litische Dominanz des Finanzkapitals in 
Deutschland. Die deutsche Großbour¬ 
geoisie hatte alles in die Waagschale 
geworfen und Millionen geopfert, aber 
sie hatte gegen die etablierten Mächte 
klar verloren. Dennoch hatte sie es, in 
einer militaristisch pervertierten Form 
dazu gebracht, wovor sie 68 Jahre zu¬ 
vor noch aus Angst vor den Arbeitern 
zurück gewichen war. „Weder Kaiser 
noch Könige haben in den Betrieben 
etwas zu sagen. Da bestimmen wir al¬ 
lein“, hatte Emil Kirdorf 1889 dem Kai¬ 
ser entgegengeschleudert. Im Septem¬ 
ber 1918 verlangte Kirdorf die Abdan¬ 
kung von Wilhelm II. Nun bestimmten 
sie, 129 Jahre nach dem großen 14. Juli, 
auf den Trümmern jede Verantwortung 
von sich schiebend, dank der Ebert und 
Noske, auch im Deutschland allein. 

'Wirtschaftswissenschaftler und gilt als einer 
der ersten Vertreter der zyklischen Konjunk¬ 
turtheorie (Kondratjew-Zyklen). 1939 wurde 
auch er ein Opfer der„Säuberungen“ 


ner Industrie zu klein, 
es brauchte den 
„Platz an der 
Sonne“. Politisch re- y 
agierte Bismarck zunächst j 

repressiv mit dem Sozia- 
listengesetz und dann integrativ 




14 Freitag, 31. Januar 2014 


Anzeigen 


unsere zeit m 


Wir trauern um unsere Genossin 

Rosemarie Stiffel 

Mitglied des Bezirksvorstandes Ruhr-Westfalen. 

Rosie, wie wir sie nannten, starb nach längerer Krankheit im Alter 
von 84 Jahren. 

Sie war ihr ganzes Leben lang eine politisch denkende und konse¬ 
quent handelnde Genossin. Schon als junges Mädchen engagierte 
sie sich, wurde aktiv und gründete mit anderen jungen Menschen 
die FDJ in Gelsenkirchen. Bereits mit 17 Jahren wurde sie Mitglied 
der KPD. Nach ihrer Ausbildung arbeitete sie in der Landesleitung der 
KPD in Düsseldorf als Sekretärin. 

Auch das Verbot der FDJ und später der KPD konnten sie nicht vom 
politischen Kampf abhalten. Ihr Einsatz in der Bewegung gegen die 
Remilitarisierung der BRD wurde von der Adenauer-Justiz verfolgt. 
Sie wurde zu einer hohen Gefängnisstrafe verurteilt. Rosie ließ sich 
nicht einschüchtern. Sie blieb Marxistin und setzte sich weiter uner¬ 
müdlich ein für Frieden, Demokratie und Sozialismus. 

Mit ihrem Ehemann und Genossen Karl Stiffel kämpfte sie fast 60 
Jahre gemeinsam durch alle Wirren der Zeit für ihre Ideale. Für die 
Familie Stiffel war es selbstverständlich, bis ins hohe Alter an allen 
Ostermärschen Ruhr und vielen anderen Friedensaktivitäten teilzu¬ 
nehmen. 

Rosie gehörte zu der mutigen Gruppe Kommunisten, die 1968 die 
DKP konstituierten. Sie erhielt immer wieder das Vertrauen ihrer Ge¬ 
nossinnen und Genossen als Kreisvorsitzende von Moers und später 
von Wesel. Ihr besonderes Anliegen war es, die Interessen von Frau¬ 
en zu vertreten. Als Vorsitzende eines Bergarbeiterkreises wurde sie 
Mitglied des Parteivorstandes, dem sie 20 Jahre angehörte. Sie war 
eine anerkannte Persönlichkeit in vielen Bündnissen, aber auch in 
ihrer Gewerkschaft IGM. Bis zuletzt gehörte sie dort dem Senioren¬ 
ausschuss an. 

Der Zusammenbruch der sozialistischen Staaten schmerzte sie sehr, 
dennoch ließ sie sich nicht entmutigen. Sie stellte weiterhin ihre gan¬ 
ze Kraft dem Kreis Wesel und dem Bezirksvorstand Ruhr-Westfalen 
zur Verfügung. 15 Jahre war sie stellvertretene Bezirksvorsitzende, 
Mitglied im Arbeitskreis Wirtschaft & Sozialpolitik und Leiterin des 
Arbeitskreises Seniorenpolitik im Bezirk. Rosie machte sich vor kei¬ 
ner Arbeit bange, sie war die Seele unserer Organisationspolitik im 
Bezirk. Im Hause der Partei war sie dafür bekannt, interessierten 
Menschen unsere Politik beharrlich und geduldig zu erklären. 

Solidarität war ihr Markenzeichen. So warb sie für die DKP-Projek- 
te auf Kuba. Engagiert unterstützte sie 2006/2007 den Kampf der 
3300 BenQ-Siemens-Kollegen gegen die Schließung ihres Werkes in 
Kamp-Lintfort. Ein großes Anliegen war es für sie, sich einzusetzen 
gegen die Verfolgung von Erich Honecker, Heinz Kessler, Mischa Wolf 
und vielen anderen. 

Leider konnte sie ihren sehnlichsten Wunsch nicht mehr verwirkli¬ 
chen, am Liebknecht-Luxemburg-Treffen in Berlin teilzunehmen und 
auch das UZ-Pressefest vorzubereiten,. 

Rosie wird uns fehlen. Wir werden sie als eine außergewöhnliche 
Genossin in guter Erinnerung behalten 

Wir wünschen ihrem Sohn Götz viel Kraft für die kommende Zeit. 

Wir verabschieden uns von Rosie mit dem Bergmannsgruß 
„Glückauf zur letzten Fahrt“. 

DKP Kreis Wesel 
Bezirk Ruhr-Westfalen 
Parteivorstand der DKP 
IROKK (Initiative zur Rehabilitierung 
der Opfer des Kalten Krieges) 

SDAJ Ruhr-Westfalen 

Im Sinne von Rosie bitten wir statt Blumen und Kränzen um eine 
Spende für den Kommunalwahlkampf der DKP Ruhr-Westfalen. 
Sparkasse Essen Stichwort „ Rosie Stiffel- Kommunal 2014“ 

BLZ 36050105 Kto. 5011317 

Datum und Ort der Trauerfeier werden später bekanntgegeben 



Ein Kämpfartien har aufgehöit 

zu schlagen. 


Inge Tanski 


geb. Smslgeil 

J 13. 6. 1936 f 19. L 2014 

Wir nehmen Abschied von meiner lieben Frau, 
guten Mutter und Oma. 

Jürgen Tanski 
Valentina Tanski 
mitTamina 


45149 Essea Helge!dmJiiiig 64 
Die Beisetzung hat im engsten Familienkreis stattgefunden. 


UZ-PRESSEFEST-VOLKSFEST DER DKP 
Revierpark Wischlingen Dortmund 
27.-29. Juni 2014 


10.3.1934 20.1.2014 

Oskar (Oschi) Mathiessen 

Oschi ist tot. Unfassbar. In den letzten Tagen vor seinem Tod war 
Oschi noch mit uns gemeinsam auf dem Neujahrsempfang der DKP 
Hamburg und hat sich auf den EU-Wahlkampf und das Pressefest 
gefreut. Eine Woche zuvor war er mit uns und vielen Tausenden in 
Berlin und hat Rosas und Karls gedacht. Unser Genosse Oschi war 
einer von denen, über die Brecht schrieb: „Aber die Stärksten kämp¬ 
fen ihr Leben lang.“ 

Den Kampf um eine Welt ohne Ausbeutung und Krieg, für den Sozia¬ 
lismus, müssen wir jetzt ohne ihn fortführen, aber er wird in unserem 
Herzen und Fäusten immer dabei sein. 

Oschi gehörte zur DKP, wie die Elbe zu Hamburg. Er war jahrelang 
die gute Seele unseres Magda-Thürey-Zentrums, er war das Gesicht 
der DKP Eimsbüttel und er war der Kapitän der Kogge, auf dem UZ- 
Pressefest und auf dem Methfesselfest. 

Oschi, wir werden Dich niemals vergessen. 

Mit einer Faust zum Gruß 

DKP Hamburg 

DKP Gruppen Eidelstedt-Stellingen 
Gedenkstätte Ernst Thälmann 


Am 21.1.2014 verstarb ganz friedlich 
und unerwartet unserVater, 

Groß- und Urgroßvater. 

Wir trauern um 

Oskar (Oschi) Mathießen 

10.3.1934-21.1.2014 

Kristina Maria & Jens und Tamara 
sowie seine Enkel und Urenkel. 

Die Trauerfeier findet im engsten Familienkreis statt. 

Statt Blumen und Karten, spendet bitte für: 
Magda-Thürey-Zentrum - www.mtz-lindenallee.de 
Ernst-Thälmann-Gedenkstätte - www.thaelmann-gedenkstaette.de 
DANKE. 


Ein letztes AHOI! 

unserem lieben Freund und Genossen 

Benno 

Viele Jahre gemeinsames Skifahren verbanden uns, da lernten wir 
uns im Fassatal kennen. Viele schöne weitere Stunden und Tage 
hatten wir, und waren politisch einig. 

Wir sind mit Ilse, Katharina und Peter sehr traurig. 

Aber wir freuen uns, dass Ilse schon ihren Platz für das Pressefest 
bei uns gebucht hat, um Fischbrötchen an der Kogge zu verkaufen. 

Ganz viel liebe Grüße von Dortmund nach Hamburg 

Maggi, Hesi und Thorsten 


Keine Chance für Miethaie! 

Vom Mieternotruf in die Stadtregierung! 
Erfahrungen der KPÖ/Graz, Referent: Franz Parteder 

Donnerstag, 6. Februar, 19:00 Uhr 

Rathaus Schänke, Kirchhellener Str. 21, Bottrop 

Freitag, 7. Februar, 19:00 Uhr 

im Haus der DKP, Hoffnungstr. 18, Essen 

Sonntag, 9. Februar, 14:00 Uhr 

Z Zentrum für Kultur und Politik, Oesterholzstr. 27, Dortmund 



15.0Z.Z014 DEMO Vorplatz Hauptbahn hot Aachen, lZ.früUhr 
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Damit niemals geschehe, was gestern geschah! 


Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs- und 
Begegnungsstätte in der Nordheide. 

Informationen und Buchung unter: www. 
heideruh.de Tel 04181-8726 


Ein Kämpferherz hat aufgehört zu schlagen. 

Plötzlich und unerwartet verstarb unser Genosse 

Oschi Mathiessen 

Ein Magda-Thürey-Zentrum ohne Oschi war undenkbar. Ob es nun 
um Drucksachen oder Reparatur ging, oder auch nur Neuigkeiten 
auszutauschen. Oschi hatte für alles ein Ohr und Zeit und war unent¬ 
behrlich. Sein Hobby war die Schalmeienmusik, die er versuchte auch 
anderen Menschen beizubringen. 

Der Kontakt wurde auch nicht unterbrochen, als er das nasse und 
kalte Hamburg verließ. Nach seiner Rückkehr hatte Oschi sich in der 
Thälmann-Gedenkstätte eingebracht. 

Du wirst uns fehlen. 

Deine Genossen aus der Wohngebietsgruppe 
Eidelstedt-Stellingen und Niendorf-Schnelsen 


Unser Genosse 

Manfred Melcher 

wurde 85 Jahre alt. 

Herzlichen Glückwunsch von Deinen Genossinnen und Genossen 
aus Elmshorn. 

Danke für die mehr als 60-jährige Aktivität in der Kommunistischen 
Bewegung und für Deine großzügige Unterstützung der DKP. 

Wir wünschen Dir Gesundheit, alles Gute und noch viele Jahre 
in unseren Reihen. 

DKP Elmshorn 


Wohnungs- und mietenpolitische 
Konferenz der DKP 

Samstag, 22. März 2014,10 bis 17 Uhr 
Frankfurt am Main, Haus Gallus, Frankenallee 111 
Seminarraum 3 

Die wohnungs- und mietenpolitische Konferenz der DKP soll 
Theorie und Praxis verbinden, einen Erfahrungsaustausch leisten 
und so konkrete Hinweise erarbeiten, die unmittelbar Anwen¬ 
dung vor Ort finden können. In weiteren Schritten soll daraus ein 
aktuelles wohnungs- und mietenpolitisches Programm der DKP 
entwickelt werden. 

★ Eröffnung: Wolfgang Richter, Kreisvorstand Dortmund 

★ Ein Kapitel marxistische Analyse: Klaus Stein, 
Bezirksvorsitzender der DKP Rheinland-Westfalen 

★ Ein Kapitel kommunistische Grundsätze: Klaus Linder, 
Mitglied des Sekretariates der DKP Berlin 

★ Ein Kapitel politische Praxis: Siw Mammitzsch, 

Sprecherin der Essener Mietergemeinschaft 

★ Schlusswort: Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Nach den Einstiegsreferaten gibt es jeweils Gelegenheit zur 
Diskussion. Eingeladen sind alle interessierten Genossinnen mit 
und ohne Erfahrungen im mietenpolitischen Kampf. 

Tagungsbeitrag 10 Euro, ermäßigt 6 Euro. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Zwischen Schnüfflerparadies und Online-Sozialismus. 
Zur Rolle und Bedeutung des Internet 

Sa, 15. Februar, 11 -18 Uhr, Kassel 
Cafe Buch-Oase, Germaniastraße 14 

In Kooperation mit dem Rosa-Luxemburg-Club Kassel 


• Dietmar Dath (Schriftsteller, Frankfurt a. M.): 

Zeitgewinn und Produktion. Wie man radikale Demokratie rechnet 

• Holger Meuler (Gewerkschaftssekretär, St. Wendel): 

Grenzenlos arbeiten? Digitale Globalisierung und gewerkschaftliche 
Handlungsfelder 

• Thomas Hagenhofer (Informationswissenschaftler, Saarbrücken): 
Das Internet zwischen Fortschrittspotentialen und Destruktivkraft 

• Helmut Dunkhase (Diplom-Mathematiker, Berlin): 

Alternativen aus dem Rechner - Zur Arbeit von Cockshott/Cottrell 
über die Bedeutung der Informationstechnologie für eine 
sozialistische Gesellschaft 


Teilnahmegebühr: 7 Euro, ermäßigt 4 Euro. 

Anmeldung erbeten unter marx-engels-stiftung@t-online.de 
oder 0211-680 28 28 (Hermann Kopp) 
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Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 

Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 

V___ 


/-'N 

Ferienwohnung 
in Südfrankreich 

Narbonne-Plage 
200 m zum Meer 

Hiltraut Wurm, 08144 7200 
anna.boegel@googlemail.com 

V_> 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 - 459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 
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Hohe Anzahl von Jugendlichen 

Betr.: Luxemburg-Liebknecht-Demo 
in Berlin 

Am 12.1.2014 gedachten in Berlin er¬ 
neut Zehntausende der Ermordung der 
Sozialistenführer Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht vor 95 Jahren (...). 
Der lange Demonstrationszug war nicht 
nur von Mitgliedern der Partei die Linke 
geprägt, sondern weit mehr als im Vor¬ 
jahr von einem großen Block der DKP, 
der SDAJ und befreundeter Parteien 
aus anderen Ländern. Erstaunt war ich 
über die hohe Anzahl von Jugendlichen. 
Sie scheuten sich nicht, einstimmig die 
Internationale zu singen und dabei die 
Läuste zu erheben oder die internatio¬ 
nale Solidarität hoch leben zu lassen. So 
nahmen auch eindrucksvoll und über¬ 
zeugend die kommunistischen Parteien 
der Türkei, Griechenlands, Dänemarks, 
Schwedens, Luxemburgs und Ungarns, 
erkennbar an ihren Lahnen und Trans¬ 
parenten, an dem Zug teil, in deren Rei¬ 
hen ich mich mit meiner „Die Linke“- 
Lahne eingereiht hatte. Auf Transpa¬ 
renten, Llyern und in Sprechchören 
forderten wir immer wieder die antifa¬ 
schistische, internationale Solidarität, 
prangerten wir z.B. die Kriege, Arbeits¬ 
losigkeit, Sozialabbau, katastrophale 
Zustände bei Ausbildung und Studium 
an und deren zweifelsfreie Ursache, den 
Kapitalismus. (...) 

In vielen Gesprächen mit Jugendlichen 
stellte ich überraschend fest, dass auch sie 
sehr wohl wissen, dass z.B. ohne Kenntnis 
des dialektischen und historischen Mate¬ 
rialismus die Überwindung des Kapitalis¬ 
mus nicht möglich ist und dass „Das Sein 
bestimmt das Bewusstsein“, für sie kein 
befremdliches Thema ist. 

Einmütig bekundeten diese jugendli¬ 
chen Demonstranten: Die Überwin¬ 


dung des Kapitalismus ist das internati¬ 
onalistische Ziel aller antifaschistischen 
Linkskräfte. Von zugekifften Linksex¬ 
tremisten oder pöbelnden, alkoholi¬ 
sierten, grölenden Jugendlichen habe 
ich nicht einmal im Ansatz etwas fest¬ 
stellen können. Im Gegenteil: Sie sind 
überdurchschnittlich politisch gebildet, 
diszipliniert, zuvorkommend und jeder 
Einzelne ist sich seiner Verantwortung 
während einer solchen Veranstaltung 
bewusst. 

Natürlich wissen wir, dass allein nur mit 
Losungen und spektakulären Aktionen 
das gemeinsam erklärte Ziel nicht er¬ 
reicht werden kann. (...) Nur im soli¬ 
darischen Zusammenschluss mit allen 
antifaschistischen Linkskräften kom¬ 
men wir dem Ziel, den Kapitalismus zu 
überwinden, einen wesentlichen Schritt 
näher. 

Eines steht schon einmal fest: Der an¬ 
tifaschistische Widerstand wächst, auch 
über Deutschlands Grenzen hinaus ...! 
Wir wollen nicht vergessen: Eines der 
grundlegenden Lehler war und ist, den 
Kapitalismus mit seinen Möglichkeiten 
zu unterschätzen. 

Peter Dornbruch , Crivitz 

Wer dominiert Europa? 

Betr.: Entwurf EU-Wahlprogramm 

In den mir bislang bekannten Versio¬ 
nen unseres EU-Wahlprogramms lese 
ich an verschiedenen Stellen: „Europa 
des Großkapitals“, „Imperialistische 
EU“, „große nationale und transnatio¬ 
nale Banken und Konzerne“, „tonange¬ 
bend sind vor allem die deutschen und 
französischen Großkapitalisten“ und 
last not least, am fettesten gedruckt in 
einer Zwischenüberschrift: „Nein zur 
Vorherrschaft des deutschen Imperia¬ 
lismus“. 


Letztere Lormulierung spielt in den 
bisherigen Diskussionen ja auch eine 
zentrale Rolle. Sie müsste aber m.E., 
wenn man sie schon gebraucht, mehr 
mit Inhalt gefüllt werden. Damit meine 
ich nun nicht ihre Herleitung von Le¬ 
nin, sondern: wer macht denn den deut¬ 
schen Imperialismus aus? Natürlich ist 
klar, dass die deutsche Regierung, der 
staatliche Machtapparat mit Geheim¬ 
diensten, Polizei und Bundeswehr da¬ 
zurechnen. Aber wer sind denn konkret 
die Konzerne und Großkapitalisten, die 
den „deutschen Imperialismus“ verkör¬ 
pern? Sozusagen mit Lirma, Straße und 
Hausnummer benannt. 

Als Leser von diversen isw-Heften 
habe ich im Kopf, dass es letztlich eine 
heillose internationale Verflechtung 
der Konzerne untereinander gibt. Auch 
gelegentliche Lernsehsendungen, wie 
letztens über die riesige Schattenbank 
„Blackrock“ vermitteln diesen Ein¬ 
druck. Auch in spektakulären Insol¬ 
venzfällen tauchen immer wieder Heu¬ 
schrecken aus den USA und Großbri¬ 
tannien als vermögende „Retter“ auf. 
Mir ist zwar eine Auseinandersetzung 
von Beate Landefeld mit dem isw über 
diese Trage in Erinnerung. Aber gibt 
es denn, sozusagen für den Alltagsge¬ 
brauch, eine handfeste Untersuchung, 
die den „deutschen Imperialismus“ 
dingfest macht? Ansonsten könnte das 
eine hohle Phrase werden. 

Kurt Wirth, Kempten 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Regensburg: Mitgliederversammlung der 
DKP u.a. zu den EU-Wahlen. Landshuter Hof, 
19.00 Uhr. 


SO ★ 2. FEB 


Hamburg: „Woche des Gedenkens - Sonder¬ 
öffnung .Dauerausstellung zur Zwangsarbeit 
in Hamburg 1939-1945“. Führung durch die 
erweiterte Dauerausstellung in den letzten er¬ 
haltenen ehemaligen Zwangsarbeiterbaracken 
Hamburgs, Lager Kowahl+Bruns. Veranstalter: 
Willi-Bredel-Gesellschaft-Geschichtswerkstatt 
e.V. Wilhelm-Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn 
Flughafen, 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Gronau: Sonntagsspaziergang an der Gronau¬ 
er Urananreicherungsanlage. Treffpunkt an der 
Urananreicherungsanlage, Röntgenstraße 4, 
14.00 Uhr. 


MO ★ 3.FEB 


Münster: „Portugal gestern und heute“, Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Münster in 
Vorbereitung des 40. Jahrestags der Nelken- 
Revolution. Linkes Zentrum, Achtermannstra- 
ße 19, 20.00 Uhr._ 

Hamburg: „Rettet das Freibad Ohlsdorf“, Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Fuhlsbüttel - 
Langenhorn mit einem Sprecher der Bl. Bür¬ 
gerhaus Langenhorn, Tangstedter Landstraße 
41,19.00 Uhr._ 

Hof (Saale): „Das Grazer Modell - nicht ko¬ 
pieren, aber davon lernen.“ Öffentliche Ge¬ 
sprächsrunde der DKP zur Kommunalpolitik 
mit Franz Parteder aus Graz, bis 2012 Lan¬ 
desobmann der KPÖ in der Steiermark und 
langjähriges Mitglied des Bezirksrats in Graz. 
Büro der Partei „Die Linke“, Ernst-Reuter- 
Straße 52,18.00 Uhr. 


München: „Europa am Scheideweg“, Grup¬ 
penabend der DKP Neuhausen-Süd, Wald¬ 
friedhof mit Leo Mayer. KOMM-Treff, Holzap¬ 
felstraße 3,19.00 Uhr. 

Recklinghausen: Veranstaltung der DKP zum 
Kalten Krieg und Verbot der KPD in der BRD. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 5. FEB 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP mit Diskussion zu den Kommu¬ 
nalwahlen und Vorbereitung des UZ-Presse- 
festes. Floraheim, 19.00 Uhr. 

Stadtlohn: „Christen und Marxisten“, Mitglie¬ 
derversammlung der DKP im Kreis Borken. 
Vredenerstraße 54 bei Tenbusch, 19.15 Uhr. 


SA H 8 . FEB 


Siegen: „Wie und womit erkennen wir die 
Welt?“ Bildungsveranstaltung der DKP Sie- 
gen/Olpe/HSK zu „Drei Quellen und drei Be¬ 
standteile des Marxismus“. VEB, Marienbor- 
ner Straße 16,14.00 Uhr. 

Krefeld: „Michael Grosse - Deutschland ein 
Wintermärchen von Heinrich Heine.“ DKP Lin¬ 
ker Niederrhein goes Theater: Fabrik Heeder, 
Virchow Straße 130,20.00 Uhr. 


SO ★ 9. FEB 


Dortmund: Veranstaltung der DKP mit Franz 
Parteder von der KPÖ Graz zum Thema Kom¬ 
munalpolitik. Z, Oesterholzstraße 27,14.00 Uhr. 


MO ★ 10. FEB 


Elmshorn: Mitgliederversammlung der DKP 
zum Thema EU Parlamentswahlen, einleiten¬ 
der Beitrag von Heinz Stehr. Rheinhold Jürgen- 
sen Zentrum, 19.30 Uhr. 


SDAJ freut sich auf 
das UZ-Pressefest 

Vorbereitungen für den Jugendbereich haben begonnen 


Mitte Januar hat der Bundesvorstand 
der Sozialistischen Deutschen Arbei¬ 
terjugend (SDAJ) über die Beteili¬ 
gung des Jugendverbandes am UZ- 
Pressefest (27. bis 29. Juni, Revierpark- 
Wischlingen, Dortmund) diskutiert 
und mit den Vorbereitungen begon¬ 
nen. Im Mittelpunkt des Jugendberei¬ 
ches steht das SDAJ-Zelt mit zahlrei¬ 
chen inhaltlichen und kulturellen Pro¬ 
grammpunkten. Daneben finden Zelte 
der Naturfreundejugend NRW und 
verschiedener Antifa-Gruppen sowie 
Infostände anderer Jugendorganisati¬ 
onen ihren Platz. 

Aber nicht nur in diesem Bereich hat 
die Jugend ihren Platz auf dem Lest. 
Zu einem Höhepunkt soll ein Antifa- 
Konzert am Lreitag Abend werden, das 
DKP und SDAJ gemeinsam organisie¬ 


ren. Der Jugendverband bietet außer¬ 
dem allen Bezirken an, sich an Diskus¬ 


sionen in den regionalen Zelten zu be¬ 
teiligen oder dort die Arbeit der SDAJ 
vorzustellen. 

Mit den Planungen für das Pressefest 
hat die SDAJ ihr Lestival der Jugend, 
das turnusgemäß Pfingsten stattgefun¬ 
den hätte, auf das Jahr 2015 verscho¬ 
ben. Das zeigt, welchen Stellenwert das 


größte Lest der Linken für den revo¬ 
lutionären Jugendverband hat. „Wir 
wollen uns aktiv einbringen und das 
UZ-Pressefest mit Beiträgen inhaltlich 
und kulturell bereichern“, so Mark aus 
München, der verantwortlich für den 
SDAJ-Beitrag ist. „Dazu werden wir 
hunderte Jugendliche aus der ganzen 
Bundesrepublik im Juni mit nach Dort¬ 
mund nehmen und ihnen die Gelegen¬ 
heit anbieten, uns und die Kommunis¬ 
tische Partei an unserer Seite kennen¬ 
zulernen“. 

Das Pressefest ist für die SDAJ immer 
ein Ort des Austauschens, des Lernens 
und Kennenlernens, aber auch des Fei- 
erns gewesen. Viel Musik und Kultur 
soll es an dem Wochenende im Jugend¬ 
bereich geben - Eingeladen sind Jung 
und Alt! Eine besondere Rolle für das 
inhaltliche Programm wird die beschlos¬ 
sene Arbeiterjugend-Kampagne spie¬ 
len, mit der unter anderem ein Ausbil¬ 
dungsgesetz gefordert wird. In der Form 
eines Tribunals sollen Missstände in der 
Ausbildung dargestellt werden. Weitere 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 18. bis 24. Januar 


Dienstag 

19 000 Menschen pro Jahr sterben durch 
Fehler in deutschen Kliniken. So heißt es 
im neuen AOK-Krankenhaus-Report. 
Das sind fünfmal mehr als Tote im Stra¬ 
ßenverkehr. Ein Hinweis unter vielen, 
dass die „ Reformen “ der letzten Jahrzehn¬ 
te unsere Gesundheitsversorgung immer 
schlechter gemacht haben. 

Mittwoch 

Seit gestern wissen wir, dass etwa 16 Milli¬ 
onen Datensätze, bestehend aus mail-Ad¬ 
resse und Passwort, gehackt worden sind. 
Die Hälfte der Adressen endet auf „.de“, 
die Besitzer dürften also in Deutschland 
beheimatet sein. Die Zeitungen sprechen 
von aktuellen Gefahren vor allem beim 
Einkauf im Internet. 

Seit heute wissen wir, dass das Bundesamt 
für Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI) uns diesen Gefahren seit über ei¬ 
nem Monat aussetzt. Solange weiß die 
dem Bundesinnenministerium angeglie¬ 
derte Behörde vom Datenklau. Angeblich 
hat man die Information zurückgehalten, 
um nun gezielt warnen zu können. Tat¬ 
sache ist, dass man dafür alle Daten fein 
säuberlich sortiert hat. Nahe liegt, dass 
man die Daten geheimdienstlich über¬ 
prüft hat. Merke: Die Gefahr für unsere 
Internetsicherheit geht nicht in erster Li¬ 
nie von Hackern aus. 

Donnerstag 

Alle nun aufkommende Kritik am 
ADAC mag berechtigt sein. Der größte 
deutsche Verein ist anscheinend schlecht 
geführt. Immerhin ist er aber - als Ver¬ 
ein - ein Non-Profit-Unternehmen, das 
keine Gewinne erwirtschaftet und einzig 
dem Vorteil seiner 19 Mio. Mitglieder ver¬ 
pflichtet ist. Es muss deshalb aufhorchen 
lassen, wenn der als „ Auto-Papst“ apo¬ 
strophierte Duisburger Professor Ferdi¬ 
nand Dudenhöffer heute vor allem die 
„überholte“ Vereins Struktur des Clubs 


aufs Korn nimmt. Was bedeutet es, wenn 
er kritisiert, dass alle Dienstleistungen für 
die Vereinsmitglieder auch von der Pri¬ 
vatwirtschaft übernommen werden könn¬ 
ten? Vor allem eins: Die Milliardenum¬ 
sätze des ADAC wecken schon lange die 
Begehrlichkeiten der Versicherungsgesell¬ 
schaften. Ein Schuft, der angesichts der 
aktuellen Kampagne Böses denkt. 

Freitag 

Hinrichtungen kommen bekanntlich 
teuer - nicht nur den Delinquenten. Im 
US-Hinrichtungsstaat Nr. 1 Texas kostet 
ein Todesstrafenfall im Durchschnitt 2,3 
Millionen Dollar, das Dreifache dessen, 
was eine 40-jährige Haftstrafe kosten wür¬ 
de. Im Sonnenstaat Florida werden die 
Kosten pro Exekution sogar auf durch¬ 
schnittlich 3,2 Millionen Dollar beziffert. 
Immerhin erfahren wir genau, was staat¬ 
licher Mord in den USA kostet. Wie sich 
das für einen Rechtsstaat gehört. 
Schwieriger ist es zu erfahren, welchen 
Stückpreis Foltern in Polen hat. Wir wis¬ 
sen seit einigen Jahren, dass im idyllischen 
Stare Kiejkuty, einem Dörfchen der Ma¬ 
surischen Seenplatte, der US-Auslandsge¬ 
heimdienst ein Gefängnis unterhielt. Dort 
wurden vor etwas mehr als zehn Jahren 
„mehrere“ angebliche Terroristen gefol¬ 
tert. Was Bewachung, Flüge, Vollpension, 
Strom und sonstige Nebenkosten ausge¬ 
macht haben, werden wir es je erfahren? 
Vielleicht. 

Seit heute kennen wir einen Sonderposten, 
der beim Foltern in den USA nicht ange¬ 
fallen wäre. Der polnische Geheimdienst 
soll von der CIA pauschal 15 Mio. Dollar 
für die Lizenz zum Foltern erhalten ha¬ 
ben. Über den Daumen können wir somit 
schätzen, dass Foltern in Polen noch teuer 
ist als Hinrichten in den USA. Die hohen 
Kosten wahrscheinlich der Grund, warum 
das polnische Foltergefängnis (vorläufig) 
geschlossen wurde. 

Adi Reiher 



Darf 

ich die Hochzeits¬ 
gesellschaft dahinten 
beschießen? 


Nein 
wir sind 
jetzt ein familien¬ 
freundliches Unterneh¬ 
men. 


Die neue Bundeswehr - einfach nur freundlich 


Oberes Bild nach einer Idee aus der DKP-Kleinzeitung„Blickpunkt“, Mörfelden-Walldorf. 


Den Verteidigern der Bremer Räterepublik 

Gedenkveranstaltung am 9. Februar auf dem Waller Friedhof 


tm 



Trauerzug für die Opfer der Räterepublik vor dem Gewerkschaftshaus 


A m Sonntag, 9. Februar, findet auf 
dem Waller Friedhof in Bremen 
eine Veranstaltung zu Ehren der 
Verteidiger der Bremer Räterepublik 
statt. In einem Flugblatt schreiben die 
Einlader: 

„Am 04. Februar 2014 jährt sich zum 
95. Mal die Niederschlagung der Bre¬ 
mer Räterepublik. Die Herrschaft des 
Arbeiter- und Soldatenrates in der Re¬ 
volution von 1918/19 und die Existenz 
der „Sozialistischen Republik Bremen“ 
vom 10. Januar bis zum 04. Februar 
1919 gehören zur demokratischen Tra¬ 
dition unserer Stadt. 

Der Kieler Matrosenaufstand, der die 
deutsche Revolution im November 
1918 einleitete, bildete auch in Bremen 
den Auslöser für den Sturz der alten 
Ordnung. Am 06. November gab der 
Unabhängige Sozialdemokrat Adam 
Frasunkiewiecz vom Balkon des Rat¬ 
hauses bekannt, dass ein Arbeiter- und 
Soldatenrat gebildet wird. 

Doch anders als in Bremen, wo die Lin¬ 
ke die Mehrheit in der Arbeiterbewe¬ 
gung hatte, kam die Revolution in Ber¬ 
lin und im Reich bald ins Stocken. Die 
Führung der Mehrheitssozialdemokra¬ 
tie unter Ebert und Scheidemann und 
die Spitzen der Gewerkschaften woll¬ 
ten eine Entwicklung wie nach der rus¬ 
sischen Oktoberrevolution verhindern 
und orientierten auf die Errichtung ei¬ 
ner bürgerlich-demokratischen, parla¬ 
mentarischen Republik. Sie setzten statt 
der Errichtung einer Räteherrschaft der 
Arbeiterschaft die Wahlen zu einer Na¬ 
tionalversammlung durch, ließen die al¬ 
ten Gewalten in der Wirtschaft, Staats¬ 
apparat und Justiz und Armee ihre 
Macht und bekämpften eine weitere 
Umwälzung auch mit Waffengewalt, in¬ 
dem sie mit Freikorps unter kaiserlichen 
Offizieren gegen USPD und Spartakus 
vorgingen. Den von Noske geführten 
konterrevolutionären Truppen fielen 
im Januar 1919 Hunderte von Sozialis¬ 
ten zum Opfer, unter ihnen auch Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht. 


Um diese Entwicklung in Bremen zu 
verhindern und die angestrebte sozi¬ 
alistische Demokratie zu erreichen, 
proklamierte der Aktionsausschuss 
nach einer großen Demonstration 
der Bremer Arbeiter und Arbeiterin¬ 
nen am 10. Januar 1919 die „Sozialis¬ 
tische Republik Bremen“ und ein Rat 
von Volksbeauftragten aus USPD- und 
KPD-Mitgliedern (u.a. Dannat, Henke, 
Knief) übernahm die Verwaltung der 
Stadt. Die Räteregierung nahm eine 
Reihe sozialer Refor¬ 
men in Angriff. 

Die Banken weiger¬ 
ten sich, der neuen Regierung Geld 
für Löhne und Gehälter auszuzahlen. 
Vor allem aber hatte die Ebert-Regie- 
rung in Berlin - auch auf Bitten der 
Abgesandten der Bremer Kaufmann¬ 
schaft - beschlossen, in Bremen wieder 
„Ruhe und Ordnung“ herzustellen. Am 
25. Januar befahl Noske der Freiwilli- 
gen-Division Gerstenberg, der sich ein 
aus bremischen Bürgersöhnen gebil¬ 
deter Freikorps unter Oberst Caspa- 
ri anschloss, den Angriff auf Bremen. 


Der begann am 04. Februar mit über 
3 000 Soldaten, Kanonen und Panzer¬ 
autos. Nach heftiger Gegenwehr muss¬ 
ten die Arbeiter den Kampf einstellen, 
29 Verteidiger der Räterepublik waren 
gefallen. 

So endete auch in Bremen der Versuch, 
Demokratie und Sozialismus durchzu¬ 
setzen. Wir gedenken der gefallenen 
Verteidiger der Bremer Räterepublik 
und wir fragen nach der Aktualität ih¬ 
rer Ideen für uns heute. 

Denn wir sehen, 

★ dass heute wie da¬ 
mals der Kapitalis¬ 
mus nicht in der Lage ist, eine gerech¬ 
te Wirtschaft und Gesellschaft zu ge¬ 
stalten 

★ dass heute wie damals die Milita¬ 
risierung sowohl im Inneren als auch 
nach außen intensiviert wird. 

★ dass heute wie damals der Sicher- 
heits- und Polizeistaat ausgebaut wird. 

★ dass heute wie damals soziale Rechte 
abgebaut werden. 

★ dass die Arbeitskraft der Menschen 
immer stärker ausgebeutet wird. 


Unsere Lehren daraus sind. 

★ uns mit den Forderungen der Räte¬ 
bewegung und -gedanken auseinander¬ 
zusetzen. 

★ Nie wieder Krieg! Nie wieder Fa¬ 
schismus! 

★ statt Einschränkung der demokra¬ 
tischen Rechte treten wir ein für ihre 
radikale Ausweitung bei voller sozialer 
Absicherung für alle Menschen. 

★ Milliarden für die Menschen statt für 
Banken und Konzerne! 

★ die Forderung nach der 30-Stunden- 
woche bei vollem Lohn- und Personal¬ 
ausgleich!“ 

Die Veranstaltung beginnt um 11.00 
Uhr. Es werden sprechen: Gerd- 
Rolf Rosenberger, Initiative Nord¬ 
bremer Bürger gegen den Krieg und 
Inge Höger, MdB, Abrüstungspoliti¬ 
sche Sprecherin der Linksfraktion. 


Whistleblower - In gefährlicher 
Mission, D/Kan/USA 2010 

US-Polizistin Kathryn Bolkovac ist in 
den späten 1990er Jahren im Nach- 
kriegs-Bosnien eingesetzt. Dabei ent¬ 
deckt sie, dass UN-Mitarbeiter, die 
zur Friedenssicherung vor Ort sind, 
in den grassierenden Frauenhandel 
verwickelt sind. 

Mo., 3.2., 22.15-0.00 Uhr, zdf 

Für die Liebe noch zu mager?, 

DDR 1973 

Jugend- und Musikfilm der DEFA. 
Die 18-jährige Susanne arbeitet als 
Facharbeiterin in einem Textilbetrieb. 
Sie ist immer hilfsbereit, hat ein offe¬ 
nes Ohr für alle und ist gesellschaft¬ 
lich engagiert. Zu Hause führt sie für 
ihren Vater und ihren Bruder den 
Haushalt. Dass sie selbst auch Be¬ 
dürfnisse hat, steht dabei hintenan 
und wird auch von ihrer Umwelt nicht 
wahrgenommen. 

Mo., 3.2., 23.40-1.05 Uhr, mdr 


Es singt der Buchtstraßen-Chor. An¬ 
schließend gibt es ab 12.00 Uhr ein 
Kulturprogramm im Westend. Ein 
breites Bündnis lädt ein: Bildungs¬ 
gemeinschaft SALZ; Bremer Anti¬ 
kapitalistische Linke (BAL); DGB 
Bremen-Elbe-Weser; DIE LINKE. 
Landesverband Bremen und Frakti¬ 
on; Deutsche Kommunistische Partei 
(DKP) Bremen; DKP Bremen-Nord; 
Initiative Bremer Montagsdemo; Ini¬ 
tiative Nordbremer Bürger gegen den 
Krieg; GEW Landesverband Bremen; 
Marxistische Abendschule (MASCH) 
Bremen; Marxistisch-Leninistische 
Partei Deutschland (MLPD) Bremen; 
Vereinigung der Verfolgten des Nazi¬ 
regimes - Bund der Antifaschistin¬ 
nen und Antifaschisten (VVN-BdA) 
Bremen; Rote Hilfe e.V. Ortsgruppe 
Bremen. 


Waffen für die Welt - Export 
außer Kontrolle, D 2014 

Trotz strikter Ausfuhrbeschränkun¬ 
gen gelangen laut dem Kinderhilfs¬ 
werk UNICEF zahlreiche Waffen aus 
Deutschland in die Hände von Kin¬ 
dersoldaten. In den Bürgerkriegsregi¬ 
onen verlieren jährlich etwa eine hal¬ 
be Million Menschen ihr Leben durch 
illegal importierte Gewehre. Wie ge¬ 
langen sie dorthin? 

Di., 4.2., 20.15-22.05 Uhr, arte 

Hitlers Polizei, D 2011 

Die deutsche Polizei pflegte lange - 
zu Unrecht - den Ruf, während der 
NS- Zeit frei von Schuld geblieben 
und nicht in verbrecherische Machen¬ 
schaften verstrickt gewesen zu sein. 
Die Filmemacher zeigen, wie Hitler 
die Polizei einsetzte, um Jagd auf po¬ 
litische Gegner zu machen. 

Di., 4.2., 23.35-0.30 Uhr, arte 


Ihre Ideen bleiben aktuell 


Der rote Kanal 























